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Die Außenpolitik der zweiten österreichischen Republik ist zweifellos ein spannendes und 
sehr ergiebiges Feld, nicht nur für politikwissenschaftliche, sondern auch für historische 
Analysen. Betrachtet man die Chronologie dieser österreichischen Außenpolitik als Ganzes, 
dann rückt vor allem eine Person immer wieder in den Blickpunkt des Interesses, da sie wie 
kaum eine andere die innen- und außenpolitischen Geschicke Österreichs bestimmt hat – die 
Rede ist natürlich von Bruno Kreisky.  
Bruno Kreisky hat schon vor seiner Zeit als Bundeskanzler immensen Einfluss auf den 
außenpolitischen Kurs Österreichs gehabt, als Regierungschef hat er einen eigenen 
außenpolitischen Stil geprägt, der heute noch Seinesgleichen sucht. Seine Politik der 
Äquidistanz zwischen den Blöcken und der unbedingten Internationalisierung, ja 
Globalisierung des österreichischen außenpolitischen Betätigungsfeldes sind seither von 
keinem seiner Nachfolger in einem ähnlichen Ausmaß betrieben worden, wobei in den Jahren 
der Alleinregierung Kreiskys der außenpolitische Status, also die Geltung, Bekanntheit und 




Ein wichtiger Teil dieser globalisierten Außenpolitik war die Hinwendung zu den neuen 
Staaten, den gerade dekolonisierten Nationen der Dritten Welt, die in den 1960ern und 
1970ern gerade erst begonnen hatten, in der internationalen Politik eine Rolle zu spielen. 
Kreisky war unter den ersten Staatsmännern die begannen, die Wichtigkeit, im Sinne der 
Chancen, aber auch der Risiken, die mit diesen neuen Staaten zusammenhingen, auf Ebene 
                                                 
1
 Vgl. Wolfgang Petritsch, Bruno Kreisky. Die Biografie, Residenz Verlag, St. Pölten, 3. Auflage 2010, S. 116. 
Diese Monografie stellt eines der Standardwerke über das Leben und Wirken Kreiskys dar, das vor allem aus der 
großen Nähe des Autors (seit 1976 war Petritsch Teil von Kreiskys Kabinett, ab 1981 sein Pressesekretär; vgl. 
ebd., 9) einen sehr hohen Authentizitätsgrad hat, wobei natürlich schon rein aufgrund der anzunehmenden engen 
persönlichen Beziehung des Autors mit Kreisky die Gefahr der Schönfärberei niemals ganz ausgeschlossen 
werden kann. Weitere sehr aufschlussreiche Werke zum Wirken von Bruno Kreisky als Außenpolitiker sind (in 
alphabetischer Reihenfolge) Erich Bielka et al. (Hg.): Die Ära Kreisky. Schwerpunkte der österreichischen 
Außenpolitik, Europaverlag, Wien, 1983; Gerald Hinteregger, Im Auftrag Österreichs. Gelebte Außenpolitik von 
Kreisky bis Mock, Amalthea, Wien, 2008; Peter Jankowitsch, Wir sind wieder wer in der Welt, in: Beppo 
Mauhart, Ein Stück des Weges gemeinsam. In Texten und Bildern, echomedia, Wien, 2008, S. 380 – 402; 
Dagmar Kerschbaumer, Bruno Kreisky. Sein internationales Engagement als österreichischer Außenpolitiker 
(1953 – 1966; 1970 – 1983), Diplomarbeit an  der Universität Wien, 2003; Robert Kriechbaumer, Die Ära 
Kreisky. Österreich 1970-1983 in der historischen Analyse, im Urteil der politischen Kontrahenten und in 
Karikaturen von Ironimus, Böhlau, Wien, 2004. 
Durchaus aufschlussreich war auch eine Aufsatzsammlung von Kreisky selbst: Bruno Kreisky, Neutralität und 
Koexistenz. Aufsätze und Reden. Mit einem Vorwort von Prof. Dr. Iring Fetscher, List, München, 1975 
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Dabei sah sich Kreisky nicht nur in seiner Rolle als „Hausherr“ über einen der Standorte der 
Vereinten Nationen verpflichtet, der Dritten Welt einen großen Spielraum in seinen 
außenpolitischen Überlegungen zu geben, er war auch als Regierungschef des kleinen 
Österreich stets bemüht, den südlichen Regionen der Welt einen entsprechenden Status 
einzuräumen.  
Wie sich dieses Faktum im Einzelnen auf die tägliche Politik auswirkte, soll nun im weitesten 
Sinne Gegenstand dieser Untersuchung sein. Diese Arbeit beschäftigt sich nämlich konkret 
mit den bilateralen Beziehungen zwischen der Republik Österreich und der Republik Zambia, 
wobei die Regierungszeit Kreiskys als „Höhepunkt“ dieser Beziehungen den zeitlichen 
Rahmen definiert. Neben dieser zeitlichen Einschränkung muss natürlich auch ein inhaltlicher 
Rahmen definiert werden, was denn nun Gegenstand der Untersuchung sein soll, und was 
nicht. Darum ist zuerst eine Frage zu klären: Was versteht man denn nun unter dem Begriff 
der „bilateralen Beziehungen“? Was fällt alles hinein, und was davon wird hier beleuchtet?  
Zuerst gilt es den Begriff zu zerlegen: die Bilateralität der Beziehungen deutet darauf hin, 
dass es sich um eine Angelegenheit zwischen zwei Akteuren des internationalen politischen 
Systems dreht. Somit sind bilaterale Beziehungen ein Ausschnitt aus dem globalen 
Beziehungsgeflecht der internationalen Staatengemeinschaft, der sich auf genau zwei der 
Akteure und deren Interaktionen konzentriert. Somit muss noch geklärt werden, was 
„internationale Beziehungen“ sind. Eine zwar etwas platte, aber dennoch aufschlussreiche 
Definition bietet der bekannte Politologe Dieter Nohlen: „Die politischen Hauptakteure auf 
internationaler Ebene sind zweifellos noch die Regierungen. Sie betreiben, jede für sich 
betrachtet, Außenpolitik, zusammen gesehen internationale Politik. (…) Die internationalen 
Beziehungen umfassen (…) alle Beziehungen und Handlungen, die über den Staat 
hinausreichen“3, weswegen also angefangen von den diplomatischen über die wirtschaftlichen 
auch die kulturellen, historischen, sozialen, militärischen oder auch die 
entwicklungshilfepolitischen Relationen betrachtet werden können. 
Nun muss allerdings einschränkend bemerkt werden, dass ein so breiter Fokus eine 
tiefergehende Analyse einzelner Phänomene der Beziehungen erschweren würde und die 
Aufmerksamkeit von den zentralen Dingen nur ablenken würde, diese Arbeit mit einer 
                                                 
2
 Vgl. Wolfgang Petritsch 2010: 143ff; passim 
3
 Dieter Nohlen (Hg), Kleines Lexikon der Politik. Beck, München 2001, S. 212 
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unscharfen Fokussierung eventuell sogar zu einer reinen Chronologie im Sinne einer 
Ereignisaufzählung werden würde. Deswegen werden in dieser Arbeit hauptsächlich die 
politischen/diplomatischen, wirtschaftlichen und entwicklungshilfepolitischen Aspekte in die 
Analyse aufgenommen. In einer politologischen Terminologie würde man hier zweifellos von 
einem Ansatz sprechen, der sich auf high politics konzentriert, wenn auch mit der Ausnahme 
des entwicklungshilfepolitischen Aspekts, der aber aufgrund der politischen Realität und der 
Zeitumständen des Nord-Süd-Konfliktes breiten Raum im Beziehungsmuster einnimmt. 
Wie eingangs erwähnt sollen nun die oben definierten bilateralen Beziehungen zwischen 
Österreich und Zambia im ebenso oben definierten Zeitraum betrachtet werden. Dazu wird 
diese Arbeit eine Reihe von Fragen verfolgen, deren Ziel es ist, das gerade definitorisch 
abgesteckte Feld der Beziehungen einerseits nach gegenständlichen Gesichtspunkten zu 
strukturieren, und andererseits auch zu versuchen, die definierten Felder mit relevanten 
Inhalten zu füllen, damit eine möglichst tiefschürfende Analyse der Beziehungen zwischen 
den beiden Akteuren zustande kommen kann. 
 
 
2. Die Vorgeschichte 
 
Da ich davon ausgehe, dass den meisten Lesern die rezentere Geschichte der Republik 
Österreich vertraut sein wird, konzentriert sich dieser kurze Abriss auf die koloniale 
Geschichte Zambias, bevor der Zeitfaden in den nächsten Kapiteln mit beginnender 
Unabhängigkeit wieder aufgenommen und unter den verschiedenen erwähnten Aspekten 
verfolgt wird.  
 
2.1. Die Kolonialgeschichte Zambias 
 
Die Gründung einer staatlichen Verwaltung des Territoriums des heutigen Zambia nach 
europäischem Muster ist eng mit der Tätigkeit der British South Africa Company (BSAC) 
unter Führung von Cecil Rhodes verknüpft. Die BSAC wurde 1889 von Rhodes gegründet 
und hatte über Jahrzehnte massiven, wenn nicht richtiggehend determinierenden Einfluss auf 
die Entwicklung des später zambischen Territoriums, der dortigen Wirtschaft, Gesellschaft 
und natürlich der Struktur des Bergbaus. Dieser Umstand resultierte daraus, dass die BSAC 
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von der britischen Königin
4
 eine Royal Charter erhalten hatte, wonach es ihr erlaubt war, 
Hoheitsbefugnisse in den betreffenden Gebieten auszuüben. Südlich des Zambezi wurde 
deswegen 1891 auf dem Gebiet des heutigen Zimbabwe eine erste Quasi-Kolonie errichtet, 
die später nach dem Schirmherrn der Gründung, Cecil Rhodes, benannt wurde: Rhodesien
5
 
(offizielle Namensgebung als Südrhodesien erst 1923, vorher wurde das Land Sambesia 
genannt). Bald danach begann die BSAC ihre Fühler auch jenseits des Zambezi 
auszustrecken. Es wurden verschiedene Verträge mit den lokalen Herrschern geschlossen, die 
der BSAC Abbaurechte für die dortigen Mineralien und auch andere Privilegien zusicherten, 




Somit hatte die BSAC schon bald nach der Etablierung Südrhodesiens auch weiter nördlich 
einen Fuß in der Tür und konnte sich daran machen, seinen formellen wie informellen 
Einfluss auszudehnen. In den folgenden Jahren wurden die weiteren Grenzverläufe mit den 
anderen europäischen Kolonien geregelt, also die Grenzen zu den deutschen, belgischen und 
portugiesischen Herrschaftsräumen abgesteckt
7
 und durch verschiedene Methoden (Mission, 




1909 siedelte sich die rhodesische Verwaltung noch in Livingstone an, was aber in der 
administrativen Spitze und der Beamtenschaft weitgehende Unzufriedenheit mit sich brachte, 
da Livingstone von seiner Infrastruktur her nur äußerst unbefriedigend war
9
. 1930 wurde 
deswegen der bekannte Londoner Professor Stanley Ashton beauftragt, einen neuen Platz für 
das administrative Zentrum zu suchen. Diesen glaubte er in einem Ort names Lusaka
10
 
                                                 
4
 Das Empire wurde im betreffenden Zeitraum von Queen Victoria (1819-1901, Krönung 1837) regiert.  
5
 Für eine sehr detailreiche Schilderung der Geschichte siehe Lewis H. Gann, A History of Northern Rhodesia. 
Early days to 1953, Chatto & Windus, London, 1964, v.a. S. 56ff 
6
 Jürgen Schultz, Zambia. Wissenschaftliche Buchgesellschaft Darmstadt, Darmstadt 1983, S. 1 
7
 Vgl. Lewis H. Gann 1964: S. 63ff 
8
 Für einen Überblick, vgl. ebd., S. 100 - 156 
9
 „Government House then consisted of an old hotel, roofed with corrugated iron, which caught the rays of the 
sun and turned the place into an oven; inside His Excellency was conducting the country‟s affairs from the 
former billiard room, whilst his Private Secretary had his office in an old bar“, vgl. ebd: S. 257 
10
 Lusaka war zu dieser Zeit noch ein kleines Dorf, in dem Spuren urbaner Entwicklung mit der Lupe gesucht 
werden mussten. Ein dort stationierter Arzt schrieb 1929: „There are pools of stagnant water in every street and 
almost every stand. Several houses are entirely surrounded by water. Between the township and the hospital is a 
square mile of swamp. The school is surrounded by water. There is a large lake of stagnant water knee deep on 
the north side of the school, and swamp on the other side. The children are unable to reach school with dry feet“, 
vgl. ebd., S. 141. Dass Professor Ashton dennoch Lusaka vorschlug lag hauptsächlich daran, dass die Eisenbahn 
in der Nähe war, dass das umgebende Land großteils ohnehin der Krone gehörte  und dass Lusaka zwar näher an 
den großen Kupferminen lag als Livingstone, aber doch nicht im Kupfergürtel selbst situiert war, wobei beide 
Faktoren den großen Bergbaukonzernen sehr entgegen kamen; vgl. ebd., S. 259 
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gefunden zu haben, weswegen nach einigen Jahren des Auf- und Ausbaus Lusakas 1935 die 
Administration (allerdings nur noch die für Nordrhodesien) dort einzog.
11
 
Zu Beginn des 20. Jahrhunderts setzte die BSAC Schritte, die ihr eine ungehinderte 
wirtschaftliche Durchdringung des Territoriums nach eigenen Wünschen und Vorstellungen 
garantierten. Der wichtigste Akt in dieser Richtung war die Verabschiedung der Mining 
Proclamation Law (1912), wodurch sich die BSAC die Rechte über die Bodenschätze 
sicherte. Unter diesem rechtlichen Mantel begann dann die bergbauliche Durchdringung des 
späteren Zambia: „Between 1922 and 1926, for instance, the Company issued six long-term 
grants of prospecting rights over a total area of 148,300 square miles, including the area of the 
modern-day Copperbelt of Zambia (…). The terms under which these prospecting licences 
were granted included:  
i) long term exclusive prospecting rights to the grantee; 
ii) the grantee was entitled to peg as many mining locations as he required; 
iii) the grantee was to recieve a Special Grant of mining rights over a much larger area 
if this was justified; 
iv) the grants of mining rights made by the Chartered Company to the copper 
producers required that the copper producers pay the Chartered Company a 
percentage royalty on the gross value of every ton of copper produced, and 
v) the Chartered Company secured minority share-holding in copper mining 
companies“.12 
In dieser Zeit formierten sich auch die bis Mitte des 20. Jahrhunderts in Zambia 
dominierenden Bergbaugesellschaften: „Alfred Chester Beatty was instrumental in the 
formation of the Rhodesian Selection Trust (RST) while Ernest Oppenheimer established the 
Rhodesian Anglo-American group of companies. The RST was controlled by American Metal 
Climax (AMAX) of the United States and the Rhodesian Anglo-American group of 
companies was under the Anglo-American Corporation of South Africa. By 1928, the RST 
and the Rhodesian Anglo-American controlled all important mining activities in Northern 
Rhodesia“.13  
                                                 
11
 Vgl ebd., S. 260 
12
 Christopher Mupimpila, Nicolien van der Grijp, Global Product Chains: Northern Consumers, Southern 
Producers, and Sustainability: Copper from Zambia. Paper for UNEP, o.J: 15f. Dieses Paper wurde später 
veröffentlicht in K. von Moltke, O.J. Kuik und N.M.van der Grijp (Hg.), Global Product Chains, Northern 
Consumers, Southern Producers, and Sustainability. UNEP Trade and Environment series. Geneva, Switzerland, 
1998 
13
 Ebd., S. 16; Vgl. auch Lewis H. Gann 1964, S. 205 - 207 
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Die oben erwähnte Royal Charter für die BSAC behielt ihre Gültigkeit bis ins Jahr 1924 
hinein, dann änderte sich der politische Status der Territorien: Nordrhodesien wurde wie das 
benachbarte Nyasaland ein britisches Protektorat, Südrhodesien, in dem sich verhältnismäßig 
viele weiße Siedler niedergelassen hatten, wurde eine britische Kolonie mit weitgehender 
Selbstverwaltung durch die Weißen, wobei sich zwar die politischen Verhältnisse änderten, 
nicht aber die wirtschaftlichen: die BSAC blieb im Besitz aller Rechte auf die Bodenschätze.  
Der Hintergrund davon war, dass die BSAC ihre teuren Verpflichtungen als Träger der 
Administration der Gebiete loswerden und somit die Verwaltung an die Krone abtreten 
wollte: „Government turned out to be a far more costly business than was anticipated in the 
past (…) when no one had really understood the immense amount of expenditure that would 
be required to create even the most sketchy system of transport, administration and other 
essential services. As a commercial speculation Chartered Government proved a flop“14.  
Wie die neue Verwaltung der Gebiete aussehen sollte war von Anfang an nicht klar, sondern 
es wurden eine Vielzahl von Optionen diskutiert, wobei neben einigen unrealistischen 
Vorschlägen hauptsächlich vier Alternativen diskutiert wurden:  
 
 Status als Kronkolonien für Nord- und Südrhodesien 
 Süd- oder beide Rhodesien sollten sich mit Südafrika zu einer Union 
zusammenschließen 
 Installierung einer Selbstverwaltung für beide Rhodesien15 
 Nordrhodesien sollte sich an den „schwarzen Staaten“ weiter nördlich orientieren16 
 
Tatsächlich wurde 1922 in Südrhodesien ein Referendum abgehalten, in dem das Elektorat 
seine bevorzugte Option, nämlich die Selbstverwaltung für Südrhodesien erklärte, und das 
Angebot einer Union mit Südafrika definitiv ablehnte. Die politische Führung in 
Südrhodesien machte darüber hinaus klar, dass eine Kooperation mit dem „schwarzen 
Norden“ nicht erwünscht war, und die BSAC hatte vor allem das Interesse, die teuren 
Verwaltungsaufgaben im Norden loszuwerden, weswegen dort nur noch eine direkte 
Verwaltung durch das Empire als gangbare Alternative möglich war. Daher wurde 
Südrhodesien 1923 eine selbstverwaltende Kolonie, die formal von der Krone annektiert war. 
In Nordrhodesien übernahm mit 1. April 1924 die britische Regierung in Form eines 
                                                 
14
 Vgl. ebd., S. 181 
15
 Vgl. ebd., S. 182 
16
 Vgl. ebd., S. 187 
Die bilateralen Beziehungen zwischen Österreich und Zambia OTTO, Philipp 
 
9 
Protektorats die Verwaltungsaufgaben von der BSAC, die sich wie erwähnt die Rechte auf die 
Bodenschätze sichern konnte – zu dem Zeitpunkt, als der Deal ausverhandelt wurde war das 
wahre Ausmaß der Bodenschätze im Kupfergürtel noch weitgehend unbekannt, weswegen 
sich die BSAC anfangs sogar enttäuscht über den Ausgang der Verhandlungen zeigte, da man 
meinte, für die geleistete Aufbau- und Verwaltungsarbeit in Nordrhodesien nicht hinreichend 
kompensiert zu werden – angesichts des später gefundenen Kupferpotentials, das sich die 
BSAC eigentlich unwissentlich gesichert hatte, war das ein Trugschluss
17
. 
Der politische Status der Gebiete änderte sich erst 1953 wieder, als die britische Regierung 
beschloss, vor allem aufgrund des Betreibens der großen Bergbaugesellschaften, 
Nordrhodesien, Südrhodesien und Nyasaland zu vereinen. Als anderer Grund, neben den 
wirtschaftlichen Überlegungen der großen Gesellschaften, wird ein eher politischer bzw. auch 
gesellschaftspolitischer angenommen, der einem allzu ernsthaften Ausleben des Zeitgeists des 
Primates des Selbstbestimmungsrechts der Völker in den britischen Kolonien zuvorkommen 
wollte, wie die Österreichische Zeitschrift für Außenpolitik analysierte:  
 
„Der Gedanke der Unabhängigkeit und der Schaffung besonderer Lebensbedingungen 
für die unterdrückten Völker fand in England, Afrika und anderswo in der Welt immer 
größere Unterstützung. Wegen dieser Entwicklung, der kleinen Zahl der weißen Siedler 
(6 Prozent der Bevölkerung) und der Wahrscheinlichkeit, dass die Afrikaner in einigen 
Nachbarländern die Macht übernehmen würden, fühlten sich die weißen Siedler in ihrer 
wirtschaftlichen und politischen Stellung bedroht. Die Vorgänge im Kongo mögen auch 
dazu beigetragen haben, die Furcht vor einer möglichen Lebensbedrohung zu erwecken. 
Diese Unsicherheit kam auf verschiedene Weise zum Ausdruck. Einzelne vertraten die 
Meinung, dass die Afrikaner ausgesiedelt werden müssten, dass das Land getrennt 
werden sollte, aber es ist nie zu derartigen Programmen gekommen. 1952 schlossen die 
Rhodesier eine Föderation mit Nordrhodesien (heute Sambia) und Nyasaland, um die 
Möglichkeit auszuschließen, dass England den dort lebenden Afrikanern die 
Unabhängigkeit geben würde“.18 
 
Nach einer Analyse des Rhodesienexperten Lewis H. Gann war aber anders als in Österreich 
angenommen weniger der Faktor ausschlaggebend, dass in London das 
                                                 
17
 Vgl. ebd., S. 190f 
18
 Kenneth M. Lewan, Rhodesien und die Zuständigkeitsgrenzen der Vereinten Nationen. In: Österreichische 
Zeitschrift für Außenpolitik, 10. Jahrgang, Heft 1, 1970, S. 16 – 25. Hier: S. 16f 
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Selbstbestimmungsrecht der Völker plötzlich zum politischen Imperativ geworden wäre und 
dass dem in Rhodesien entgegenzuwirken wäre, sondern es waren vielmehr handfeste 
wirtschaftliche wie geopolitische Gründe, die den Zusammenschluss der Territorien 
antrieben: einerseits konnten große Infrastrukturprojekte wie die Stromversorgung mit 
Wasserkraft einfacher in großen politischen Einheiten durchgesetzt werden, da Finanzierung 
und Abnahme besser abgesichert waren, zudem wäre die industrielle Diversifizierung und 
somit überhaupt die wirtschaftliche Basis in einem größeren Staat besser (auch im Sinne einer 
besseren Verhandlungsposition internationalen Investoren und anderen Geldgebern 
gegenüber) als in drei Kleinstaaten
19
. Im Londoner Colonial Office war man darüber hinaus 
der Meinung, dass Nordrhodesien von einem Zusammenschluss mit dem wirtschaftlich besser 
entwickelten Süden profitieren könnte
20
, zudem war die südrhodesische Bourgeousie der 
Meinung, dass man im Falle eines Zusammenschlusses besser den potentiellen Absatzmarkt 
im Norden bedienen könnte
21
. Letztendlich sprach auch ein geopolitischer Faktor für die 
Etablierung eines größeren, Großbritannien hörigen Staatsgebildes in Südafrika, da im 
Kontext der aufflammenden globalen Bipolarität zwischen dem kommunistischem Ostblock 
und dem Westen Befürchtungen geäußert wurden, dass Südafrika eine neutrale Position 
einnehmen könnte, was die wirtschaftlich extrem wichtige Kaproute gefährden könnte. Daher 
wollte London unbedingt eine zweite potentielle Basis im südlichen Afrika haben, was man 
sich von einem starken Zentralafrikanischen Staat versprach
22
.  
Deswegen wurde – gegen den Willen des Großteils der politisch aktiven Afrikaner, aber eher 
im Interesse der Weißen in Nordrhodesien
23
 – die Zentralafrikanische Republik aus der Taufe 
gehoben, bestehend aus den drei oben erwähnten Gebieten, verwaltet vom südrhodesischen 
Salisbury aus und dominiert von den weißen Eliten Südrhodesiens.  
Die schwarzafrikanischen Eliten wollten sich nie mit der absoluten Bevormundung durch die 
weiße politische Klasse Südrhodesiens zufrieden geben geschweige denn sich ihr 
unterordnen, weswegen bald starker Widerstand gegen diese Regelung aufkam, an dem die 




                                                 
19
 Vgl. Lewis H. Gann 1964, S. 399 
20
 Vgl. ebd., S. 400 
21
 Vgl. ebd., S. 401f 
22
 Vgl. ebd., S. 402 
23
 Da ja offensichtlich die meisten Gründe für die Union als „weiße“ Positionen gesehen werden können, war 
vonseiten der schwarzen Bevölkerung keine große Begeisterung zu vernehmen, vgl. Andrew Roberts, A history 
of Zambia. Heinemann, London, 1976, S. 195 
24
 Kenneth M. Lewan 1970, S: 4f 
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2.2. Die Unabhängigkeit 
 
Als verzweifelter Versuch, das fragile Staatsgebilde der Zentralafrikansichen Republik  trotz 
seiner zentrifugalen Tendenzen doch noch irgendwie zusammen zu halten, wurde im Jahre 
1960 die sogenannte Monckton-Kommission ins Leben gerufen, um Vorschläge für die 
Beruhigung der politischen Lage zu erarbeiten. Die Mission war allerdings von Anfang an 
zum Scheitern verurteilt. Ein Resümee des Monckton-Berichtes, das schon 1962, also vor 
dem endgültigen Zerbrechen der Föderation im österreichischen Außenamt angefertigt wurde, 
liest sich wie der Totengesang auf den zerbrechenden Staat: 
 
„Der Bericht der Monckton-Kommission erinnerte daran, dass die Föderation im 
Jahre 1953 gegen den Willen der Afrikaner gegründet worden war. Wirtschaftliche 
Argumente waren für die Schaffung der Föderation ausschlaggebend und ihre 
Berechtigung wird auch von der Kommission, die die Beibehaltung der Föderation 
empfahl, anerkannt. Die afrikanische Bevölkerung hingegen findet, dass die 
Föderation ihre politische Emanzipation hemmt und die den Afrikanern zufließenden 
wirtschaftlichen Vorteile diesen Nachteil nicht aufwiegen. (…) Bei den 
Verfassungskonferenzen zeigte sich, dass die Afrikaner weiterhin nicht gewillt sind, 
dem Fortbestand der Föderation zuzustimmen. (…) In Nordrhodesien fühlen sich die 
Afrikaner von der britischen Regierung betrogen, da ihnen nach den letzten britischen 
Vorschlägen die Möglichkeit, die Mehrheit in Parlament und Regierung zu erlangen, 
genommen wurde. Eine Ungehorsamkeitskampagne wurde ausgerufen. 
Großbritannien scheint bereit, nach Ende der Gewalttaten den gesamten 
Fragenkomplex zu überprüfen. (…) Nordrhodesiens europäische Bevölkerung, 
unterstützt durch jene Südrhodesiens, sucht eine Afrikanisierung des Landes zu 
verhindern. Die Europäer befürchten, dass dies die Auflösung der Föderation 
bedeuten würde, da dann zwei mehrheitlich afrikanische territoriale Parlamente bezw. 
Regierungen einem europäisch dominierten Territorium gegenüberstehen würden. 
Auch bloße Parteiinteressen spielen eine große Rolle: die UFP
25
 fürchtet nicht bloß 
eine afrikanische Mehrheit im nordrhodesischen Parlament sondern auch den Verlust 
                                                 
25
 Die UFP, die United Federal Party, die damals die Regierungsgewalt innehatte, plädierte für ein 
Weiterbestehen der Föderation, wobei sie auch zarte Andeutungen in Richtung eines besseren Verhältnisses 
zwischen Schwarzen und Weißen in ihren Programmen hatte. 
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ihrer bisherigen dominierenden Stellung in der Föderation wie in Südrhodesien 
zugunsten der radikalen Dominion Party
26“.27 
 
Die Folge war eine Radikalisierung der politischen Landschaft (vor allem in Südrhodesien), 
deren Genese in einem Bericht von Hugo Portisch, den er für den Kurier geschrieben hatte, 
herausmodelliert wird: Premierminister Whitehead hätte ca. 10-15 Jahre warten wollen, bis 
die „Schwarzen“ reif genug geworden wären, an der Regierung teilzunehmen; den 
„Negerführern“ (sic!) war das aber zu wenig, zudem verlor Whitehead auch das Vertrauen der 
Weißen, weswegen sie nach einer „starken Hand“ riefen: „So kam in Rhodesien eine Partei 
ans Ruder, die es bis dahin, also bis zum Jahre 1962, gar nicht gegeben hatte, die Rhodesische 
Front. Ihre Politiker, zuerst Winston Field, dann Ian Smith, warfen die Partnerschaftstheorie 
über Bord. Da die schwarzen Politiker die Partnerschaft selbst zurückwiesen, glaubte die 
Rhodesische Front, dass man den Zeitpunkt von zehn bis fünfzehn Jahren nicht mit 
Kompromissen, sondern mit Härte zu überbrücken hätte“.28 
Tatsächlich war es in Nordrhodesien so, dass trotz eines vielversprechenden Starts, der die 
Hoffnungen der weißen Oberschicht zu erfüllen schien, die Zufriedenheit der Weißen in 
wirtschaftlicher Hinsicht bald untergraben wurde, da nur durch die Kupferextraktion und den 
Rohstoffexport keine hinreichend tragfähige Wirtschaft mit ausreichend hochqualifizierten 
Jobs für die wachsende weiße Oberschicht geschaffen werden konnte, da vor allem keine 
ausreichende weitere Industrialisierung in Angriff genommen wurde. Daher wurde die 
bröckelnde, aber doch konsistente Unterstützung der Föderation durch die Weißen vor allem 






                                                 
26
 Die Dominion Party galt vor den Wahlen 1962 als vielversprechende Kraft, doch sie unterlag dann internen 
Rivalitäten und spaltete sich auf. Gemeinsam mit der Rhodesia Reform Party von Ian Smith ging sie dann in der 
Rhodesischen Front (RF) auf. 
Quelle: http://en.wikipedia.org/wiki/Southern_Rhodesian_general_election,_1962, 19.03.2012, 19:35 
27 
BMAA, Wien, 29. Jänner 1962, ÖStA, AdR, II-pol 1962, Karton 800 (Portugal - Rumänien), Ordner 
Rhodesien – Ruanda Urundi, GZ 61353 
28 
Kurier-Bericht von Hugo Portisch, 13. November 1965. Dieser war eine Beilage eines Aktes des 
österreichischen Außenministeriums (BMAA, Wien, 13. November 1965, GZ 144969, II-pol. 1965, Karton 998 
(Rhod - Ruanda)) 
29
 Vgl. Andrew Roberts 1976: 21ff 
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In den betreffenden Materialien des österreichischen Außenministeriums findet sich auch ein 
Bericht über den Verlauf der Konferenzen, auf denen über die Möglichkeiten einer 
Modifikation der Föderationsverfassung diskutiert wurde: 
 
„Die im Februar 1961 nach einer erfolglosen Verfassungskonferenz veröffentlichten 
Vorschläge der britischen Regierung sahen die Schaffung eines Regionalparlaments mit 
45 Sitzen vor. 15 Sitze wären durch eine Wahlkurie mit vorwiegend, wenn nicht 
ausschließlich, europäischer Wählerschaft, 15 durch eine solche afrikanischer Wähler 
und 15 weitere Sitze (national seats) durch die beiden vorgenannten Wahlkurien 
zusammen beschickt worden. Die Wahrscheinlichkeit sprach dafür, dass die Mehrheit 
der ‚national seats’ den Afrikanern zufallen würde. Die UFP und ihr Führer Sir Roy 
Welensky
30
 griffen diesen Entwurf heftigst an. Die daraufhin vorgenommenen 
Modifikationen brachten eine endgültige Benachteiligung der Afrikaner hinsichtlich der 
Möglichkeit ‚national seats’ zu besetzen, mit sich. Der Sprecher der afrikanischen 
Bevölkerung und Führer der United National Party, Kenneth Kaunda, rief hierauf zu 
einer gewaltlosen Ungehorsamskampagne auf. In der Folge kam es zu Streiks, Unruhen 
und Gewalttaten. Die Abberufung des britischen Colonial Secretary Ian McLeod, in 
dessen Integrität die Afrikaner großes Vertrauen hatten, komplizierte noch die 
Situation“.31 
 
Nachdem – wie im Wiener Außenamt erwartet wurde, wie zwischen den Zeilen immer wieder 
herauskommt – im Laufe der nächsten Monate alle Verhandlungsrunden über eine 
Neuregelung der politischen Umstände in der Zentralafrikanischen Föderation scheiterten
32
, 
zerbrach – wie oben schon erwähnt – 1963 die Föderation in ihre drei Teilgebiete. 
Nordrhodesien und Nyasaland wurden in der Folge schon 1964 von London in die 
Unabhängigkeit entlassen und erklärten als Zambia bzw. Malawi ihre staatliche 
Unabhängigkeit. 
Dabei waren sowohl London wie auch der zentralafrikanische Premier Welensky eigentlich 
zu Anfang der 1960er noch guten Mutes, die Föderation als staatliches Gebilde – wenn schon 
nicht unter weißer Dominanz, so dann doch unter einer Art Parität der „Rassen“ – erhalten zu 
                                                 
30
 Sir Roy Welensky war der Gründer und Führer der UFP. Außerdem war er von 1956 bis zum Ende der 
Föderation deren Premierminister. 
31
 BMAA, Wien, 29. Jänner 1962, ÖStA, AdR, II-pol 1962, Karton 800 (Portugal - Rumänien), Ordner 
Rhodesien – Ruanda Urundi, GZ 61353; zu den Verhandlungen selbst: vgl. Andrew Roberts 1976: 219ff 
32
 Vgl. ebd., S. 220f 
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können. So schrieb im Frühjahr 1961 der österreichische Botschafter in London, Johannes 
Schwarzenberg, dass er den britischen Kolonialminister McLeod getroffen und den Eindruck 
gewonnen hätte, dass sich der rhodesische Premierminister Roy Welensky dem Londoner 




Selbst 1962 war Welensky noch überzeugt, seine Föderation erhalten zu können, wie auch aus 
einem Bericht des österreichischen Botschafters in Kapstadt hervorgeht. Darin schreibt er, 
dass Premier Welensky einen Monat nach seiner Abreise aus Wien in Pretoria eingetroffen 
sei. Damals habe es wegen der Wahlen in Nordrhodesien Befürchtungen um eine 
„Negerregierung“ in der Zentralafrikanischen Föderation gegeben, was eine enge Anlehnung 
Südrhodesiens an Südafrika zur Folge gehabt hätte
34
, Kaunda hatte dann aber schlechter als 
erwartet abgeschnitten. In dem Bericht findet sich ein starker Österreich-Bezug: Welensky 
sprach demnach in einem Vortrag davon, „dass er auf seiner kürzlichen Europareise auch eine 
Hauptstadt besucht habe, in welche die russischen Panzerdivisionen binnen einer Stunde 
einmarschieren könnten – und doch sei in dieser Hauptstadt keine besondere Beunruhigung 
und kein mangelndes Vertrauen in die Zukunft festzustellen. Im gleichen Sinne wurde 
Österreich gegen Schluss des Vortrages (vor dem South African Institute of International 
Affairs, P.O.) den Weißen Afrikas gewissermaßen als Vorbild des Selbstvertrauens, oder 
wenn man will, als Beispiel noch schwererer Gefährdung, vor Augen gestellt: ,Die Föderation 
(…) ist intakt und stark, und unsere Sorgen sind gewiss nicht schlimmer als jene vieler 
anderer Länger – wir schweben in keiner größeren Gefahr als Österreich oder Griechenland, 
und unsere Geschichte ist ganz entschieden nicht so turbulent oder tragisch wie die Polens 
oder der Tschechoslowakei gewesen`“.35 
Und dennoch zerbrach eigentlich nur wenige Monate später wie erwähnt die Föderation. Wie 
war es nun also konkret dazu gekommen? Die Berichte des österreichischen Außenamtes 
sprechen richtigerweise von einer Hemmung der politischen Emanzipation der Afrikaner 
durch die von London aufoktroyierte Verfassung des Föderationsgebildes, und dass die 
angeblichen wirtschaftlichen Vorteile der Schwarzen diese nicht ausreichend kompensieren 
würden.  
                                                 
33
 Botschafter Schwarzenberg an Kreisky, London, 28. Feber 1961, GZ 19956, II-pol 1961, Karton 742 (Urugay 
– Zentralafrikanische Föderation), Ordner Zentralafrikanische Föderation 
34
 Vgl. auch Lewis H. Gann 1964: 180f 
35
 Botschafter Schiller an Kreisky, Pretoria, 14. November 1962, ohne GZ, II-pol 1962, Karton 824 (Politische 
Berichte: Paris - Straßburg), Ordner Pretoria 
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Aus Sicht der nordrhodesischen Bevölkerung waren diese wirtschaftlichen Vorteile aber gar 
nicht so manifest, wie man aus den österreichischen Berichten vielleicht schließen könnte. 
Denn neben der Ungleichgewichtung der politischen Macht zugunsten des Südens waren auch 
die fiskalischen Strukturen der Föderation so aufgebaut, dass Südrhodesien deutlich stärker 
von den aus nordrhodesischem Kupfer generierten Steueraufkommen profitierte als der 
Norden. In letzter Konsequenz bedeutete das auch eine deutliche Schlechterstellung des 
Nordens in der Wirtschaftsentwicklung, auch wenn der boomende Bergbau dort einen großen 
Anteil an der Wirtschaftsleistung der gesamten Föderation trug. 
36
 
Diese Schlechterstellung der Region manifestierte sich in einer hohen Arbeitslosigkeit, einer 
zunehmenden Verarmung der Menschen inmitten der Hauptentwicklungszone und der 
schweren Vernachlässigung der ländlichen Entwicklung, was dem hohen 
Unzufriedenheitspotential in der afrikanischen Bevölkerung weitere Nahrung zuführte.
37
 Die 
Abneigung gegen das Regime in Südrhodesien war im Norden so groß, dass sogar eine eigene 
Bezeichnung für Salisbury geprägt wurde: „Salisbury (…) became the business headquarters 
of the Federation. Africans in Northern Rhodesia bluntly called it ‚Bamba Zonke‟ (take all) 
and this attitude was shared by many Europeans”.38 Das Steueraufkommen der Föderation 
wurde dementsprechend administriert: Die gesamte Einkommenssteuer kam in einen 
föderalen Pool, von dem aus sie wieder verteilt wurde. Nordrhodesien erhielt dabei weniger 
als ein Fünftel der Gesamtsumme, während zwei Drittel bei der Föderationsregierung blieben. 
Diese konzentrierte ihre infrastrukturschaffende und wirtschaftsfördernde Aktivität – ihrer 
politischen Zusammensetzung folgend wenig überraschend – auf den weiß dominierten 
Süden. Andrew Roberts spricht in diesem Kontext von einer Umverteilung von fast 100 
Millionen britischen Pfund von Norden nach Süden über die Lebensdauer der Föderation.
39
 
Daneben führte die fiskalpolitische Abhängigkeit von Salisbury auch noch dazu, dass der 
Norden nichts gegen den massiven Abfluss von Dividenden und anderen Gewinnen der 
Bergbauindustrie machen konnte, der laut Andrew Roberts in der selben Periode auf 260 
Millionen Pfund kam. Nur ein sehr geringer Teil dieser Summe wurde in Nordrhodesien 




                                                 
36
 Vgl. Andrew Roberts 1976: 211ff 
37 
Axel Drescher, Sambia. Mit einem Anhang Fakten-Zahlen-Übersichten (Perthes Länderprofile. Geographische 
Strukturen, Entwicklungen, Probleme). Klett-Perthes, Gotha, 1998, S. 22  
38 
Andrew Roberts 1976: 213 
39 
Ebd., S. 214 
40
 Ebd.  
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Die soziale und ökonomische Lage war trotz des Kupferbooms während der Jahre des 
Koreakriegs angespannt. Da die rurale Entwicklung stagnierte bzw. sich die Gewinne des 
Tabakbooms hauptsächliche auf die weißen Großfarmer auswirkte, waren sehr viele Afrikaner 
auf Lohnarbeit, speziell im Öffentlichen Bereich und natürlich im Bergbausektor angewiesen. 
Dort stießen sie aber einerseits auf zunehmende Konkurrenz von Wanderarbeitern aus 
anderen Territorien, zum anderen weitete sich das Angebot an Arbeitsplätzen für die Großteils 
ungelernten afrikanischen Arbeiter nicht aus: Mechanisierung, Rationalisierung und 
schließlich auch der Rückgang des Kupferpreises ab den späten 1950 übten einen hohen 
Druck auf die Arbeiter im Minensektor aus, zudem ereignete sich durch die verbesserten 
sanitären Bedingungen und die generell verbesserten Lebensumstände der Menschen ein 
relativ starker Schub im Bevölkerungswachstum. Dazu kamen paradoxerweise noch die 
gesteigerten Kosten für Löhne und Gehälter im Minensektor, die durch die hohe 
gewerkschaftliche Organisation der Minenarbeiter erreicht werden konnten, weswegen die 
Bergbaugesellschaften ihre Personalpolitik vorsichtiger – also billiger – gestalten mussten.41 
Das Dilemma aus stagnierendem Arbeitsangebot, steigender Bevölkerung und steigendem 
Arbeitsmigrantenvorkommen kreierte einen hohen sozialen Druck in der Bevölkerung, der 
sich in zunehmendem Maße auch auf die Sphäre des Politischen auszuwirken begann.  
Ebendorthin ventilierte viel des sozialen und ökonomischen Drucks, und er führte zu einer 
Stärkung der Unabhängigkeitsbewegung. Der African National Congress (ANC), quasi die 
„schwarze Partei“42, hatte in den frühen Jahren der Föderation viel an Unterstützung und 
Glaubwürdigkeit verloren, da er einerseits die Föderation nicht verhindern hatte können, und 
andererseits aufgrund von Rivalitäten mit den Gewerkschaftsorganisationen seine eigene 
Basis schwächte
43
. 1960 wurde die United National Independence Party (UNIP) als 
Splitterpartei des ANC gegründet, deren Führung Kenneth Kaunda übernahm. Hier bündelte 
sich – wie man schon aus dem Namen vermuten könnte – der Widerstand gegen die 
                                                 
41
 Laut Andrew Roberts (ebd.: 215f) stieg das Gehalt eines durchschnittlichen schwarzen Minenarbeiters 
zwischen 1953 und 1960 um ca. 100% an. Was also für den einzelnen Minenarbeiter durch die hohe 
gewerkschaftliche Organisationsdichte Positives erreicht werden konnte war für die Betreiber der Minen ein 
Fluch: die in Boomzeiten ausgehandelten Verträge belasteten das Finanzgebaren der Gesellschaften in den 
Kupfer-Baisse-Jahren der späten 1950er und frühen 1960er massiv. Der Druck, in den schlechteren Jahren die 
Effektivität zu steigern, wurde dann an die Arbeiter weitergegeben, was die Arbeitsbedingungen natürlich 
massiv verschlechterte.  
42
 Vgl. Giacomo Macola, The Roots of Authoritarianism, in: Jan-Bart Gewald, Marija Hinfelaar, Giacomo 
Macola (Hg), One Zambia, Many Histories. Towards a History of Post-colonial Zambia, Brill, Leiden, 2008, S. 
17-44¸ hier: S 15 
43
 Außerdem war sein langjähriger Führer, Harry Nkumbula, oftmals in den Fokus öffentlicher Kritik 
gekommen, da er durchaus dem dolce vita nicht abgeneigt war und öfters betrunken gesehen wurde, vgl. ebd.: S. 
22 
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Föderation, die UNIP wurde eine Plattform für die Unabhängigkeit Nordrhodesiens von der 
Föderation. Da sie aus den sozialen, ökonomischen und politischen Ungerechtigkeiten der 
Föderation großes politisches Kapital schlagen konnte wurde die UNIP zu einer treibenden 
Kraft des politischen Lebens, und bei den Wahlen im Oktober 1962 konnte die UNIP mit dem 
ANC zwei Drittel des Elektorates auf ihre Seite ziehen. Damit war allen Beteiligten klar, dass 
die Föderation dem Untergang geweiht war, und schon im nächsten Jahr wurde sie, auch auf 
britisches Betreiben hin, für aufgelöst erklärt, wie erwähnt wurden Zambia und Malawi in die 
Unabhängigkeit entlassen. 
Südrhodesien dagegen wurde die Gunst der Entlassung aus dem Kolonialismus verwehrt
44
, da 
sich das dortige Regime gegen eine politische Beteiligung der schwarzen Bevölkerung 
sträubte, wozu es, auch ohne britische Hilfe
45
, nur allzu leicht in der Lage war, wie ein 
Bericht des österreichischen Botschafters in London, Kudernatsch, schon 1962 konstatierte: 
 
„Geht man von den augenblicklichen Machtverhältnissen aus, so erscheinen die von so 
vielen Seiten geäußerten Sorgen um die Zukunft Südrhodesiens kaum verständlich. 
Nach wie vor scheint das europäische Element über alle Voraussetzungen zu verfügen, 
um seine dominierende Stellung behaupten und auch in Hinkunft die Geschicke des 
Landes bestimmen zu können. Die Regierung Südrhodesiens verfügt über eine 
vorzügliche Polizeitruppe, die British South Africa Police, für die im Budgetjahr 
1961/62 4,7 Mill £ (ca. 350 Mill. S) aufgewendet wurden. Neben der Polizei besteht die 
ebenfalls gut ausgebildete Armee der Föderation, die von europäischen Offizieren 
kommandiert wird und neben Infanterie- und Panzereinheiten auch über eine kleine 
Luftwaffe verfügt, in der nur Europäer dienen. Diese Polizei- und Armeeeinheiten 
wären ohne Zweifel imstande, auch Unruhen größeren Ausmaßes zu unterdrücken“.46 
 
                                                 
44
 Womit sich Großbritannien weltweit, vor allem aber in den Reihen der afroasiatischen Staaten einen positiven 
Imageschub erarbeiten konnte, wie der österreichische UNO-Botschafter Matsch berichtete, vgl. Matsch an 
Kreisky, New York, 17. April 1963, ÖStA, AdR, II-pol 1963, Karton 861 (Portugal - Rumänien), Ordner 
Rhodesien – Rumänien, GZ 26525 
45
 Gerade diese – nötigenfalls militärische – Intervention durch London wurde in den ersten Jahren nach der UDI 
immer wieder von zambischen Politikern gefordert. Kaunda selbst betonte immer wieder, dass es ihm lieber sei, 
wenn Truppen des Empire eine indigene Regierung durchsetzen würden als der bewaffnete Kampf von unten, 
weil letztere Alternative zweifellos mehr  Blutvergießen bedeuten würde, vgl. Andrew J. DeRoche, ‚You can‟t 
fight guns with knives„: National security and Zambian responses to UDI, 1965 – 1973, in: Jan-Bart Gewald, 
Marija Hinfelaar, Giacomo Macola (Hg), One Zambia, Many Histories. Towards a History of Post-colonial 
Zambia, Brill, Leiden, 2008, S. 77 – 97, passim 
46
 Kudernatsch an Kreisky, London, 13. August 1962, ÖStA, AdR, II-pol 1962, Karton 800 (Portugal - 
Rumänien), Ordner Rhodesien – Ruanda Urundi, GZ 71784 
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Kudernatsch sollte recht behalten, denn die weiße Vorherrschaft in Südrhodesien sollte noch 
einige Jahre andauern – gegen den Willen der schwarzen Mehrheitsbevölkerung. Salisbury 
erklärte in der Folge 1964 einseitig seine Unabhängigkeit von Großbritannien, was 
international nie anerkannt wurde
47
, und errichtete ein international isoliertes, rassistisches 
Siedlerregime nach dem Muster Südafrikas
48
. Die UNO verhängte wirtschaftliche Sanktionen 
gegen das Regime
49
, dennoch konnte erst 1980 eine Lösung über die politische Beteiligung 
der Mehrheitsbevölkerung am politischen Prozess gefunden werden.  
 
In Malawi wurde bald nach der Unabhängigkeit ein totalitäres Regime unter Hastings 
Kamuzu Banda etabliert, der einen brutalen Führungsstil unter den Ägiden eines ihm hörigen 
Einparteienstaates auslebte. Der Westen deckte das Regime aufgrund der strikten 
antikommunistischen Haltung des „Erlösers“, wie sich Banda nennen ließ, und sicherte ihm 
so ein politisches Überleben. 
 
Zambia selbst wurde unter dem Führer der UNIP, Präsident Kenneth Kaunda unabhängig.
50
 
Die ersten Jahre der Unabhängigkeit waren vor allem durch die ökonomischen 
Schwierigkeiten geprägt, die vor allem die internationalen Sanktionen gegen Rhodesien 
verursacht hatten. 
Trotz der ethnischen Heterogenität Zambias gelang es Kaunda, die innenpolitische Lage 
erstaunlich stabil zu halten, auch wenn er wie so viele andere afrikanische Herrscher etwas 
                                                 
47
 Auch von Österreich nicht, vgl. BMAA, Wien, 25. November 1965, ÖStA, AdR, II-pol. 1965, Karton 998 
(Rhod - Ruanda), GZ 145635. 
48
 Dieser Umstand determinierte weite Teile der zambischen Außenpolitik für die nächsten zwei Jahrzehnte, vgl. 
Andrew J. DeRoche 2008, S. 77 – 97, passim; vgl. weiters Stephen Chan, Kaunda an Southern Africa. Image 
and Reality in Foreign Policy, British Academic Press, London, 1992, passim 
49 
Unter denen allerdings Zambia mehr zu leiden schien als das eigentliche Zielland, vgl. Kapitel 5 
50
 Es gibt einige hervorragende Werke zur postkolonialen Geschichte Zambias. Besonders hilfreich für diese 
Arbeit waren (in alphabetischer Reihenfolge): Werner Biermann, Zambia. Ein Frontstaat zwischen 
Befreiungskampf und postkolonialer Abhängigkeit, Issa, Bonn, 1980; Stephen Chan, Kaunda an Southern 
Africa. Image and Reality in Foreign Policy, British Academic Press, London, 1992; Axel Drescher, Sambia. 
Mit einem Anhang Fakten-Zahlen-Übersichten (Perthes Länderprofile. Geographische Strukturen, 
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Economics of Zambian Humanism, East African Publishing House, Nairobi, 1969; der Sammelband von Jan-
Bart Gewald, Marija Hinfelaar und Giacomo Macola, Macola (Hg), One Zambia, Many Histories. Towards a 
History of Post-colonial Zambia, Brill, Leiden, 2008; Timothy K Kandeke, Fundamentals of Zambian 
Humanism, neczam, Lusaka, 1977; Peter Meyns, Zambia. In: Dieter Nohlen, Franz Nuscheler (Hg.), Handbuch 
der Dritten Welt, Band 5: Ostafrika und Südafrika, Verlag J.H.W. Dietz Nachf., Bonn, 1993, S. 477 – 495; 
Andrew Roberts, A history of Zambia. Heinemann, London, 1976; Jürgen Schultz, Zambia. Wissenschaftliche 
Buchgesellschaft Darmstadt, Darmstadt 1983; William Tordoff (Hg.), Administration in Zambia, Manchester 
University Press, Manchester, 1980; Ben Turok (Hg.), Development in Zambia, A Reader, Zed Press, London, 
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später auch zu einem Einparteiensystem
51
 wechseln musste, um die Ruhe im Inneren 
gewährleisten zu können.  
 
In den nun folgenden Kapiteln wird versucht werden, den hier erwähnten chronologischen 
Faden jeweils unter einem anderen Aspekt der bilateralen Beziehungen zwischen Österreich 
und Zambia aufzunehmen. Den Anfang soll die österreichische Haltung in der dominierenden 
außenpolitischen Problematik Zambias darstellen, nämlich die Haltung in Bezug auf die 
illegale einseitige Unabhängigkeitserklärung des rhodesischen Siedlerregimes.  
 
 
3. Das Umfeld: Österreich und Rhodesien - zwischen Idealismus 
und Wirtschaftlichkeit 
 
Wie bereits erwähnt war das zentrale außenpolitische Problem der jungen zambischen 
Republik die Haltung des wichtigsten Nachbarn, nämlich Rhodesiens, zur Frage der 
Rassengleichheit und der politischen Selbstbestimmung der schwarzen 
Mehrheitsbevölkerung. Diese Frage hatte höchste internationale Aufmerksamkeit erfahren, 
spätestens als sich der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen veranlasst sah, gegen das 




Dies wirft zuerst die Frage auf, wie die Wirtschaftsbeziehungen zwischen Österreich und 
Rhodesien überhaupt aussahen. Einen detaillierten Bericht über diese Beziehungen liefert ein 
Bericht von Dr. Franz Rader, der 1964 Attaché an der österreichischen Botschaft in Pretoria 
war, und im September dieses Jahres eine private Urlaubsfahrt durch Rhodesien gemacht 
hatte. Aus diesem Anlass heraus hatte er einen Bericht an das österreichische Außenamt 
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Vgl. z.B. Bornwell C. Chikulo, Elections in a One-Party Participatory Democracy, In: Ben Turok (Hg.), 
Development in Zambia, A Reader, Zed Press, London, 1979, S. 201 – 213; Miles Larmer, Enemies within? 
Opposition to the Zambian One-Party-State, in: Jan-Bart Gewald, Marija Hinfelaar, Giacomo Macola (Hg), One 
Zambia, Many Histories. Towards a History of Post-colonial Zambia, Brill, Leiden, 2008, S. 98 – 125 
52
 Am 16. Dezember 1966 verhängte der Weltsicherheitsrat in seiner Resolution 323/1966 völkerrechtlich 
verbindliche Wirtschaftssanktionen gegen das rhodesische Regime, das den Im- und Export der wichtigsten 
Güter sowie von Waffen und Fahrzeugen untersagte. Am 29. Mai 1968 verhängte er schließlich, nachdem sich 
das Regime so nicht in die Knie zwingen ließ, ein vollständiges bindendes Handelsembargo.  
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gesendet, in dem er seine Erfahrungen schilderte. Nach Angaben der beiden österreichischen 
Honorarkonsuln, Charles Blair Taberer und Otto Labowitz in Salisbury bzw. Bulawayo 
befanden sich Ende 1964 ca. 170 Österreicher in Rhodesien. Diese Zahl dürfte aber in der 
Folge noch zugenommen haben, da Rhodesien in der ersten Jahreshälfte 1965 einen neuen 
Wirtschaftsaufschwung erlebt hatte und mehr weiße Ein- als Auswanderer zu verzeichnen 
waren, freilich im Umfang von nur mehreren hundert Personen. Die meisten Österreicher in 
Rhodesien waren demnach Facharbeiter, Friseure oder Angestellte des Hotelgewerbes. 
Honorarkonsul Taberer selbst war Besitzer einer großen Tabakfarm und Mitbeteiligter an 
einer der Tabakexportfirmen von Salisbury. Er war den beiden Einkäufern der Austria Tabak 
Werke AG, die sich alljährlich etwa vierzehn Tage lang zu Tabakankäufen in Salisbury 
aufgehalten haben, zumindest sehr behilflich, sofern nicht überhaupt seine Firma selbst die 
betreffenden Verkäufe durchführte. Laut rhodesischer Handelsstatistik gingen 1964 knapp 
650 Tonnen rhodesischen Tabaks nach Österreich, im Werte von umgerechnet ÖS 
16.400.000.
53
 Alle anderen rhodesischen Ausfuhren nach Österreich insgesamt wurden mit 
nur ÖS 1.360.000 bewertet, waren also praktisch unbedeutend. Der österreichische Export 
nach Rhodesien war 1964 – je nach dem, welcher Quelle man Glauben schenken möchte – 
entweder fast doppelt so hoch als der Import oder aber etwas geringer mit einen Gesamtwert 
von ÖS 30.200.000 in den Sparten synthetische Fasern (Zellwolle Lenzing), Rohre und 
Montageteile (Alpine Montan, Böhler, Waagner Biro), feuerfeste Steine (Veitscher 




Als nun die internationalen Sanktionen gegen Rhodesien zur Diskussion standen, ging es de 
facto um eine hervorragende Quelle von Tabak und um einen zwar kleinen, aber stark positiv 




Die Einhaltung dieser Sanktionen bzw. die generelle Position der österreichischen Regierung 
zur Rhodesienfrage kann somit als Lackmustest für die Qualität der Beziehungen zum 
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 Woraus sich diese Zahl zusammensetzt kann leider nicht nachvollzogen werden. Die österreichische 
Handelsstatistik spricht von deutlich höheren Zahlen, so wurden nach dem Österreichischen 
Außenhandelsbericht 1964 mehr als die doppelte Menge an Tabak, nämlich 1.466 Tonnen im Wert von 42,7 
Millionen ATS importiert. Vgl. Österreichisches Statistisches Zentralamt (Hg.), Der Außenhandel Österreichs, 
Serie 1: Spezialhandel nach dem Waren und Ländern, Ueberreuter, Wien, 1964, S. 64 
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 BMAA, Wien, 13. November 1965, GZ 144969, II-pol. 1965, Karton 998 (Rhod - Ruanda) 
55
 Über die Rolle der österreichische Honorarkonsuln, die ihre politische/diplomatische Position mit der Rolle als 
direkt betroffene Tabakproduzenten und -händler vereinbaren mussten, kann nur gemutmaßt werden, da die 
Quellen über deren Verhalten leider schweigen. Es ist aber anzunehmen, dass sie einen völligen Handelsstopp 
für rhodesischen Tabak vermutlich nicht gerade gefördert haben dürften.  
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„schwarz“ regierten Zambia gelten. Die Arbeitshypothese, die hier vertreten wird und in der 
Kapitelüberschrift schon eine Andeutung erfährt geht davon aus, dass die österreichische 
Position von einer gewissen Zwiespältigkeit geprägt war: man wollte einerseits seine 
Sympathie mit den kürzlich unabhängig gewordenen Staaten zeigen, andererseits war vor 
allem seitens der Wirtschaft ein gewisser Druck zu verspüren, bloß den politischen Idealismus 
nicht in den Weg der ökonomischen Rationalität kommen zu lassen.  
Diese Diskrepanz wird sehr bald spürbar, wenn man die betreffenden außenpolitischen Akten 
bezüglich dieser Frage zu Rate zieht: Der politische Wille, ähnlich wie die oft als 
Referenzstaaten angesehenen Neutralen Schweiz und Schweden die 
Unabhängigkeitserklärung Smith‟s nicht anzuerkennen, wird schon am 13. November, also 
gerade einmal 2 Tage nach der einseitigen Unabhängigkeitserklärung, von der 
Bundesregierung fixiert: „Die Bundesregierung befasste sich auch mit der Lage in Süd-
Rhodesien und stellte auf Grund eines Berichtes des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten fest, dass ihrer Auffassung nach die Erklärung der Regierung Smith vom 11. 
November 1965 keine Grundlage für die Anerkennung eines neuen souveränen Staates 
Rhodesien bildet“.56  
In diesem Ministerrat erwähnte Außenminister Kreisky auch, dass von Seiten Großbritanniens 
großes Interesse bestehe, dass sich Österreich an den Wirtschaftssanktionen gegen Rhodesien 
beteiligen solle, was die Einstellung von Finanzhilfen und insbesondere die Einstellung der 
Tabakimporte einschloss.
57
 Dennoch, also trotz der eindeutigen Haltung Österreichs sowohl 
im Beschluss der Bundesregierung als auch in der Kommunikation mit der österreichischen 
Delegation bei den Vereinten Nationen, war es nur sehr schwierig, auch die 
Wirtschaftssanktionen gegen Rhodesien in Österreich durchzusetzen. Es liegt eine ganze 
Reihe von Berichten vor, dass von London diplomatischer Druck auf Wien ausgeübt werden 
musste, die Sanktionen mitzutragen: Schon am 1. Dezember sprach der britische Gesandte in 
Wien, Hainworth, die Bitte aus, Österreich möge seine Tabakeinkäufe aus Rhodesien 
beenden.
58
 Zwei Tage später sprach er erneut vor, Österreich solle sich doch endlich 
entschließen, mit Großbritannien mitzuziehen, das bereits weitreichende 
Wirtschaftssanktionen gegen Rhodesien erlassen hätte.
59
 Nachdem diese Bitten nicht zu 
fruchten schienen, urgierte London am 13. Dezember erneut in Richtung Verhängung von 
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 BMAA, Wien, 01. Dezember 1965, ÖStA, AdR, II-pol 1965, GZ 145651 Karton 998 (Rhod-Ruanda) 
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 BMAA, Wien, 03. Dezember 1965, ÖStA, AdR, II-pol 1965, GZ 146005 Karton 998 (Rhod-Ruanda) 
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Sanktionen, diesmal wurde sogar eine umfassende Liste beigelegt, welche Staaten bereits 




 und 20. Dezember urgierte der Gesandte 
erneut, er führte schließlich sogar an, dass inzwischen nur noch Österreich, die Schweiz, 
Portugal und Südafrika relevanten Handel mit Rhodesien betreiben würden.
62
 
Vor allem dieses letzte Drängen des britischen Gesandten musste die politischen Kreise in 
Wien massiv zum Handeln gedrängt haben: plötzlich in einem Atemzug mit dem 
Apartheidsregime in Pretoria und der faschistischen Militärdiktatur in Lissabon genannt zu 
werden war dann doch zumindest ausreichende Motivation, dass Kreisky beim Ministerrat 
vom 20. Dezember das wiederholte Drängen Londons erwähnte und, zumal nun klar wurde, 
dass auch die Schweiz den Handel mit Rhodesien einstellen würde, die Sinnhaftigkeit eines 
Wirtschaftsembargos gegen Rhodesien zu betonen.
63
  
Nichtsdestotrotz konnte im Ministerrat nicht einmal dann ein Importverbot für rhodesischen 
Tabak erwirkt werden, da sich das Finanzministerium quer legte und meinte, „erst einige 
Fragen regeln zu müssen“.64 
Somit kam es erst am 11. Jänner 1966, also zwei Monate nach der illegalen 
Unabhängigkeitserklärung und nach massivem diplomatischem Druck durch Großbritannien 
zu einer Konferenz, auf der sich das Finanzministerium und das Außenministerium in der 
Tabakfrage auf einen gemeinsamen Nenner einigen konnten. Auf dieser Konferenz plädierte 
Außenminister Kreisky dafür, dass es Österreichs moralische Verpflichtung sei, sich den 
Sanktionen anzuschließen, Finanzminister Schmitz stimmt dem prinzipiell zu. Der ebenfalls 
anwesende Generaldirektor der Österreichischen Tabakregie, Musil, hatte aber massive 
wirtschaftliche Bedenken, da Österreich einen großen Teil seines Tabakimports aus 
Rhodesien beziehe, immerhin wurde 1964 Tabak im Werte von 42,7 Millionen Schilling aus 
Rhodesien bezogen (von 306 Millionen Schilling Tabakimport insgesamt), 1965 schon im 
Wert von 89 Millionen Schilling (von insgesamt 381 Millionen). Musil begründete seine 
Bedenken mit marktpolitischen, aber erstaunlicherweise auch mit gesundheitspolitischen 
Argumenten: 
 
„Von ca. 2% sei man nun darauf übergegangen, ca. 57% von hochwertigen Tabaken 
auf Virginia-Basis einzuführen. Diese Tabake könne man aus den USA beziehen, aus 
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 BMAA, Wien, 13. Dezember 1965, ÖStA, AdR, II-pol 1965, GZ 146374 Karton 998 (Rhod-Ruanda) 
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 BMAA, Wien, 16. Dezember 1965, ÖStA, AdR, II-pol 1965, GZ 146703 Karton 998 (Rhod-Ruanda) 
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 BMAA, Wien, 20. Dezember 1965, ÖStA, AdR, II-pol 1965, GZ 146798 Karton 998 (Rhod-Ruanda) 
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 BMAA, Wien, 20. Dezember 1965, ÖStA, AdR, II-pol 1965, GZ 146864 Karton 998 (Rhod-Ruanda) 
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 BMAA, Wien, 23. Dezember 1965, ÖStA, AdR, II-pol 1965, GZ 147037 Karton 998 (Rhod-Ruanda) 
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Rhodesien und in geringeren Quantitäten und schlechteren Qualitäten aus dem Fernen 
Osten. Eine Katalogisierung des Tabaks in der Richtung der gesundheitlichen Bedenken 
habe ergeben, dass der rhodesische Tabak der einzige sei, der verhältnismäßig nikotin- 
und teerarm und auch dünnblättrig sei. Man habe sich daher seit drei Jahren auf den 
rhodesischen Markt umgestellt, und zwar Österreich als erstes Land und die Tabakregie 
als erste Weltfirma. Man habe deswegen Wirtschaftsverbindungen mit Rhodesien 
eingegangen und habe sich den besten Anteil an diesem dünnblättrigen Tabak gesichert, 
der es ermögliche, die nikotinärmste Zigarette, die ‚Falk’, herzustellen. Der Tabak sei 
verhältnismäßig billig zu bekommen gewesen, da die anderen Produzenten nicht 
wussten, dass dieser rhodesische Tabak, der damals noch als minderwertig galt, der 
beste sei. Seit sich herausgestellt hat, dass dieser rhodesische Tabak aus 
gesundheitlichen Gründen der beste sei, habe ein Sturm auf den Markt eingesetzt, allen 
voran die Deutschen und die Amerikaner. Wenn Österreich heute aus dem Markt 
ausscheide, so wäre er unwiderruflich verloren, weil andere Käufer diesen Tabak 
aufkaufen würden. Sicherlich wäre es möglich, rein quantitätsmäßig diesen Tabak 
durch einen anderen zu ersetzen. Dies würde aber bedeuten, dass Österreich 
qualitätsmäßig seine Spitzenproduktion verlieren würde. Außerdem wären damit 
Mehrkosten von ca. 30 Millionen Schilling verbunden“.65 
 
Wohl ob der moralischen Überlegungen der Minister und ob des großen internationalen 
Drucks wurde trotz der Einwände der Tabakregie beschlossen, offiziell keinen rhodesischen 
Tabak mehr zu kaufen. Dem britischen Botschafter wurde mitgeteilt, dass sich Österreich an 
den Sanktionen beteiligen würde, aber wegen obiger Gründe nicht abzusehen sei, wie lange 
dieser Entschluss aufrechterhalten werden könne. Großbritannien zeigte sich enttäuscht ob der 
späten Einwilligung und der Einschränkung der österreichischen Erklärung
66
, während 
andererseits die österreichische Botschaft in London angewiesen wurde, beim britischen 
Foreign Office zu deponieren, wie beträchtlich das Opfer Österreichs wäre, und dass damit 
eine bis ins Detail gehende wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Rhodesien gefährdet würde.
67
 
Später sollte London sogar noch einmal tadelnd anmerken, dass Gerüchte im Umlauf wären, 
dass sich Österreich Offerte für rhodesischen Tabak geholt haben soll
68
, wobei – wie es mit 
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Gerüchten nur leider allzu oft der Fall ist – eine Verifizierung nicht möglich ist. Die 
Tabakregie versicherte, keinerlei Tabak aus Rhodesien bezogen zu haben, es würde aber 
gemunkelt, dass verschiedene Staaten direkt und indirekt, dazu auch Firmen aus der BRD, 
den USA und Großbritannien rhodesischen Tabak gekauft hätten, was der österreichischen 
Tabakregie schwere Verluste bringe
69
, laut dem österreichischen Botschafter in Pretoria, 
Hobel, sei 1965/66 sogar fast die gesamte rhodesische Tabakernte verkauft worden.
70
 Eine 
noch deutlichere Sprache spricht der österreichische Außenhandelsbericht 1966, in dem ganz 
unverblümt der Import von 1.268 Tonnen rhodesischen Rohtabaks im Wert von fast 34 
Millionen ATS aufgelistet wird.
71
 
Fasst man nun die Hinweise zusammen, die die oben dargelegten Dokumente erbringen, so 
wird das Bild sehr deutlich, dass die Arbeitshypothese dieses Kapitels durchaus zutreffen 
dürfte: Österreich tätigte sofort alle Schritte, die rein politischen Willen bedurften 
(Verweigerung der Anerkennung des Staates Rhodesien), zögerte aber bis zuletzt, die von den 
Vereinten Nationen geforderten Schritte zu setzen, die ökonomische Folgen nach sich ziehen 
würden, was zwar in der innenpolitischen Diskussion nicht immer goutiert wurde, aber 
dennoch Fakt war, wie ein Redebeitrag vom Abgeordneten zum Nationalrat Wendelin 
Ettmayr 1978 im Außenpolitischen Ausschuss illustriert: „Man muss konsequent sein, man 
kann nicht sich immer wieder zu einer hundertprozentigen Erfüllung der Sanktionen 
bekennen und sie dann nicht erfüllen“.72 
Etwas schärfer hat es etwa Walter Sauer formuliert: „Angesichts des Zerfalls der 
Zentralafrikanischen Föderation und der Entkolonisierung zweier ihrer Teile unter schwarzen 
Mehrheitsregierungen hatte das österreichische Kapital offensichtlich eine klare Entscheidung 
zugunsten der verbleibenden ‚weißen‟ Kolonie getroffen“73. Dies führt der Historiker unter 
anderem so aus, dass es zwar gegen Ende der 1960er und zu Anfang der 1970er kaum bzw. in 
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 Österreichisches Statistisches Zentralamt  (Hg.), Außenhandel Österreichs, Serie 1A: Spezialhandel nach dem 
Waren und Ländern, Gesamtübersichten, Ueberreuter, Wien, 1966, S. 60 
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Journal für Entwicklungspolitik, Wien, 1988/4, S. 27 – 54 (hier: 30) 
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 Ebd., S. 29 
Hier sollte allerdings nicht vergessen werden zu erwähnen, dass Österreich bei weitem nicht der einzige Staat 
war, der sich um Wege bemühte, das Handelsembargo der Vereinten Nationen zu umgehen, und auch noch dabei 
erwischt wurde. So empört sich etwa 1973 ein Bericht des Sonderkomitees des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen darüber, dass selbst die USA wiederholt unter offenkundiger Umgehung des Embargos 
südrhodesisches Kupfer importiert haben (vgl. Fifth Report of the Security Council Comittee established in the 
pursuance of resolution 253 (1968) concerning the question of Southern Rhodesia, New York, 1973, S. 2f). 
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einigen Jahren überhaupt keinen Handel mehr mit Rhodesien gegeben habe, dass dieser aber 
in der zweiten Hälfte der 1970er wieder, wenn auch in sehr geringem Maße, wieder 
aufgenommen wurde. Daneben dürfte es aber während der gesamten Sanktionszeit immer 
wieder zu illegalen Handelsbeziehungen gekommen sein, obwohl es sich bei dem 
bekanntesten Zwischenfall in dieser Hinsicht, bei dem in Rotterdam 6000 Tonnen 
rhodesischen Chromerzes, die für Österreich bestimmt waren, beschlagnahmt wurden
74
 - um 
einen Irrtum gehandelt haben dürfte
75
. Andere Beispiele involvieren auch den Verkauf von 
LD-Technologie durch die VÖEST-Alpine an ein rhodesisches Stahlwerk, oder auch 
Embargoverletzungen durch die Tyrolit-Schleifmittelwerke und die Simmering-Graz-Pauker 
AG, und schließlich soll Steyr sogar das Waffenembargo gebrochen haben.
76
 
Wie lassen sich diese scheinbar divergierenden Positionen nun vereinbaren? Oben wurde 
eindeutig ausgeführt, wie der klare politische Wille zum Ausdruck gebracht wurde, die 
Apartheidsregimes in Afrika nicht unterstützen zu wollen und sich so konform mit den 
Forderungen der Vereinten Nationen zu geben. Andererseits scheint es doch Handel zwischen 
Österreich und Rhodesien gegeben zu haben. Hier ist natürlich darauf hinzuweisen, dass es 
nicht eindeutig zu klären ist, inwiefern die Politik tatsächlich in diese Machenschaften 
eingebunden war. Es ist zwar offenkundig, dass Vertreter der Verstaatlichen Industrie mit 
vollem Wissen um die Illegalität in diese Geschäfte verwickelt gewesen sein dürften, aber die 
Frage, ob dies mit Wissen und Billigung der politischen Führung geschehen ist, bedarf noch 
weiterer Forschung. 
Exemplarisch kann hier vielleicht eine Aussage von Peter Jankowitsch einen Hinweis liefern: 
Demnach hätte es zwar eindeutig Verstöße gegeben, die VÖEST hätte aber aus rein 
kommerziellen Gesichtspunkten gehandelt, etwa beim Bau eines ganzes Stahlwerkes in 
Südrhodesien. Die österreichische Regierung habe zwar immer wieder Initiativen gesetzt, 
diese Tätigkeiten zu unterbinden, doch laut den Aussagen von Peter Jankowitsch war die 
Autonomie der Verstaatlichten ausreichend groß, um dennoch das eine oder andere Mal einer 
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direkten Intervention der Bundesregierung entgehen zu können. Dabei verweist Jankowitsch 
nicht ganz ohne Stolz darauf, dass es dennoch gelungen sei, der VÖEST das damals größte 
Geschäft, ein gigantisches Kohle- und Stahlprojekt in Südafrika „zu versalzen“, nachdem das 
Vorhaben bei der UNO publik wurde. Um einen veritablen Imageschaden Österreichs zu 




Aber zumindest die oben beschriebene Episode mit der Tabakregie macht eines nur allzu 
deutlich: dass Österreich zwar jederzeit bereit war, gegen die Unterdrückung der schwarzen 
Mehrheitsbevölkerung in Afrika verbal einzutreten, aber vehemente Bedenken hatte, diesem 
Ausdruck des politischen Willens auch reale Taten folgen zu lassen, geschweige denn 
kommentarlos die Kosten einer solchen idealistischen Aktivität zu tragen – in eine ähnliche 
Kerbe schlägt auch ein Strategiebericht des Außenministeriums aus dem Oktober 1980, in 
dem nach dem Ende des rhodesischen Siedlerregimes sowohl um die Wirtschaftskontakte als 
auch um die Glaubwürdigkeit der österreichischen Anti-Apartheidposition gefürchtet wird, da 
ja bekanntlich die wirtschaftlichen Beziehungen zu Rhodesien und Südafrika trotz der 
Sanktionen nie die allerschlechtesten waren.
78
 Dennoch scheint diese Vernachlässigung zu 
keiner Beeinträchtigung der diplomatischen Beziehungen zu Zambia geführt zu haben, wie im 
nächsten Kapitel deutlich werden wird. 
 
 
4. Die politischen Beziehungen zwischen Österreich und Zambia 
 
Bezieht man sich auf die politische Philosophie von Pierre Bordieu, so konstatiert das 
politische Feld eine eigene Sphäre, die von den anderen Gegebenheiten der sozialen Umwelt 
getrennt ist, mit eigenen Regeln, eigenen Akteuren und eigenen Gesetzen. Versteht man die 
Politik andererseits eher in einer Luhmann‟schen systemtheoretischen Art und Weise, so wird 
man die Politik als ein zentrales System auffassen, das die anderen Systeme um sich herum 
(Wirtschaft, Gesellschaft etc.) steuert und kontrolliert. Es gibt natürlich auch noch viele 
andere Schulen und Philosophien, die sich mit der Politik als solcher auseinandergesetzt 
                                                 
77
 Interview mit Botschafter aD Dr. Peter Jankowitsch, geführt von Philipp Otto am 27. Mai 2010 in Wien. Die 
gesamte Niederschrift befindet sich beim Autor. 
78
 Vgl. Walter Sauer, Von der Schwierigkeit, auf Entwicklung zu reagieren. Österreichs Beziehungen zum 
südlichen Afrika seit 1980, in: Gabriele Slezak, Richard Langthaler (Red.), Österreich und die 
Entwicklungsgemeinschaft Südliches Afrika (SADC), Wien, 1998, S. 81-93, hier: 82 
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haben, aber praktisch allen ist eines gleich: Die Politik ist etwas besonderes, eine zentrale 
Instanz, der im menschlichen Zusammenleben eine ganz besondere Bedeutung zukommt. In 
ihr wirken eigene Regeln und Gesetze, und sie beeinflusst die anderen Sphären des 
menschlichen Zusammenlebens wie kaum ein zweiter Faktor. In diesem Sinne ist es auf jeden 
Fall lohnend, sich neben den wirtschaftlichen auch die politischen Beziehungen zwischen 
Österreich und Zambia anzusehen, zumal sich diese Arbeit durchaus einem high politics-
Ansatz verschrieben hat.  
In der Einleitung wurden bereits erste Gedanken formuliert, wie man denn das Unterfangen, 
die bilateralen Beziehungen zwischen zwei Staaten zu untersuchen, angehen könnte. Diese 
sollen hier aufgegriffen und mit einer kurzen politiktheoretischen Erläuterung fruchtbar 
gemacht werden, damit die folgenden Untersuchungen in einem wissenschaftlichen Rahmen 
stattfinden können. 
 
4.1. Theoretische Überlegungen 
 
In der politologischen Disziplin der Internationalen Beziehungen gibt es eine ganze Reihe von 
anerkannten Schulen, die auf ihre jeweils eigene Art und Weise die politischen Beziehungen 
zwischen Staaten zu verstehen, zu deuten und zu erklären versuchen. Es wäre hier müßig, die 
verschiedenen Ansätze fundiert voneinander unterscheiden zu wollen, dafür gibt es eine ganze 
Reihe von Standardwerken, die sich mit diesen Problematiken beschäftigen, wobei sich die 
meisten der Ansätze irgendwo auf einem Kontinuum zwischen Idealismus und Realismus 
wiederfinden.
79
 Was hier versucht werden soll ist ein Überblick über die theoretische 
Fundierung des in dieser Arbeit zum Tragen kommenden politiktheoretischen Verständnisses, 
also eine Beschreibung der Instrumente, mit Hilfe derer die bilateralen Beziehungen zwischen 
Österreich und Zambia untersucht werden sollen.  
Der hier verwendete Ansatz geht auf die bahnbrechenden Arbeiten von Barry Buzan, Charles 
Jones und Richard Little
80
 zurück, wenngleich hier eine adaptierte Form zur Anwendung 
kommen soll: Der Neostrukturelle Realismus. 
 
                                                 
79
 Einen hervorragenden Überblick über die verschiedenen Schulen bietet das Standardwerk von Ulrich Menzel, 
Zwischen Idealismus und Realismus. Die Lehre von den Internationalen Beziehungen. Suhrkamp, 
Frankfurt/Main, 2001 
80
 Barry Buzan, Charles Jones, Richard Little, The Logic of Anarchy. Neorealism to Structural Realism. 
Columbia University Press, New York, 1993 
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Obige Grafik verdeutlicht das hier angewendete Verständnis des internationalen politischen 
Systems: zugrunde liegt die sogenannte Deep Structure, in der die Grundprinzipien 
Internationale Anarchie
82
 und Funktionale Differenzierung
83
 verankert sind. Die 
geschwungene Grenzlinie nach oben hin zur Distributional Structure suggeriert, dass dies 
keine fixe Grenze ist, und dass es sogar so weit kommen kann, dass eine signifikante 
Änderung in der Distributional Structure
84
 die Logik der Tiefenstruktur durchbrechen kann 
und das Primat der Anarchie negieren kann
85
. Von hier aus werden Wirkungen auf die Ebene 
der alltäglichen zwischenstaatlichen Politik gezeitigt („shape & shove“), welche in der Ebene 
der Process Formations angesiedelt sind und als die verbindenden Leitungen zwischen den 
einzelnen Units (hier dargestellt als auf dem Kopf stehende bauchige Flaschen) dargestellt 
sind.  
                                                 
81
 Quelle: Philipp Otto, Der Euromediterrane Sicherheitskomplex. Die Sicherheitsbeziehungen zwischen EU und 
Maghreb. Verlag Dr. Müller, Saarbrücken, 2009, S. 63 
82
 Anarchie bedeutet, dass im internationalen System kein Akteur (in der Regel die Staaten) über einen anderen 
Akteur a priori Verfügungsgewalt hat, sondern dass die einzelnen Akteure gleichberechtigt sind. 
83
 Dieser Begriff bezeichnet die interne Reichweite und Ausgestaltung der Souveränität der einzelnen Akteure.  
84
 Auf dieser Ebene wirkt das relationale Gewicht der Capabilities, also der Fähigkeiten, der Macht der 
einzelnen Akteure. 
85
 Beispiele für eine solche Konstellation wären etwa die Pax Romana oder die Pax Britannica, wo das absolute 
Übergewicht eines einzelnen Akteurs die internationale Anarchie innerhalb des Systems aufgehoben und eine 
hierarchische Systematik etabliert hat. 
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Letztlich thront noch die Ebene der Attribute Analysis ganz oben in der Grafik. Man kann sie 
in einer gewissen Weise als „oberhalb“ der strukturellen Erscheinungen des internationalen 
Systems betrachten, da sie sichtbar, also messbar und somit empirisch fassbar ist: hier sind die 
Capabilities der Staaten verankert. Der Einfachheit halber wurden hier die Capabilities in drei 
Kategorien zusammengefasst – die militärische, die ökonomische und die strategische 
Komponente. Somit sind die Capabilities der einzelnen Units in den „Bäuchen“ der Flaschen 
angesiedelt. Um auch eine Außenwirkung zeitigen zu können, müssen sie zuerst durch den 
dünnen Flaschenhals treten, der in der Grafik mit „Stabilität“ gekennzeichnet ist.86 
 
Nach diesem kurzen Abriss über das theoretische Konzept, mithilfe dessen die politischen 
Beziehungen zwischen den beiden hier betrachteten Akteuren analysiert werden sollen, kann 
wieder in medias res gegangen werden.  
 
4.2. Der Aufbau der bilateralen Beziehungen zwischen Zambia und Österreich 
 
„Der Präsident der Republik Zambia, Dr. Kenneth David Kaunda, verweist in seiner 
(Rede, P.O.) insbesondere auf die österreichische Haltung bei der 
Sicherheitsratsdebatte über den Grenzkonflikt zwischen Zambia und Rhodesien und die 
positive Reaktion der österreichischen Bundesregierung in der Krise, die der 
Verstärkung der Aggressionsakte gegen Zambia gefolgt sei. Österreich habe Zambia 
innerhalb des massiven Notprogramms der Wiederbelebung der Importe und Exporte 
geholfen. Daraus sei die Kooperation zwischen Österreich und Zambia gediehen. Seit 
1973 seien beide Länder gute Freunde geworden, die Beziehungen seien exzellent, und 
beide Staaten teilten viele Ansichten über eine Reihe internationaler Fragen, sie teilten 
auch gemeinsame Prinzipien und menschliche Bestrebungen. Abschließend spricht 
Präsident Kaunda seine Bewunderung für die österreichische Politik der 
immerwährenden Neutralität aus, deren Prinzip Zambia als blockfreies Land teile. 
                                                 
86
 Diese Erläuterungen stellen nur einen kurzen, kursorischen Überblick über das Systemverständnis des 
Neostrukturellen Realismus dar. Nähere Erläuterungen und ergänzende Literatur kann bei Philipp Otto 2009: 
50ff gefunden werden. Warum dieser theoretische Überblick für die Analyse gewinnbringend sein wird, wird auf 
den nächsten Seiten klar werden.  
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Zambia bleibe – wie Österreich – der Blockfreiheit verbunden und wolle eine Politik 
des Friedens führen“.87 
 
Die Republiken Österreich und Zambia – Freunde auf dem internationalen Parkett? Der obige 
Absatz gibt Auszüge einer Rede des zambischen Staatspräsidenten Kenneth Kaunda im 
Rahmen eines feierlichen Abendessens zu seinen Ehren wieder, das als einer der Höhepunkte 
des offiziellen Staatsbesuchs Kaundas in Österreich abgehalten wurde.  
Österreich und Zambia – diese Beziehung ist vielschichtig: Handelspartner, 
Entwicklungshilfepartner, neutrale Staaten und Apartheidsgegner. Andererseits sind die 
beiden, von der internationalen Struktur (Distributional Structure, nach obiger theoretischer 
Ausführung) her gesehen, eigentlich Vertreter gegensätzlicher Seiten im Nord-Süd-Konflikt, 
der eine Industriestaat, der andere ein Entwicklungsland. Österreich ist einerseits ein Teil der 
reichen OECD-Welt und andererseits abhängiger Rohstoffimporteur, Zambia zeitweise 
marktbeherrschender Rohstoffexporteur aber inmitten des ärmsten Kontinents der Welt und 
umgeben von Kriegen, Aufständen, feindlichen Regimes und Rassismen: im Analysefeld der 
internationalen Beziehungen (Process Formations) lag also ein breites Feld an pro und contra 
bezüglicher enger Beziehungen vor.  
Und dennoch – oder gerade deswegen – haben die beiden zusammengefunden, wie nicht 
zuletzt die amikale Tischrede Kaundas beweist. Wie war es nun dazu gekommen, dass aus 
zwei weitgehend Fremden Freunde wurden? Auf den nächsten Seiten sollen nun also die 
politischen Aspekte der bilateralen Beziehungen Betrachtung finden.  
Die politischen Beziehungen hatten einen eigentlich nicht sehr vielversprechenden Start. 
Schon im Jahr 1961, also noch zu Zeiten des Bestehens der Zentralafrikanischen Föderation, 
warnte Eduard Schiller, der österreichische Gesandte in Kapstadt, (korrekterweise) vor den 
Zerfallstendenzen der Föderation und (übertriebenerweise) vor den zu erwartenden 
Verschlechterungen, sollten schwarzafrikanische Politiker letztendlich das Steuer in die Hand 
bekommen. Er warnte vor „kongolesischen Zuständen“ und, angelehnt an Premierminister 
Welensky in Anspielung auf die Unterschätzung der Gefahr durch Großbritannien, 
„analysierte“ man in der Botschaft trocken: „Die Londoner halten unsere Buschneger für Eton 
boys mit schwarz lackierter Haut“.88  
                                                 
87
 Österreichische Zeitschrift für Außenpolitik, Jahrgang 17, 1977, Chronik zur österreichischen Außenpolitik, S. 
137 – 173, hier: 156 
88
 Attaché Franz Rader an Kreisky, Kapstadt, 03. März 1961, GZ 20541, II-pol 1961, Karton 742 (Urugay – 
Zentralafrikanische Föderation), Ordner Zentralafrikanische Föderation; Generell ist hier festzuhalten, dass 
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Doch nach einem Wechsel in der Besetzung des Gesandtenposten änderte sich die Tonlage, 
wie ein Schreiben der Gesandtschaft in Kapstadt vom März 1964 zeigt
89: „Die Botschaft 
Kapstadt berichtet über die Frage der Errichtung eines Honoraramtes in Lusaka (Nord-
Rhodesien). Die Zukunft des Landes wird infolge des Vorhandenseins von Bodenschätzen, 
insbesondere Kupfer, und einer für ihre Aufgabe sehr qualifizierten Regierung sehr 
optimistisch beurteilt. Lusaka ist die Hauptstadt und der Regierungssitz Nord-Rhodesiens und 
wird auch mit Erreichung der Unabhängigkeit, was voraussichtlich am 24. Oktober 1964 der 
Fall sein wird, die Hauptstadt des dann Republik Zambia genannten Staates werden“.90 
Und so kam es dann auch: Ende Oktober 1964 fand in Zambia der lange erwartete politische 
Paradigmenwechsel statt. Föderation und Kolonialregimes gehörten von nun an der 
Geschichte an, dies war die Geburtsstunde des unabhängigen Zambia. Auch ein 
österreichischer Sondergesandter nahm an den Feierlichkeiten teil, die zwei Tage vor bis zwei 
Tage nach dem offiziellen Stichtag Lusaka beherrschten und die Menschen in einen 
Freudentaumel stürzten. Damals bestand – wohl nicht zuletzt aufgrund des Kreisky‟schen 
Einflusses auf die österreichische Außenpolitik – das Bestreben, so bald wie möglich enge 
Kontakte zu den sich gerade entkolonisierenden Staaten zu knüpfen: „Schon Ende der 50er 
Jahre gelang es, zu den sogenannten ‚neuen„ Staaten Beziehungen aufzubauen, da man 
bemüht war, schon in der Stunde ihrer Unabhängigkeit durch die Entsendung politischer 
Delegationen zu den Staatsakten, die das Ende kolonialer Herrschaft markierten, erste 
Verbindungen herzustellen. Mit der Errichtung eines eigenständigen Bundesministeriums für 
auswärtige Angelegenheiten wurde die Pflege der Beziehungen zu diesen neuen Staaten ein 
Teil des außenpolitischen Konzepts Bruno Kreiskys, wobei er den Prozess der Emanzipation 
dieser Staaten aus der kolonialen Herrschaft aufmerksam beobachtete“.91 
                                                                                                                                                        
sowohl in der österreichischen Botschaft in Pretoria als auch im Wiener Außenamt Mitte der 1960 Politik und 
Administration von Personen getragen wurden, die einem sehr konservativen Weltbild verhaftet waren. Erst 
gegen Ende der 1960 kam es durch natürliche Personalwechsel und Wechseln in der Zuständigkeit zu einer 
Modernisierung des österreichischen außenpolitischen Verständnisses im Bezug auf Südafrika, vgl. Walter 
Sauer, Österreich und Namibia. Ein schwieriges Verhältnis im langen 20. Jahrhundert, in: erschienen in: Walter 
Sauer (Hg.), Wien – Windhoek retour. 150 Jahre Beziehungen zwischen Österreich und Namibia, 
Dokumentations- und Kooperationszentrum Südliches Afrika (SADOCC),Wien 2008, S. 7-61; hier: S. 20ff 
89
 Hier findet sich ein klassisches Beispiel dafür, wie die Process Formations auch unabhängig von den 
strukturellen Gegebenheiten oftmals von persönlichen Einstellungen der handelnden Personen determiniert 
werden können. Die Berücksichtigung dieses Faktors ist einer der großen Vorteile des Neostrukturellen 
Realismus gegenüber dem klassischen (Neo)Realismus. 
90
 BMAA, Wien, 17. März 1964, GZ 68483, II-pol 1964, Karton 931 (Ras al Khaimah - Schweden), Ordner 
Nord-Rhodesien 
91
 Dagmar Kerschbaumer, Bruno Kreisky. Sein internationales Engagement als österreichischer Außenpolitiker 
(1953 – 1966; 1970 – 1983), Diplomarbeit an der Universität Wien, 2003. S. 120 
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Der für den Fall Zambias erwähnte österreichische Sondergesandte, Kudernatsch
92
, lieferte 
danach auch einen ausführlichen Bericht an das österreichische Außenministerium ab, in dem 
die Feierlichkeiten als ruhig und ausgelassen beschrieben werden: „Die Feierlichkeiten waren 
sehr gut organisiert und wurden reibungslos abgewickelt. Die allgemeine Atmosphäre kann 
als entspannt und freudig bewegt bezeichnet werden. Befürchtungen europäischer Kreise über 
die persönliche Zukunft der Weißen waren nicht zu vernehmen. Auch in den offiziellen 
Reden kam der Wunsch nach einer ungestörten weiteren Entwicklung und nach 
Zusammenarbeit zwischen der afrikanischen Bevölkerung und den im Land verbleibenden 
Europäern zum Ausdruck“.93 Daneben berichtete der Sonderbotschafter noch, dass das 
österreichische Ehrengeschenk, der „für solche Anlässe übliche“ Augartenreiter aus Porzellan 
überreicht wurde, er gab aber zu bedenken, dass es künftig vielleicht von Vorteil wäre, solche 
Geschenke mit einer aussagekräftigeren Verpackung zu versehen, da es ansonsten „nur von 
einem Kenner der Spanischen Hofreitschule an der Uniform der Reiter identifiziert werden 
könnte“94, weswegen der österreichische Beitrag, obwohl sich der Reiter mit den anderen 
Geschenken angeblich durchaus messen konnte, in der Masse der Ehrengaben unterzugehen 
drohte.  
Größere internationale Aufmerksamkeit als die ungenügende Beschriftung des 
österreichischen Porzellanreiters provozierte allerdings ein Zwischenfall im Zuge der 
Feierlichkeiten, der bereits einen gewissen Vorgeschmack auf die künftig stark belasteten 
Beziehungen zwischen Zambia und Südrhodesien bot: da sich die Staatsfeierlichkeiten über 
ein ganzes Wochenende und darüber hinaus erstreckten, hatte die neue zambische Regierung 
ihre Gäste auf einen Ausflug eingeladen, wobei entweder der Kariba-Staudamm oder die 
Viktoria-Fälle als Destination gewählt werden durften. Da beide Ziele am Zambesi lagen, 
musste nach Angaben des österreichischen Delegierten vor Ort, Kudernatsch, zwangsläufig 
auch südrhodesisches Gebiet betreten werden, was zwar am Kariba-Staudamm reibungslos 
klappte, jedoch bei den Viktoriafällen einen zwischenstaatlichen Eklat provozierte, da die 
zambischen Behörden es verabsäumt hatten, den südrhodesischen Grenzposten rechtzeitig 
eine Liste der erwarteten Gäste zukommen zu lassen. Da sich unter den Gästen auch noch ein 
Brite befand, der mit einem Einreisverbot für Südrhodesien belegt war, wurde diesem der 
Grenzübertritt verwehrt, woraufhin sich Teile der Gesellschaft solidarisch erklärten und 
                                                 
92
 Friedrich Kudernatsch war 1964 Legationsrat an der österreichischen Botschaft in London unter Botschafter 
Schwarzenberg, vgl. Österreichischer Amtskalender für das Jahr 1964, XXXII. Jahrgang, Österreichische 
Staatsdruckerei, Wien, 1964, S. 78 
93
 Kudernatsch an BMAA, Wien, 27. November 1964, GZ 138551, II-pol 1965, Karton 1014 (Vatikan – Zambia) 
94
 Ebd.  
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ebenfalls eine Weiterführung des Ausfluges ablehnten. Dieser Vorfall wurde von der 
zambischen und von Teilen der internationalen Presse hochgespielt und zu einer „Beleidigung 
der Ehrengäste Zambias“ erklärt und den südrhodesischen Grenzbehörden wurde eine 
„rassendiskriminatorische Haltung“ unterstellt.95 
Der Bericht des Sonderbotschafters endete damit, dass er – durchaus im Einklang mit der 
generellen Tendenz der internationalen Beobachter – Zambia die besten Entwicklungschancen 
der drei aus der Föderation hervorgegangenen Staaten einräumte, weswegen er hier auch die 
besten Chancen zur Entwicklung lohnender Handelsbeziehungen ortete, speziell wurde 
Zambia als sehr interessanter Absatzmarkt für Textilien hervorgehoben, zudem schlug 
Kudernatsch auch einen potentiellen Kandidaten für den Posten eines Honorarkonsuls vor, 
einen gewissen Herrn Hultman, der einen Posten in der zambischen Steuerbehörde bekleidete 
und somit als wertvoller Informationsgeber für die österreichische Exportwirtschaft fungieren 
könnte.  
Damals wurde die verhältnismäßig positive Einschätzung der Entwicklungsmöglichkeiten der 
wirtschaftlichen Beziehungen auch von der Bundeskammer der Gewerblichen Wirtschaft 
geteilt, die sich bemühte, einen gewissen Exportoptimismus anzuregen: „Da der 
Lebensstandard der im Copperbelt lebenden Bevölkerung Zambias verhältnismäßig hoch ist, 
ist auch der Absatz von hochwertigen Qualitätswaren möglich“.96 
Trotz dieser relativ optimistischen Diagnosen Kudernatschs und der Wirtschaftskammer 
bewegte sich in den nächsten Jahren nicht sehr viel Substantielles in der Beziehung, auch der 
Absatz von „hochwertigen Qualitätswaren“ für die finanziell besser gestellte Bevölkerung des 
zambischen Copperbelts führte nicht gerade zu Exportrekorden auf Seiten Österreichs, da die 
österreichischen Exporte weniger im Konsum- und Luxusgüterbereich, sondern eher bei 
diversen Wirtschaftsgütern, Materialien und Rohstoffen anzusiedeln waren (vgl. Kapitel 5). 
Österreich machte zwar auf der politischen Ebene erste zarte Annäherungsversuche, doch 
schon die in Kapitel 3 ausgeführten Schwierigkeiten mit der Umsetzung des Embargos gegen 
den Erzfeind Zambias, Rhodesien, zeigen die eher beschränkte Einsatzfreude Österreichs für 








 Bundeskammer der Gewerblichen Wirtschaft (Hg.), Kenya, Uganda, Tanzania, Malawi, Zambia, aus: 
Österreichs Handelspartner, Oberösterreichischer Wirtschaftsverlag, Wien, 1966, S. 67 
97
 Hieraus ist ersichtlich, dass sich die Logik der bilateralen Beziehungen in den ersten Jahren hauptsächlich auf 
den strukturellen Gegebenheiten des Analyseschemas basierte, da die Ebene der Process Formations nur sehr 
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Der nächste Kontakt auf höherer diplomatischer Ebene im Rahmen eben dieser 
Besuchsdiplomatie fand so im Frühjahr 1966 statt, als der in Moskau akkreditierte zambische 
Botschafter, Vernon Johnson Mwaanga, seinen Besuch in Österreich ankündigte.
98
 Dieser 
Besuch fand Ende März 1966 statt, wobei der Botschafter mit Vertretern des 
Außenministeriums zusammentraf, um Fragen der Entwicklungshilfe zu klären, zudem hatte 
er den Wunsch geäußert, mit Vertretern des Unterrichtsministeriums zu konferieren, wobei es 
um 12 zambische Studenten, die sich angeblich zu jener Zeit in Österreich aufhielten, gehen 
sollte.
99
 Aufhorchen ließ der Botschafter mit einer relativ radikalen Position in 
außenpolitischen Fragen, indem er für die Lösung der Rhodesienproblematik – durchaus im 
offiziellen Sinne seiner Regierung – vermittels Waffengewalt plädierte100, wobei er hier 
keineswegs den von der OAU präferierten Weg der internationalen Intervention meinte, 
sondern den bewaffneten Kampf „von unten“, also durch indigene Widerstandsbewegungen 
bevorzugte, den Zambia nach seinen Worten zu unterstützen bereit war. 
Im darauffolgenden Jahr wurde das neue Parlamentsgebäude in Lusaka feierlich eröffnet, was 





 Dieser musste allerdings aus terminlichen 
                                                                                                                                                        
selten Relevanz erhielt. Das bedeutet, dass in den ersten Jahren Zambia hauptsächlich als eines von vielen 
Entwicklungsländern gesehen wurde, und insofern keine besondere Aufmerksamkeit erfuhr. 
98
 Wodak an BMAA, Moskau, 08. Februar 1966, GZ 32345, II-pol 1966, Karton 1071 (Tanzania- Zambia), 
Ordner Zambia 
99
 Leider schweigen die Akten zu dem Thema, ob es zu diesem Treffen gekommen ist. Zudem scheint eine 
Anzahl von 12 zambischen Studenten ein wenig hoch gegriffen zu sein, wenn man bedenkt, dass in der 
österreichischen Hochschulstatistik für das Wintersemester 1963/64 (Österreichisches Statistisches Zentralamt 
(Hg.), Beiträge zur Österreichischen Statistik, 96. Heft, Österreichische Hochschulstatistik. Wintersemester 
1963/64, Wien 1964) kein einziger zambischer/rhodesischer Studierender als ordentlicher (ebd., S. 58) oder 
außerordentlicher Hörer (ebd. S. 72) an einer wissenschaftlichen oder künstlerischen Hochschule (ebd. S. 86 
bzw. 92) aufscheint. Nicht anders ist es im nächsten Jahr, denn auch im Wintersemester 1964/65 (vgl. 
Österreichisches Statistisches Zentralamt (Hg.), Beiträge zur Österreichischen Statistik, 110. Heft, 
Österreichische Hochschulstatistik. Wintersemester 1964/65, Wien 1965) scheint kein Rhodesier/Zambier als 
ordentlicher (ebd. S. 86) oder außerordentlicher (ebd. S. 100) Hörer an wissenschaftlichen oder künstlerischen 
Hochschulen (ebd. S. 122 bzw. 128) auf. Im fraglichen Studienjahr 1966/67 (vgl. Österreichisches Statistisches 
Zentralamt (Hg.), Beiträge zur Österreichischen Statistik, 162. Heft, Österreichische Hochschulstatistik. 
Studienjahr 1966/67, Wien 1967) gab es nach der offiziellen Hochschulstatistik ebenfalls keinen ordentlichen 
(ebd. S. 164) oder außerordentlichen Hörer (ebd. S. 188) an wissenschaftlichen oder künstlerischen Hochschulen 
(ebd. S. 222 bzw. 228) aus Zambia. Erst in der Ausgabe für das Studienjahr 1967/68 findet sich ein einziger 
Studierender aus Zambia, der als ordentlicher Hörer ein Medizinstudium in Österreich belegt (vgl. 
Österreichisches Statistisches Zentralamt (Hg.), Beiträge zur Österreichischen Statistik, 179. Heft, 
Österreichische Hochschulstatistik. Studienjahr 1967/68, Wien 1968, S. 124). Wie es zu dieser Diskrepanz 
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Gründen sein Kommen absagen, stattdessen nahm erneut Kudernatsch, der inzwischen den 
Posten des österreichischen Botschafters in Nairobi bekleidete, an den Feierlichkeiten vom 
30. April bis 5. Mai 1967 teil.
103
  
Schon damals, zu Ende der 1960er Jahre, war die künftige innenpolitische Entwicklung 
Zambias, also der Weg hin zu einer Einparteiendemokratie absehbar, was selbst im Wiener 
Außenamt registriert wurde, wie ein Bericht des Außenministeriums von 1968 beweist: 
„Zambia wünscht ein sozialistischer, blockfreier (non-aligned) und antikolonialistischer Staat 
zu sein; sein Ziel ist auch die Einführung eines Einparteiensystems, nicht durch Maßnahmen 
der Gesetzgebung, aber weil ‚jedes Anzeichen am politischen Horizont zeigt, dass UNIP aus 
den nächsten allgemeinen Wahlen mit einer überwältigenden, wenn nicht 100%igen Mehrheit 
hervorgehen wird‟, was Präsident und Parteiobmann Kaunda durch ‚Ehrlichkeit, harte Arbeit, 
Aufrichtigkeit, Liebe und Treue zu unserem Volk und … wirksame Partei- und 
Regierungsorganisation‟ zu bekommen hofft, ‚eher als durch Gesetzgebung gegen die 
Opposition‟“.104 
Auch berichtete dieser Akt über den massiven Personenkult, der in Zambia – nicht anders als 
in vielen anderen afrikanischen Staaten – um den Präsidenten betrieben worden sei: „Der in 
den meisten afrikanischen Ländern getriebene ‚Persönlichkeitskult‟ wird auch im Falle 
Präsident Kaundas deutlich, (beispielsweise, P.O.) aus dem Titel einer 1967 gegründeten 
kulturellen Monatsschrift ‚Jewel of Africa‟, wobei unter dem ‚Juwel‟, einem zitierten 
Preisgedicht des Herausgebers zufolge, Kenneth Kaunda zu verstehen ist, ‚beloved of Zambia 
and Africa, like a lofty peak among lesser ones, or a giant among pygmies‟“.105 Die 
Implikationen dieser Zentralisierung der politischen Macht finden sich auch im theoretisch-
ideologischen Unterbau der zambischen Staatsideologie, dem sogenannten „Zambischen 
Humanismus“, auf den im Folgenden noch näher eingegangen wird. Exemplarisch sei hier nur 
ein Beispiel zur Verdeutlichung und Kurzfassung der Ideologie des Zambischen Humanismus 
ein Zitat aus einer soziologischen Abhandlung
106
 mit dem Thema des Zambischen 
Humanismus genannt, wie die konventionelle politologische Schule der Gewaltenteilung 
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 Eigentlich handelt es sich bei dem angeführten Werk schon beinahe um eine Rechtfertigungsschrift, 
weswegen es realistisch erscheint, dass dort orginiär „zambisch-humanistisches“ Denken wiedergegeben wird. 
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unterminiert wird: „The argument we are putting forward here is that the formal theory of 
separation of power-legislation, administration and judiciary – is very badly out of focus. In 
actual practise the theory does not work out at all“.107 
 
4.2.1. Exkurs: Zambischer Humanismus und Zambische Innenpolitik 
 
Die zambische Innenpolitik nach Prägung Kaundas war grosso modo immer bemüht, keinem 
der beiden Extreme, die im betreffenden Zeitraum das ideologische Spektrum beherrschten, 
zu sehr nahe zu kommen: man wollte weder ein liberal-kapitalistischer Staat westlicher 
Prägung sein, noch wollte man ins kommunistische Lager abdriften. Die Basis für diesen 
Spagat wurde in der Implementierung einer eigenen Ideologie gesehen, dem Zambischen 
Humanismus, nach dessen ureigenster Überzeugung der Mensch im Zentrum aller 
Überlegungen und allen Tuns staatlichen Handelns stehen muss.  
 
4.2.1.1. Der Zambische Humanismus 
 
Timothy Kandeke, ein zambischer Soziologe, hat die Prämissen, die zur Formulierung des 
Zambischen Humanismus geführt haben und die Versuche dieser Ideologie, diese Prämissen 
zu verarbeiten und zu reformieren, zusammengefasst
108
.  
Die erste Prämisse ist die des Tribalismus: Keineswegs ein typisch zambisches Phänomen, so 
führte die britische Kolonialpolitik (divide et impera) doch zu einer Verfestigung der tribalen 




Die zweite Prämisse dreht sich um die Landfrage: unter kolonialer Herrschaft wurden die 
Landbesitzverhältnisse reformiert (natürlich zugunsten der weißen Minderheit). Es wurden 
riesige Landbesitze in die Hände einiger Weniger gegeben, die zudem oftmals gar nicht 
agrarisch genutzt wurden, sondern schlicht zu brach liegenden Spekulationsobjekten 
mutierten. Auf der anderen Seite wurde die indigene Bevölkerung in Reservate verdrängt, in 
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denen oftmals die reine Subsistenzwirtschaft ein Überleben sicherte. Auch hier stellte der 
Zambische Humanismus den Anspruch, eine gerechte Landverteilung angehen zu können.
110
  
Im soziokulturellen Bereich definierte Kandeke die lange Zeit gelebten Beziehungen 
zwischen Schwarzen und Weißen als eine Beziehung zwischen „Herren“ und „Dienern“, die 
sich tief in die Psyche beider Seiten eingegraben habe, und zu einem ausgeprägten 
Minderwertigkeitskomplex bei einem Großteil der indigenen Bevölkerung geführt hat, 
während die kleine Schicht der „Modernisierungsgewinner“, also derjenigen, die nach der 
Unabhängigkeit in ehemals „weiße“ Positionen vordringen konnten, sich als die neuen 
unumschränkten Herrscher Zambias fühlt. Der Zambische Humanismus steht damit vor der 
Herausforderung, eine harmonische, multiethnische Gesellschaft zu formen, innerhalb derer 
die Klassenunterschiede nicht allzu sehr ausufern können.
111
  
Im Bildungsbereich betont der Zambische Humanismus die fördernde Wirkung einer breiten 
Bildung auf die wirtschaftliche Entwicklung, verfolgte also weniger ein akademisches Ideal 
des Wissens um des Wissens willen, sondern forcierte Bildung auf einem sehr angewandten, 
für die wirtschaftliche Entwicklung unmittelbar effektiv einsetzbaren Niveau.
112
  
Letztlich, und als wohl wichtigsten Punkt der Ideologie, betonte Kandeke die Sphäre der 
politischen Ökonomie. Vor allem hier sollte nicht der Besitz als solcher, sondern der Mensch, 
dem der Besitz dienen soll, im Zentrum aller Überlegungen stehen.
113
 Der Arbeiter soll sich 
nicht als simplen Lohnempfänger, sondern als Teil des Produktionsprozesses fühlen, nicht als 
passives Objekt, sondern als aktives Mitglied im Wirtschaftsprozess, das sich mit seinen 
Werken und Produkten identifizieren kann. Andererseits darf der Mensch nicht nur auf seine 
(Lohn-)Arbeit reduziert werden, sondern muss auch als Teil des Ganzen Anspruch haben auf 
all jene benefits, die nur eine solidarische Gesellschaft produzieren und bereitstellen kann 
(d.h. Bildung, Gesundheitsvorsorge etc.).  
Schließlich adressiert der Zambische Humanismus auch noch die bürokratisch-
administrativen Hürden, die die britische Kolonialverwaltung zurückgelassen hat: ein 
aufgeblähter, reformresistenter und langsamer Bürokratendschungel, dessen Hauptaufgabe die 
Aufrechterhaltung des eigenen Betriebs und weniger die Servisierung der eigenen Bürger 
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 Der Zambische Humanismus verfolgt also den Anspruch, die strikte Bürokratisierung 
zu beenden und die Verwaltung wieder auf den Menschen abzustimmen, nicht umgekehrt. 
Diese Einstellungen verschaffen dem Menschen innerhalb der Einflusssphäre der Ideologie 
ein hohes Maß an Freiheit, das allerdings – und das ist eine Grundvoraussetzung des 
Zambischen Humanismus – mit einem hohen Maß an Verantwortung genossen werden muss: 
Jeder Mensch hat ein Recht auf Leben, Besitz und Wohlstand, muss diese Rechte seiner 
Nachbarn aber auch respektieren. Jeder hat das Recht auf freie Meinungsäußerung, freie 
Religionswahl und die Freiheit, sich überall zu bewegen – andererseits muss er diese Rechte 
verantwortungsvoll ausüben und dabei nicht die Rechte eines anderen beschränken. Der Staat 
hat darauf zu achten, dass zwar jeder Mensch prinzipiell in den Genuss eines hohen Maßes an 
Freiheit kommt, er muss aber auch dafür Sorge tragen, dass in Summe nicht die zu hohe 
Freiheit des Einzelnen die Freiheit des Kollektivs unterminiert: „Indeed, the Individual has a 
duty to his nation. He has a duty to make a contribution to the unity, peace and prosperity of 
Zambia“.115 
Viele der oben genannten Prämissen spielen direkt in die Hände der Befürworter eines 
Einparteienstaates. Der Zambische Humanismus selbst ist eine Ideologie, die auf der 
Vorstellung basiert, dass für Afrika (oder zumindest Zambia) die Einparteiendemokratie der 
beste Weg sei. Und das aus dem Grund, dass Oppositionsparteien sowieso zu schwach oder 
zu zerstritten seien, um eine glaubwürdige Alternative zu bieten, nicht national sondern tribal 
organisiert wären, und dass Oppositionsparteien dazu tendieren würden, Lügen zu verbreiten. 
Oppositionsparteien in Zambia wären außerdem die Vertreter reiner Partikularinteressen und 
zudem oft schlichte Agenten auswärtiger Mächte, was Hass, Missgunst und Spaltungen in die 
zambische Gesellschaft gebracht hätte. Und schließlich wären Oppositionsparteien eine 




Während Kandeke über weite Strecken seines Buches sehr sozialwissenschaftlich schreibt 
und durchaus ausgewogene Argumente darbringt, so gleitet er im Bezug auf die 
Untermauerung des singulären Machanspruches der UNIP leider sehr in die Sphäre reiner 
Propagandaschriften ab. Hier merkt man sehr deutlich, dass gewisse Legitimationszwecke 
erfüllt werden sollten, die noch dazu auf argumentativ tönernen Füßen daherkommen. Der 
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Zambische Humanismus, dessen treibende Kraft qua definitionem die UNIP ist
117
, dient somit 
auch als ideologischer Unterbau für die Legitimation des totalen Machtanspruches der UNIP.  
Somit überrascht es nicht, dass es Kaunda und seinem Parteiapparat gelang, trotz der widrigen 
inneren und äußeren Umstände eine über Jahrzehnte stabile Regierung aufzubauen und eine 
erstaunliche Zentralisierung und sogar Personalisierung der Staatsmacht zu schaffen.  
 
4.2.1.2. Die Zambische Innenpolitik: ein grober Überblick 
 
Leider war es Präsident Kenneth Kaunda nicht vergönnt, diese hervorragende innenpolitische 
Position und den internationalen Vertrauensvorschuss, den er als einer der Helden des 
Kampfes gegen Kolonialismus und Apartheid hatte, auch dazu zu nutzen, die sozio-
ökonomischen Umstände der Bevölkerung Zambias zu verbessern: in einer Retrospektive 
über die Regierungszeit Kaundas fassen Catherine Hill und Malcolm McPherson, zwei 
Experten für die Wirtschaft des südlichen Afrika, sein Erbe und die Umstände seiner Abwahl 
in einem Satz zusammen: „The end to the one-party state and President Kaunda‟s destructive 
form of ‚personal rule„ resulted from widespread, but long overdue, agitation to halt the 
erosion of the average Zambian‟s income and wealth“.118 
Die beiden Autoren beschäftigen sich in der Folge mit den Gründen für ihre 
niederschmetternde Bilanz und führen die Nationalisierungen als ersten Grund an, der viele 
Investoren verschreckt hat (obwohl, wie an anderer Stelle ausgeführt werden wird, die 
Nationalisierungen in ihr Realisierung so unbedacht waren, dass die ausländischen 
Großkonzerne danach sogar noch mehr profitieren konnten als vorher), wozu später auch 
noch mit sinkenden Kupferpreisen das steigende Haushaltsdefizit und die negative 
Handelsbilanz kamen. Die Folge war ein explodierender Berg an Auslandsschulden, deren 
Servisierung den zambischen Haushalt bald vor große Probleme stellte. Als Reaktion 
versuchte die Regierung, den Außenhandel und die Verflechtungen mit ausländischem 
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Kapital als Sündenbock hinzustellen, was den Effekt der Investorenflucht noch intensivierte. 
Als dann der steigende Schuldenstand den Zugang zu neuem ausländischen Kapital 
erschwerte, entschloss sich die Regierung zur Tätigung eines in dieser Zeit üblichen, aber 
nichtsdestotrotz verhängnisvollen Schrittes: Man warf die Notenpressen an und katapultierte 
so die Inflation in die Höhe.
119
 Als Resultat setzte eine Welle der Kapitalflucht ein, und der 
einzig boomende Markt wurde der Schwarzmarkt.
120
 Mitte bis Ende der 1970er Jahre waren 
die zambische Wirtschaft und der zambische Staatshaushalt in einem desaströsen Zustand, der 
sich logischerweise äußerst negativ auf die sozio-ökonomischen Lebensverhältnisse der 
Zambier auswirkte. 
Wie war es dazu gekommen? Wie wurde eines der reicheren Länder Afrikas
121
, mit 
unglaublichen Bodenschätzen gesegnet und zu Beginn der Unabhängigkeit von einem Geist 
des Aufbruchs und der Revolution getragen, zu einem durch einen Personenkult regierten 
Krisenfall? Wo waren die checks und balances, womit war die Politik beschäftigt? 
Kenneth Kaunda war ein Meister darin, seine Hausmacht zu stärken und den gesamten 
Staatsapparat auf seine Person hin auszurichten. So ermöglichte die besonders günstige 
wirtschaftliche Lage in den ersten Jahren nach der Unabhängigkeit nicht nur die Förderung 
gesellschaftlicher Bereiche wie dem Auf- und Ausbau eines Gesundheits- und 
Bildungssystems, sondern auch den Aufbau eines politischen Systems, das mit 
österreichischer Terminologie wohl am besten mit Freunderlwirtschaft und Proporz 
bezeichnet werden kann – allerdings immer unter der Prämisse, dass nur der Präsident die 
Macht haben konnte, Posten und Privilegien zu verteilen – und sie wieder wegzunehmen: 
„Die Schaffung und ausgewogene Besetzung von Posten in Regierung, Partei, Bürokratie und 
im parastaatlichen Bereich waren von vorrangiger Bedeutung für die Konsolidierung der 
Macht des Präsidenten. (…) Wichtig für das Funktionieren des Systems war der ständige 
Wechsel in politischen und administrativen Spitzenpositionen, der eine Hausmachtbildung 
verhinderte und die Funktionsträger dem Staatschef (und nur ihm) verpflichtete. (…) Schon in 
den 1960er Jahren war die Bedeutung von Regierung und Parlament gering. ‚Die zambische 
Regierung agiert ganz nach Kaundas persönlichem Willen, und auch bei wichtigen 
Angelegenheiten sucht er keineswegs unbedingt den Rat seiner Minister. Die Regierung ist 
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die arme Dritte nach dem Präsidenten und dem Zentralkomitee der UNIP (…) und wie die 
Regierung ist auch das Parlament drittrangig“.122  
So benutzte Kaunda seine Position zur Festigung seiner persönlichen Macht und der Macht 
seiner Klientel, wobei er durchaus darauf bedacht war, nicht in den eigenen Reihen starke 
Persönlichkeiten so weit aufkommen zu lassen, dass sie sogar seinen eigenen Machtanspruch 
hätten unterminieren können.  
Das Volk hatte dabei eigentlich keine großen Alternativen, als einfach zuzusehen und auf das 
Beste zu hoffen. Denn mit dem 13. Dezember 1972 setzte Präsident Kaunda seinen Wunsch 
in die Tat um, und deklarierte Zambia zu einer partizipativen Demokratie mit 
Einheitspartei.
123
 An sich hatte Kaunda ja seit Mitte der 1960er vorgehabt, die anderen 
Parteien nicht zu verbieten oder gegen sie zu regieren, sondern, um es einfach zu formulieren, 
ein so gutes Staatsoberhaupt zu sein, dass ohnehin jeder seine UNIP wählen würde, und so die 
anderen Parteien ganz von selber verschwinden würden. Diese Rechnung ging nicht auf, 
weswegen er sich eben auf den weniger eleganten, aber dafür umso effektiveren Weg des 
Verbots anderer Parteien begeben musste.  
So war schließlich die politische Opposition ausgeschaltet und eine effektive Form der 
persönlichen Herrschaft etabliert, wenn auch Zambia das Glück hatte, einen deutlich 
benevolenteren Herrscher als viele andere afrikanische Staaten zu dieser Zeit gehabt zu haben.  
Anders als die politische Opposition waren allerdings Intelligenzija und Gewerkschaften 
weniger leicht außer Gefecht zu setzen, wie etwa ein gescheiterter Putsch 1980 oder die 
immer wieder rebellisch agierenden Gewerkschaftsführer
124
 zeigten, auch wenn Kaunda nicht 
einmal davor zurückschreckte, die Gewerkschaftsspitzen
125
 aus fadenscheinigen Gründen 
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, oder die Universität von Lusaka für ein halbes Jahr zu schließen, weil 




Wie sah nun das politische System konkret aus? Zambia wurde 1964 als Republik 
unabhängig, wobei dem Präsidenten als Staatsoberhaupt und Regierungschef in Personalunion 
die wichtigste Rolle im politischen System zugedacht wurde. Die ersten 27 Jahre nach der 
Unabhängigkeit wurde dieses Amt von Kenneth Kaunda bekleidet, der nach der initialen 
Amtsübernahme 1964 in den Jahren 1973, 1978 und 1983 wiedergewählt wurde – wenn auch 
ohne Gegenkandidaten. 
Im Jänner 1964, also noch vor der offiziellen Unabhängigkeit wurden in Zambia die ersten 
freien Wahlen durchgeführt, die Kenneth Kaundas UNIP (United National Independence 
Party) für sich entscheiden konnte und dementsprechend die erste Unabhängigkeitsregierung 
stellen durfte. Die Stellung der UNIP innerhalb der politischen Landschaft in Zambia war 
dominierend, obwohl es zumindest zwei weitere größere Parteien gab, den von Harry 
Nkumbula lange Zeit dominierten ANC (African National Congress, von dem sich die UNIP 
im Unfrieden abgespalten hatte
128
) und später auch die United Progressive Party (UPP, die 
sich wiederum von der UNIP abgespalten hatte), wobei beiden Parteien eine untergeordnete 
Rolle zugesprochen werden kann: bei den Parlamentswahlen 1968 gewann die UNIP 81 der 
insgesamt 105 Sitze, was die faktisch geringe Relevanz der Oppositionsparteien illustriert
129
. 
Schon bald nach der Festigung des Machtanspruches der UNIP kam es aber zu massiven 
internen Fraktionskämpfen, die schon Ende der 1960er virulent wurden: „Der Machtkampf 
fand 1967 einen ersten Höhepunkt. Erstmals sollte das ZK auf der statutenmäßigen 
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129
 William Tordoff, Introduction, in: Ders. (Hg.), Administration in Zambia, Manchester University Press, 
Manchester, 1980, S. 1-42, hier: 8 
Die bilateralen Beziehungen zwischen Österreich und Zambia OTTO, Philipp 
 
43 
Parteikonferenz frei gewählt werden. War bislang ein Gleichgewicht in der Vertretung der 
wichtigen gesellschaftlichen Gruppen angestrebt worden, so wurde diese durch die Forderung 
nach stärkerer Vertretung der Hauptbeteiligten am antikolonialen Kampf in Frage gestellt. 
Dies richtete sich z.B. gegen die zahlenmäßig gleiche Vertretung der Lozi und Bemba, hatten 
diese doch den Unabhängigkeitskampf in erster Linie getragen. Die Bemba verbündeten sich 
mit den Tonga aus der Südprovinz; beide hofften so ihre relativ schwache Stellung zu 
verbessern (…). Die Form der Auseinandersetzung zeigte, dass die Partei nicht mehr 
homogen war und nicht mehr beanspruchen konnte, im nationalen Interesse zu handeln. 
Tribalismus und Regionalismus herrschten vor“130. 
Zu Beginn der 1970er intensivierten sich, wie der Zambiaspezialist William Tordoff 
analysiert, die parteiinternen Spannungen zwischen regionalen bzw. linguistischen Gruppen 
zunehmend, was den Zusammenhalt der UNIP weiter schwächte bzw. 1971 sogar zu der 
erwähnten Parteispaltung führte, bei der der ehemalige Vizepräsident Simon Kapwepwe zum 
Führer der neuen Partei UPP wurde
131
. Wohl aus Furcht vor weiteren Spaltungen
132
 oder 
vielleicht auch aus reinem wahltaktischem Kalkül
133
 sah sich Kaunda dann 1972 gezwungen, 
den drastischen Schritt zum Verbot aller anderen poltischen Parteien zu setzen und einen 
Einparteienstaat zu proklamieren. Für diese „partizipatorische Einparteiendemokratie“ wurde 
1973 eine eigene, modifizierte Verfassung geschrieben, die Zambia zu einer Präsidialrepublik 
machte und die bis 1991 gelten sollte. Der Präsident bekam darin umfassende Vollmachten, 
dem Einkammernparlament hingegen kam hauptsächlich eine beratende Funktion zu. Die 
Exekutive wurde theoretisch von der Regierung getragen, wobei die Minister vom 
Präsidenten ernannt werden. De facto hatte die Regierung aber eigentlich nur die Beschlüsse 
des Zentralkomitees der UNIP auszuführen, was ihr politisches Gewicht natürlich stark 
beschränkte: „While the Cabinet under the Second Republic has tended to lack political 
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weight and is privately characterised by some of its critics (often themselves Ex-Ministers) as 
a body of ‚yes-men„, it is technically competent and well equipped to undertake those 
administrative and policy-implementation tasks constitutionally assigned to it“134. 
Die tatsächliche Entscheidungsfindung geschah also im Zentralkomitee der UNIP: 
„Constitutionally, the Central Committee is the superior body, reflecting the supremacy of the 
party over the Government. Thus, the Secretary-General of UNIP takes precedence over the 
Prime Minister and acts for the President when the latter is out of the country; similarly, a 
chairman of a sub-committee of the Central Committee outranks the Minister (or Ministers) 
whose portfolio falls within the competence of his sub-committee“135. De facto waren 
Regierung und Zentralkomitee allerdings nicht im permanenten Clinch oder in einer 
Beziehungsstruktur von Befehlsgeber und Befehlsempfänger, aufgrund der vielfältigen und 
engen formellen wie informellen Kommunikationskanäle und der ohnedies grundlegenden 
Abhängigkeit vom Präsidenten und der verordneten staatlichen Ideologie des zambischen 
Humanismus war die Aufteilung auf zwei getrennte Regierungskörper mehr eine 
Ressourcenverschwendung als eine sinnvolle Kompetenzverteilung
136
. 
Die neue Verfassung entsprach trotz aller gegenteiliger Beteuerungen seitens Kaundas 
weniger dem Willen des Volkes als dem Willen der Politiker (so sank die Wahlbeteiligung bei 
der ersten Wahl unter dem neuen Einparteiensystem, der Präsidentschaftswahl 1973, auf 
magere 39%, was für einen Staat, der erst vor einem Jahrzehnt überhaupt freie Wahlen 
eingeführt hat, eine durchaus erstaunliche Leistung ist), wobei auch der sonst eher positiv 
eingestellte Zambiaexperte Tordoff zugibt, dass die zambische Nationalversammlung in erster 
Linie dazu da sei, die Politik der Regierung durch Debatten und Verabschiedungen von 
Gesetzen zu legitimieren
137
. Daher musste sich die Opposition auf außerparlamentarischen 
Bühnen abspielen, wofür sich vor allem drei Gruppierungen zuständig fühlten: die 
Gewerkschaften, die Studierenden und einige religiöse Bewegungen, allen voran die Zeugen 
Jehovas (Watchtower-Bewegung), wobei sich andere Kirchen, wie etwa die katholische, 
hervorragend mit dem neuen System arrangierten. Den Gewerkschaften versuchte man immer 
wieder mit Lohnzugeständnissen, vor allem für die Arbeiter im Kupferbergbau, 
entgegenzukommen, verfolgte aber parallel dazu eine Strategie von Zuckerbrot und Peitsche, 
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um die Gewerkschaftsbosse gefügig zu halten, wie die Episode um den prominenten 
Gewerkschaftsführer Frederick Chiluba zeigt, der 1981 als Vorsitzender der Zambian 
Confederation of Trade Unions als Drahtzieher eines großen Streiks der Kupferarbeiter 
verhaftet wurde – nur um zwei Jahre später von Kaunda in den politisch einflussreichen und 
finanzielle lohnenden Posten eines Aufsichtsrates der ZIMCO (Zambian Industrial and 
Mining Corporation) gesetzt zu werden.  
Die Studierenden ließen ebenfalls immer wieder mit Protesten aufhorchen, da aber der Bedarf 
der zambischen Wirtschaft nach einheimischen Fachkräften immens war, konnte auch hier 
immer wieder eine für beide Seiten befriedigende Lösung gefunden werden.
138
  
Derart konnte zwar der Widerstand gegen die Regierung auf einem erträglichen Level 
gehalten und die innenpolitische Stabilität gewahrt werden, aber in Summe wurde die 
(Wirtschafts-)Politik Kaundas den Vorgaben und Idealen des Humanismus alles andere als 
gerecht: „Sie verschärfte das Ungleichgewicht zwischen Zentrum und Hinterland, und 
finanzierte die städtische Gesellschaft durch die ländliche, die Industrie durch die 
Landwirtschaft“.139 
Dergestalt diente das politische System hauptsächlich zur Alimentierung einer „Staatsklasse“ 
aus Beamten und Politkern, die sich die innenpolitische Stabilität hauptsächlich durch 
Appeasement-Politik der außerparlamentarischen Opposition erkaufte. All dies geschah unter 
einem so gut wie allmächtigen Präsidenten, der über seine gesamte Regierungszeit die Zügel 
stets fest in der Hand hatte und so erste Reihe fußfrei dabei zusehen konnte, wie sein System 
von Klientelismus und Patronage die zum Zeitpunkt der Unabhängigkeit für afrikanische 
Verhältnisse erfolgversprechende und stabile zambische Wirtschaft erodierte. Dass das Ganze 
in einem Klima der weitgehenden Gewaltlosigkeit und innenpolitischen Stabilität geschah 
grenzt zwar an ein Wunder und ist zu einem hohen Grad auf das interne Standing von Kaunda 
selbst zurückzuführen, kann aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass hier durch verschiedene 
Fehlentwicklungen große Chancen vertan wurden und der Grundstein für ein Jahrzehnte 
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4.3. Die Festigung der bilateralen Beziehungen zwischen Zambia und Österreich 
 
Trotz der immer wieder in den Aktenvermerken des Wiener Außenministeriums und den 
Berichten der Gesandten geäußerten demokratiepolitischen Bedenken – oder vielleicht gerade 
wegen ihnen, da sie vielleicht ein höheres Maß an Stabilität zu versprechen schienen – 
begannen in den späten 1960ern die Entwicklungshilfebeziehungen ein höheres Maß an 
Relevanz zu gewinnen, worauf aber in Kapitel 6 näher eingegangen werden wird. 
1970 kam es in Österreich innenpolitisch zu einem Paradigmenwechsel, die ÖVP-
Alleinregierung wurde von der Minderheitsregierung Kreisky I abgelöst. Der neue 
Außenminister wurde überraschenderweise Rudolf Kirchschläger, dem nach Aussagen Gerald 
Hintereggers, dem damaligen Kabinettschef Kirchschlägers, von Kreisky die Formulierung 
und Ausführung der österreichischen Außenpolitik großteils nach eigenem Ermessen 
überlassen wurde, mit Ausnahme der aktiven Neutralitätspolitik, unter die die Beziehungen zu 
Zambia wohl zu zählen sind.
140
 
1972 stattete der für Lusaka zuständige österreichische Botschafter in Nairobi, Georg Reisch, 
Zambia einen ausgedehnten Besuch ab, wobei er auch mit Präsident Kaunda zusammentraf. 
Eine Kernpassage seines Berichts fasst die bisherigen Beziehungen treffend zusammen:  
 
„Wirtschaftlich stellte Zambia einen sehr kaufkräftigen Markt dar, was von Österreich 
leider im Gegensatz zu fast allen vergleichbaren Staaten noch kaum genützt wurde. 
Dies findet nicht zuletzt darin seinen Ausdruck, dass Österreichs Importe aus Zambia 
ungefähr viermal so hoch sind wie seine Exporte. Mein (Reischs, P.O.) Gespräch mit 
Präsident Kaunda zeigte deutlich dessen großes Interesse an einer Intensivierung der 
zwar freundschaftlichen, aber bisher nicht sehr entwickelten Beziehungen zu 
Österreich. Sowohl außenpolitisch als auch ideologisch fühlt sich Präsident Kaunda zu 
Österreich hingezogen, da er in unserem Land das Ziel seiner Politik, des ‚zambischen 
Humanismus’ wonach der Mensch im Mittelpunkt aller Überlegungen stehen solle, 
weitgehend verwirklicht glaubt. Die Voraussetzung für engere Beziehungen auf allen 
Ebenen wäre jedenfalls gegeben“.141  
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Als Resümee warb der Botschafter richtiggehend dafür, engere Kontakte zu knüpfen:  
 
„Präsident Kaunda selbst macht persönlich den Eindruck eines sympathischen und 
fähigen afrikanischen Staatsmannes, wenn er auch nicht an das intellektuelle Niveau 
Nyereres heranreichen dürfte. Es ist zu erwarten, dass unter seiner Führung, trotz 
innenpolitischer Umwälzungen und der schwierigen geografischen Lage, eine relativ 
kontinuierliche Entwicklung stattfinden wird. (…) In jedem Fall ist Zambia im 
gesamtafrikanischen Vergleich ein Land, das wirtschaftlich nicht nur lebensfähig ist, 
sondern auch vielversprechende Zukunftsaussichten hat. Soweit in Afrika überhaupt 
Vorhersagen gemacht werden können, ist mit einer gewissen Stabilität der Verhältnisse 
zu rechnen und es würde sich daher lohnen, engere Beziehungen anzuknüpfen. Da 
Österreich im Vergleich zu anderen Kleinstaaten Europas in Zambia in jeder Hinsicht 
wenig vertreten ist und die sich hier bietenden Möglichkeiten bisher kaum 
wahrgenommen hat, habe ich mir erlaubt, mit getrennten Berichten Vorschläge für eine 
allmähliche Auffüllung dieses Vakuums zu unterbreiten“.142 
 
Leider sollte Reisch nicht Recht behalten, vor allem die wirtschaftliche Entwicklung hat er 
hier offensichtlich zu optimistisch eingeschätzt, wie in den späteren Kapiteln noch klarer 
werden wird. 
Dabei war die erwähnte ideologische Nähe zwischen dem zambischen Humanismus und der 
österreichischen Sozialdemokratie, die zumindest Kenneth Kaunda ausgemacht zu haben 
glaubte, auf den ersten Blick durchaus einer Überlegung wert, wie auch Peter Jankowitsch
143
 
bestätigt, obwohl er die Berührungspunkte hauptsächlich im Kontext der Sozialistischen 
Internationalen verortet wissen möchte.
144
 Ein etwas differenzierteres Bild zeichnet allerdings 
der ehemalige österreichische Botschafter in Lusaka, Franz Palla, der den Allmachtsanspruch 
der Partei unter Kaunda stärker betont als den eigentlichen ideologischen Überbau, also die 
gemeinsame ideologische Ausrichtung schwächer bewertet als die faktische Ausübung der 
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politischen Macht, worin sich die österreichische bzw. europäische Sozialdemokratie doch 
sehr von zambischen Humanismus abhebt.
145
  
Botschafter Reisch sollte auch noch in den nächsten Jahren immer wieder als Mahner 
auftreten, die Beziehungen zu Zambia nicht allzu sehr schleifen zu lassen und in Parallele zu 
anderen vergleichbaren Staaten Europas eine aktivere Rolle in Lusaka zu spielen. Seine 
Analyse hinsichtlich der Handelsbeziehungen erwies sich als richtig und die oben erwähnte 
Einschätzung der ideologischen Nähe der Regierungen Kreisky und Kaunda lässt sich – wenn 
auch mit Einschränkungen hinsichtlich der Gewaltenteilung – auch nicht von der Hand 
weisen, wie die obigen Ausführungen über die Staatsideologie des Zambischen Humanismus 
teilweise nahelegen. Insofern wäre die von Reisch so enthusiastisch betriebene Vertiefung der 
bilateralen Beziehungen durchaus keine aus der Luft gegriffene Sache gewesen, sondern eher 
eine erneute Aufnahme bestehender Ansätze, die nicht nur wie bisher durch die strukturelle 
Logik, sondern auch durch Faktoren auf Ebene der prozeduralen Formationen bedingt wäre. 
Unterdessen hatte es auch anderen Initiativen gegeben, ein neues Element in den Beziehungen 
zwischen den beiden Staaten zu schaffen: Der erste Beauftragte des österreichischen 
Jugendrates für Entwicklungshilfe, der Architekt Peter Fleischmann, der sich in Zambia 
aufgehalten hatte, hatte im Jänner 1972 ein Schreiben an Bundeskanzler Kreisky gerichtet, 
worin er einerseits einen Vorschlag für ein „Agreement on the dispatch of volunteers“, das an 
den Agreements zwischen Zambia und Deutschland, Dänemark und den Niederlanden 
angelehnt wurde, übermittelte. Andererseits regte Fleischmann einen Staatsbesuch Kaundas in 
Österreich, aber auch vice versa an, woran angeblich in Lusaka durchaus Interesse bestehen 
solle.
146
 Auf eine Rückfrage durch Peter Jankowitsch reagierte der zuständige Botschafter 
Reisch etwas zurückhaltend, aber durchaus affirmativ: Kaunda wäre sehr interessiert, sähe 
aber ob der gegenwärtigen innenpolitischen Umwälzungen in Richtung Einparteienstaat keine 
Möglichkeit, vor Ende 1973 eine Europareise zu machen. Dennoch hätte der Botschafter, 
erneut eine Möglichkeit zur Vertiefung der Beziehungen erhoffend, eine solche Entwicklung 
sehr begrüßt: „Im Hinblick darauf, dass sich gewisse Ansatzpunkte für eine österreichische 
Entwicklungshilfe an Zambia herauskristallisieren, größere Aufträge an die österreichische 
Industrie bereits ergangen sind und durch die Eröffnung eines eigenen Büros der 
verstaatlichten österreichischen Schwerindustrie mit intensiveren Beziehungen am 
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Wirtschaftssektor gerechnet werden kann, dürften sich bis zur möglichen Realisierung eines 
solchen Besuches auch genügend substantielle Motive ergeben“.147 
Allerdings hegte man nun in Wien gewisse Bedenken gegen einen Besuch Kaundas: man war 
zwar nicht ausgesprochen dagegen und hielt Kaunda für einen sehr guten Kandidaten, der 
aber eher als zweite Wahl für einen solchen Staatsbesuch gegolten hatte: 
 
„Falls unsererseits ein Staatsbesuch aus dem anglophonen ost- und 
zentralafrikanischen Raum – von wo bisher noch kein Staatsoberhaupt Österreich 
besucht hat – aus Termingründen in der näheren Zukunft möglich erscheint, wäre 
Präsident Kaunda von Zambia eine gute Lösung. Die ‚ideale’ Persönlichkeit wäre zwar 
Präsident Kenyatta von Kenya, der aber nicht in Frage kommt, weil es bekannt ist, dass 
er nicht gerne reist. (Einzige Ausnahme: sein Besuch beim Kaiser in Äthiopien). 
Präsident Nyerere von Tanzania ist zwar persönlich ein höchst integerer Idealist, gerät 
aber zunehmend unter chinesischen Einfluss und gehört außerdem zu den militantesten 
afrikanischen Staatsmännern, sodass seine Entscheidungen schon mehrfach, emotionell 
bedingt, über das Ziel schossen (Säbelrasseln gegen die weiß beherrschten Gebiete, 
Biafra, Uganda). Präsident General Amin von Uganda ist erst vor etwa einem Jahr 
durch einen Militärputsch an die Macht gelangt und sein Regime scheint nicht 
unbedingt gefestigt. Präsident Dr. Banda von Malawi verdient als besonnener, 
realistischer und mutiger Staatsmann zwar zweifellos hohen Respekt, ist jedoch wegen 
seiner Politik gegenüber den weiß beherrschten Gebieten ein Außenseiter unter den 
schwarzafrikanischen Staatsführern und käme daher kaum als erster offizieller 
Besucher in Österreich in Frage. So bietet sich also Präsident Kaunda an. Er ist ein 
Mann von ganz besonderem persönlichem Charme und bemüht sich, ungeachtet der 
grundsätzlichen Ablehnung der weißen Minoritätsregime, doch aus wirtschaftlicher 
Vernunft ein notwendiges Minimum an Beziehungen zum Süden aufrecht zu erhalten. 
Eine Einladung von Präsident Kaunda nach Österreich könnte vielleicht auch für die 
österreichische Wirtschaft von Vorteil sein, da Zambia dank seiner großen 
Kupfervorkommen bessere industrielle Zukunftsaussichten hat als viele andere der 
jungen afrikanischen Staaten und daher Aussichten vorhanden sind, dass die 
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österreichische Exportwirtschaft an verschiedenen Projekten großes Interesse haben 
könnte“.148 
 
Betrachtet man nun diese Berichte und liest ein wenig zwischen den Zeilen, so war Zambia 
bis in die frühen 1970er Jahre hinein nicht unbedingt ein heißer Kandidat für den Aufbau 
besonders enger Bande, was sich nur langsam ändern sollte. 
Allerdings ergab sich bei den politischen Beziehungen im engeren Sinne eine hauptsächlich 
von außen, von den im internationalen System wirkenden Kräften initiierter Drang zur 
Intensivierung der Beziehungen. Der Grund dafür war die Verschlechterung der Lage 
zwischen Zambia und Südrhodesien, die ja seit dem Zerfall der ZAF durchgehend höchst 
angespannt war. Wie im Kapitel 5 noch näher ausgeführt werden wird kumulierten die 
Spannungen 1973 in einer (beinahe) totalen Sperrung der Grenzen
149
, was die 
exportorientierte zambische Wirtschaft unter massiven Druck brachte. Den entscheidenden 
Schritt zur Abriegelung der Grenze hatte das Smith-Regime in Südrhodesien gesetzt, wofür es 
auch vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, der eine eigene Untersuchungskommission 
für diesen Fall eingesetzt hatte, scharf verurteilt wurde. Hier ergibt sich auch ein besonderer 
Österreich-Bezug, da einer der Teilnehmer der vierköpfigen UNO-Mission ein Österreicher 
war, nämlich Dr. Peter Jankowitsch.
150
  
Dieser schrieb über das Engagement Österreichs in dieser Hinsicht: 
 
„Gleich am Anfang seiner Mitgliedschaft im Sicherheitsrat wurde Österreich durch 
seine Aufnahme in die vierköpfige Zambia-Mission des Rates eine besondere Rolle bei 
den Bemühungen des Sicherheitsrates zur Entschärfung der gefährlichen 
Krisensituation zwischen Salisbury und Lusaka übertragen. Diese Mission besuchte im 
Februar 1973 Großbritannien, Zambia
151
, Tansania und Kenya und legte am 6. März 
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1973 dem Sicherheitsrat einen Bericht vor, der ein Fortdauern und eine Steigerung der 
Spannungen im südlichen Afrika, insbesondere an der rhodesisch-zambischen Grenze, 
feststellt, die Entscheidung Zambias, die Grenze mit Rhodesien weiterhin gesperrt zu 
halten, als mit den einschlägigen Sicherheitsrats-Resolutionen im Einklang stehend 
begrüßt und die Notwendigkeit einer Sonderwirtschaftshilfe an Zambia bestätigt. In 
Resolutionen vom 10. März 1973 nahm der Sicherheitsrat diesen Bericht zur Kenntnis 
und richtete, über eine allgemeine Empfehlung einer strikteren Einhaltung der 
Rhodesiensanktionen hinausgehend, einen Appell an alle Regierungen und an alle 
Sonderorganisationen der Vereinten Nationen, Zambia entsprechende Hilfe zu 
gewähren (Resolutionen 328 und 329). Im Verlauf der Debatte wies der österreichische 
Vertreter insbesondere darauf hin, dass gerade Österreich, das selbst ein Binnenstaat 
ist, Verständnis für die Zambia aus der Grenzsperre erwachsenen Wirtschafts- und 
Transportprobleme habe und daher die zambischen Anliegen voll unterstütze. In der 
Folge bot Österreich im Rahmen der Zambiahilfe einen Kredit für Transportmaterial in 
der Höhe von 1 Million US-Dollar an“.152 
 
Dieses Transportmaterial sollte aus 22 Kesselwaggons zur Beförderung von Schwefelsäure 
bestehen, die von der Firma Simmering-Graz-Pauker produziert werden sollten, und der 
Kredit sollte „zu besonders günstigen Kreditbedingungen“153 gewährt werden.154 
Die Österreichische Zeitschrift für Außenpolitik hob die österreichische Beteiligung an der 
Beschlussfassung der Vereinten Nationen besonders hervor: „Österreich hat für diese 
Beschlüsse des Sicherheitsrates gestimmt und durch seine Teilnahme an der Mission sein 
aktives Interesse an der friedlichen Beilegung des Konfliktes und einer effektiven 
Wirtschaftshilfe für Zambia bekundet. Österreich ist bemüht, die Wirtschaftshilfe an Zambia 
zu verstärken. Wirtschaftsgespräche sollen zum Abschluss eines österreichisch-zambischen 
                                                                                                                                                        
bis eine Lösung gefunden werden konnte. Siehe Interview mit Botschafter a.D. Dr. Peter Jankowitsch, geführt 
von Walter Sauer, 2. April 1992,Wien 
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 Peter Jankowitsch, Österreich im Sicherheitsrat, in: Österreichische Zeitschrift für Außenpolitik, Jahrgang 15, 
1975, S. 67 - 85; hier: 82f 
153
 Außenminister Dr. Kirchschläger, Vortrag an den Ministerrat, 11. Juli 1973, ÖStA, BKA, 
Ministerratsprotokolle 2. Republik Kreisky II, Karton 358, Protokoll Nr. 79 bis 82, GZ 81/8 
154
 Erwähnenswert ist hier vielleicht, dass Zambia die Zurverfügungstellung der Gelder für den Ankauf von 
Eisenbahnmaterial gar nicht so positiv aufgenommen hatte, wie man im Außenamt vermutet hätte, da der spätere 
Außenminister Mwaanga bei einem Gespräch mit dem österreichischen Außenminister Bielka 1974 erwähnte, 
dass es in Zambia bereits genug Transportmittel gäbe, und ob die Zweckwidmung des Kredites nicht aufgehoben 
werden könne. vgl. GZ 236.01.01, BMAA, Wien, 11. Oktober 1974, ÖStA, AdR, II-pol. 1974, Karton 52 (234-
236, Vietnam - Zambia), Ordner Zambia 
Die bilateralen Beziehungen zwischen Österreich und Zambia OTTO, Philipp 
 
52 
Regierungsübereinkommens führen“.155 In diesem Jahr wurden, wie Peter Jankowitsch 
schreibt, auch die ersten Vorarbeiten getroffen, den von den internationalen Sanktionen gegen 
Rhodesien schwer getroffenen zambischen Staatshaushalt durch Gewährung eines Kredites zu 
entlasten, wobei das nähere Prozedere dazu in Kapitel 6 detaillierter beschrieben wird.
156
 
Allerdings war in der österreichischen innenpolitischen Szene nicht jeder der neuen 
Großzügigkeit Zambia gegenüber positiv eingestellt. Es herrschte mitunter massiver medialer 
Druck, dem Drittweltstaat gegenüber nicht zu hilfsbereit zu sein.
157
 Hier vertritt vor allem die 
Kronenzeitung, und zwar in Form ihres lange Zeit äußerst einflussreichen Kolumnisten 
„Staberl“, Richard Nimmerrichter158, eine sehr radikale Position – einerseits eine generelle 
Ablehnung gegen jegliche Form der Entwicklungshilfe, andererseits auch im Speziellen eine 
Aversion gegen die Bevorzugung Zambias.
159
 Zu ersterem: „Ich (Staberl, P.O.) bin nicht 
deswegen gegen die Entwicklungshilfe, weil wir das Geld selbst notwendig brauchen; 
sondern deswegen, weil sie nichts nützt“.160 Spezifischer wurde er dann im Falle Zambias, 
wobei diese Kolumne dermaßen hervorsticht, dass es sich auf jeden Fall auszahlt, größere 
Passagen daraus zu zitieren: 
 
„Man müsse, so hat es der Gewerkschaftsbund- und Parlamentspräsident Benya 
unlängst erst einmal öffentlich gesagt, bei der österreichischen Bevölkerung das 
‚Bewusstsein’ für die Notwendigkeit wecken, dass die vom Staat gemachten Schulden 
eines Tages wieder zurückgezahlt werden müssen. Wenn es so weit ist, dann könnten 
wir daran gehen, ein ähnliches Verständnis auch anderswo in der Welt zu wecken. Zum 
Beispiel in der afrikanischen Republik Zambia. Und das mit gutem Grund! Vor mir 
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 Österreichische Zeitschrift für Außenpolitik, Jahrgang 13, 1973, Chronik zur österreichischen Außenpolitik, 
S. 222 – 240, hier: 233 
156
 Hier sei nur so viel vorweggenommen: Der Kredit wurde gewährt und realisiert, später wurden Zambia diese 
Schulden sogar wieder erlassen.  
157
 Ebenfalls nicht zu vergessen ist die geringe Bereitschaft Österreichs, sich bei den Vereinten Nationen gegen 
das Apartheidsregime in Südafrika einzusetzen, wie das österreichische Abstimmungsverhalten demonstriert. 
Vgl. exemplarisch: Bericht des Bundesministers für Auswärtige Angelegenheiten über die wichtigsten 
Ergebnisse der XXVII.GV der VN, BMAA, Wien, 25. Jänner 1973, GZ 57/11, Ministerratsprotokolle 2. 
Republik Kreisky II, Karton 350 
158
 Aufgrund der größeren Bekanntheit des Pseudonyms und der Gleichnamigkeit der Kolumne wird hier im 
Folgenden der Name Staberl verwendet. 
159
 Besonders sauer schien Staberl der 1979 gewährte Schuldenerlass aufgestoßen zu haben, wie es zu dem 
Erlass kam wird ebenfalls in Kapitel 6 näher beleuchtet. 
160
 Staberl, Neue Unabhängige Kronenzeitung, 10. Dezember 1972; Eine weitere Stilblüte war am 25. Juli 1976 
in der Kronenzeitung abgedruckt: „Afrika den Afrikanern heißt die allgemein fassliche Parole. Also: Weiße 
hinaus aus den Regierungen, Schwarze hinein. Und damit volle Kraft voraus in Richtung auf jenen 
Staatsbankrott, der in den weitaus meisten unabhängigen Staaten Schwarzafrikas länger schon da ist“;  vgl. Eva 
Kreisky (Hg), In Sachen,  Staberl. Eine Dokumentation. 3. Jahrgang 1977 – Heft 4, S. 31 
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(Staberl, P.O.) liegt ein gedruckter Schrieb, der nennt sich ‚Beilage zu den 
Stenographischen Protokollen des Nationalrats’ (...).161 Und jetzt haben wir offenbar 
begonnen (...), mit großzügiger Hand auf unser Geld (zu, P.O.) verzichten. Bitte sehr, 
vielleicht war die Sache ohnehin nur eine Geste. Wahrscheinlich hätte Zambia das Geld 
ohnehin gar niemals zurückgezahlt. Zambia muss ja sein Geld verwenden, um 
Terroristen zu unterstützen, die in Rhodesien einfallen, um den dortigen weißen und 
schwarzen Bewohnern umgehend die Kehlen durchzuschneiden. Aber bitte, das wäre ja 
vorauszusehen gewesen. Dann hätten wir das Geld eben gleich herschenken sollen. 
Doch hätte das beim Steuerzahler eventuell einen schlechten Eindruck hinterlassen. 
Drum der originelle Dreh: Zuerst ein ,Kredit’ gewährt, dann wird auf die Rückzahlung 
per Bundesgesetz verzichtet. Jetzt dürfen wir hoffen: Sollten wir bald schon ebenso 
pleite sein wie die Republik Zambia, dann werden sich unsere Gläubiger vielleicht auch 
unsere Schulden in den Rauchfang schreiben“.162 
 
Deutlicher kann man es kaum ausdrücken: solch pauschalisierende, rassistische und auf eine 
völlig unlogische Schlussfolgerung abzielende Polemik deutet darauf hin, dass hier weder 
hintergründige Information vorhanden sein kann, noch dass hier überhaupt der Versuch 
gestartet wird, eine logisch argumentierbare Meinung zu vertreten: Hier wird blanker 
Rassismus gepredigt. Natürlich ist dieser Text nur ein anekdotischer Hinweis auf die 
Behandlung Zambias in der österreichischen Presse, der zudem auch nur eine Andeutung 
liefern kann, wie das Bild Zambias in der österreichischen Öffentlichkeit zur betreffenden 
Zeit gewesen sein kann. Dennoch würde diesen Fall völlig abzutun bedeuten, die Wirkung 
und Indoktrinationskraft der Kronenzeitung in der breiten Bevölkerung – und hier vor allem 
in den unteren Schichten – völlig falsch einzuschätzen, und ihren Einfluss auf die 
innenpolitische Willensbildung zu vernachlässigen
163
.  
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 In der Folge zitiert Staberl lang und breit die weiter unten, in Kapitel 6 diskutierte Gesetzesvorlage zum 
Erlass der zambischen Schulden. 
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 „Staberl“-Kolumne, Neue Unabhängige Kronenzeitung, 23. Juni 1979, S. 6 
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 Dabei trifft Staberl mit seiner Kolumne vom 19. März 1975 den Nagel oberflächlich betrachtet genau auf den 
Kopf: „Denn so vorteilhafte Handelsbeziehungen wie mit den verbliebenen weißen Staaten, wo das 
wirtschaftliche Werkel halt noch so halbwegs klaglos läuft, kann man in Afrika von heute anderweitig kaum 
mehr pflegen.“, vgl. Eva Kreisky (Hg), In Sachen,  Staberl. Eine Dokumentation. 3. Jahrgang 1977 – Heft 4, S. 
30; vor allem die Episode rund um den völligen Einbruch des Kupferhandels mit Zambia ab der zweiten Hälfte 
der 1970er (vgl. Kapitel 5.5) scheint Staberl recht zu geben. Dass dieser Zusammenbruch hauptsächlich mit dem 
Embargo gegen Südrhodesien zu tun hat, scheint für Staberl und sein Zielpublikum schon eine zu komplexe 
Sachlage darzustellen. 
Die bilateralen Beziehungen zwischen Österreich und Zambia OTTO, Philipp 
 
54 
Dennoch blieb das außenpolitische Engagement Österreichs für Zambia erhalten, wohl auch 
aufgrund der pressierenden Lage Zambias, in die es 1973 geschlittert war, als die Spannungen 
mit Rhodesien einen neuen Höhepunkt erreicht hatten. Damals stattete der zambische 
Botschafter in Rom, Nkabilo, der auch für Österreich mitakkreditiert war, dem 
Außenministerium einen Besuch ab, um auf die schwierige Lage seiner Heimat hinzuweisen:  
 
„Der Botschafter wies besonders darauf hin, dass seine Regierung auf die Sperre der 
zambesischen-rhodesischen Grenze für den Transport aller Güter außer Kupfer, damit 
geantwortet habe, dass auch kein Kupfer mehr auf dem Weg über Südrhodesien 
exportiert werde (was zu beträchtlichen Devisenverlusten für Südrhodesien geführt 
hat). Die für die Kupferproduktion vitalen Stromlieferungen erfolgten bisher 
ungehindert aus dem gemeinsam errichteten, aber auf südrhodesischem Boden 
befindlichen Elektrizitätswerk. Botschafter Nkabilo erläuterte die 
Ausweichmöglichkeiten für den Kupferexport über Tansania und Mozambique, wobei 
jedoch derzeit hauptsächlich nur die Straße mit Lastwägen in Frage kommt, da die von 
China gebaute Eisenbahn nur auf einer kurzen Strecke schon benützbar ist. Die 
Grenzsperre hat sich für die Kupferindustrie auch dadurch nachteilig ausgewirkt, dass 
wichtige Importe von Maschinen und Ersatzteilen aus Südafrika (!) ebenfalls auf 
Umwegen oder in besonders dringenden Fällen sogar per Flugzeug durchgeführt 
werden müssen. Der Botschafter führte den rhodesischen Schritt auf eine wachsende 
Nervosität der Regierung Ian Smiths über die zunehmende und wirkungsvollere 
Guerillatätigkeit in Südrhodesien zurück, die keineswegs von Zambia ihren Ausgang 
nahm, aber von der Regierung Zambias selbstverständlich gutgeheißen wird. Zambia 
hoffe, dass durch verstärkte wirtschaftliche Hilfe seitens der Internationalen 
Staatengemeinschaft seiner schwierigen Lage Rechnung getragen wird“.164 
 
Von österreichischer Seite her wurde die Lage in Zambia sehr genau beobachtet, wofür nicht 
zuletzt die relativ ausführlichen Berichte des österreichischen Botschafters in Nairobi, Georg 
Reisch, Zeugnis ablegen. In einem im Jänner 1974 verfassten Bericht über Zambia legte er die 
drei Haupttendenzen der zambischen Politik des vergangenen Jahres dar. Diese hatten sich 
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seiner Meinung nach auf dem außenpolitischen, dem wirtschaftlichen und dem 
innenpolitischen Sektor abgespielt: 
 
„Erstens, auf außenpolitischem Gebiet, der weitgehende Bruch der trotz schärfster 
politischer Gegnerschaft noch acht Jahre nach Zambias Unabhängigwerdung 
aufrechterhaltenen engen wirtschaftlichen und verkehrsmäßigen Verbindung mit 
Rhodesien, Südafrika und Mozambique, als Folge der von Rhodesien am 9. Jänner 1973 
verfügten Grenz- und Transitsperre gegenüber Zambia. Diese vielleicht ungeschickteste 
Maßnahme des rhodesischen Premiers Ian Smith, überraschend für und missbilligt 
durch seine einzigen zwei Verbündeten Südafrika und Portugal, hat dieser selbst einen 
Monat später wieder rückgängig machen wollen. Zambia hatte sich aber inzwischen 
dafür entschieden und genügend internationale Unterstützung gesichert, seinen 
Außenhandel und Transitverkehr entschlossen umzuleiten, neu zu orientieren, und auf 
die Benützung der traditionellen durch Rhodesien nach Mozambique und Südafrika 
führenden Bahnlinie und Straßenverbindungen zu verzichten. Dennoch ergibt sich ein 
Jahr später offenbar die Situation, dass der Hafen Lobito im ‚feindlichen’, weil 
portugiesisch kontrollierten Angola wichtigster Umschlagplatz für den zambischen 
Import und Export geworden ist, während Dar-es-Salaam im ‚befreundeten’ Tansania 
die ihm durch die zambische Neuorientierung zugewachsene Güterumleitung schlecht 
bewältigt und sich immer mehr Frachten dort stauen, die nicht rechtzeitig auf die nach 
Zambia abgehenden Lastwagenkolonnen oder die aus Dar-es-Salaam abgehenden 
Schiffe verladen werden. Die im vergangenen Jänner aufspringende Gefahr einer vollen 
militärischen Konfrontation zwischen dem ‚schwarzen’ und dem südlichen Afrika als 
Folge der rhodesischen Grenzsperre aber hat sich im Laufe der folgenden Wochen und 
Monate erstaunlicher, und für die internationale Lage erfreulicher Weise verflüchtigt, 
ohne für alle Zukunft außer dem Bereich des Möglichen gerückt zu sein, wohl weil beide 
Seiten sie derzeit scheuen“.165 
 
Reisch hatte hier sehr treffend erkannt, dass für die Beziehungen Zambias zu Österreich 
weiterhin in erster Linie die international-systemischen Vorgänge von Interesse sind. In 
zweiter Linie tangierten Österreich natürlich die wirtschaftlichen Prozesse: 
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„Zweitens, auf wirtschaftlichem Gebiet, erlebte Kupfer, das überragend wichtige 
Hauptprodukt Zambias (das 95% zum Exportwert, 65% zum Steueraufkommen und 
Bargeldvolumen des Landes beiträgt) eine Preiskonjunktur ohne gleichen, indem der 
Tonnenpreis auf der London Metal Exchange von 432 Pfund am Jahresbeginn auf 1013 
Pfund Anfang Dezember gestiegen ist, sich jedoch bei Jahresende infolge der 
Krisensymptome in der britischen Wirtschaft und der westlichen überhaupt wieder auf 
862 Pfund abgeschwächt hat. Weit davon entfernt, durch die rhodesische Grenzsperre 
in seiner wirtschaftlichen Existenz tief bedroht und daher hilfsbedürftig zu sein, wie das 
die zambischen Sondermissionen in verschiedene Hauptstädte der Welt während der 
ersten Monate des Jahren noch dazustellen versuchten, steht Zambia heute hinsichtlich 
Devisenschatz und Zahlungsbilanz relativ weit stärker da als so manche von ihm vor 
mehreren Monaten noch um Hilfe angegangenen westliche Industrienationen. Im 
Dezember 1973 hat es an der Organisation kupferexportierender Länder der Welt 
(CIPEC) nicht gefehlt, die Mitgliedsstaaten, von denen Zambia, Zaire, Chile und Peru 
fast 80% der Weltexporte dieses Rohstoffes liefern, könnten sich von der Preispolitik 
der OPEC eine Scheibe abschneiden und den Umstand ausnutzen, dass das 
nichtkommunistische Europa pro Jahr über 2 Millionen Tonnen dieses industriell 
wichtigsten Buntmetalls benötigt, aber bloß 300.000 Tonnen selber produziert. Zambia 
könnte also recht bald in Verhandlungen über bilaterale wirtschaftliche Kooperation 
als der im Grunde genommen stärkere Partner auftreten, so wie dies derzeit bereits die 
Erdölländer tun: bedürftig zweifellos der technischen Fertigkeiten und Kenntnisse des 
Westens, aber mit immer volleren Kassen gegenüber den sich leerenden der 
Industrieländer“.166 
 
Hier scheint Reisch doch ein wenig zu optimistisch geurteilt zu haben, da die kommenden 
Monate und Jahre bekanntlich einerseits die Exportproblematik Zambias verschärfen sollten, 
andererseits der Boom im Kupferpreis nur von kurzlebiger Natur war. Diese euphorische 
Analyse Reischs scheint dennoch im Wiener Außenamt keine weiteren Konsequenzen 
gezeitigt zu haben, da sich ja realiter an der austro-zambischen Beziehungsstruktur von 
Industriestaat und Entwicklungsland nichts geändert hat. Der in den folgenden Jahren 
kommende, und vor allem in Kapitel 5 beschriebene Niedergang des zambischen 
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Kupferhandels widerlegt zudem die Reisch‟sche These der Entwicklung Zambias (und der 




Die dritte Beobachtung Reischs betraf das innenpolitische Feld: 
 
„Drittens, innenpolitisch ist Zambia 1973 wie nun fast alle anderen Länder 
Schwarzafrikas (unbedeutende Ausnahmen bilden noch Lesotho und Obervolta) auf das 
Einparteiensystem übergegangen, jedoch mit nicht so großem Erfolg wie erwartet; dies 
haben die Wahlen vom 5. Dezember 1973 gezeigt. Trotz intensivster Propaganda der 
Regierung und aller Massenmedien für die ‚wichtigsten Wahlen in der Geschichte 
Zambias’ (…) sind zwei Drittel der eingetragenen Wähler den Urnen ferngeblieben, 7 
der 11 für das Parlament aufgestellten bisherigen Minister wurden von der aktiv 
gewordenen Wählerschaft abgelehnt, und gegen Präsident Dr. Kenneth Kaunda, den 
einzigen Kandidaten für das Amt des Staatschefs, wagte sich in einigen Wahlbezirken 
die Mehrheit der Abstimmenden auszusprechen. 1968, als drei Parteien miteinander 
konkurrierten, hatte die Wahlbeteiligung noch 77 Prozent betragen. Offenkundig sind 
sehr viele Zambier mit dem Einparteiensystem nicht glücklich, stößt die seit Jahren 
betriebene ‚Politisierung des Bewusstseins der Bürger’ vor allem in den auch 
wirtschaftlich weit zurückgebliebenen ländlichen Gebieten Zambias auf 
unüberwindliche Apathie, und ist die zunehmende Verdrängung organisierter 
Opposition durch das Verbot anderer politischer Parteibildungen, Einschüchterungs- 
und Propagandakampagnen, die zunehmende Pressezensur und polizeistaatlichen 
Maßnahmen, eine bedenkliche Tendenz. (…) Mag auch Präsident Kaundas Popularität 
bei der Wählerschaft Zambias, von der nur ein knappes Drittel effektiv für die 
Verlängerung seines Mandates gestimmt hat, nicht unumstritten sein; so hat er doch um 
seine Stellung kaum zu fürchten, solange die ‚Kupferpreiswoge’ ihm in seiner Außen-, 
Wirtschafts-, Handels-, Sozial-, aber auch Militärpolitik kräftig unter die Arme 
greift“.168 
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Auch hier deckt sich die Beobachtung Reischs mit den später historisch feststellbaren 
Fakten
169
: Die Menschen waren nicht besonders glücklich mit dem Einparteiensystem
170
, das 
lange politische Überleben Kaundas und die Begünstigung dessen durch den hohen 
Kupferpreis, auch wenn der Fall des Preises erst mit einer gewissen Verzögerung den Fall 
Kaundas impliziert hatte. 
Trotz dieser Einschränkungen war Reisch immer noch ein Verfechter des Ausbaus der 
bilateralen Beziehungen zwischen Österreich und Zambia, wie seine Urgenz hin zu einer 
verstärkten Besuchsdiplomatie zeigte: Er nutzte die erste sich bietende Gelegenheit,  
 
„auf die Frage der möglichen Einladung des Präsidenten der Republik Zambia, Dr. 
Kaunda, nach Österreich zurückzukommen. (…) Im Zusammenhang mit seiner nächsten 
Dienstreise nach Zambia im Oktober d.J. (10jährige Unabhängigkeitsfeiern Zambias) 
beabsichtigt der Missionschef um eine Audienz beim Präsidenten anzusuchen. Zweck 
dieser Ansprache wäre (…) allen falls die Ankündigung des neuerlichen 
österreichischen Kreditangebotes von 1 Mill. Dollar zur Überwindung der zambischen 
Transportkrise. Hierbei ergäbe sich eine günstige Gelegenheit, formell oder allenfalls 
informell eine Einladung zum Besuche Österreichs auszusprechen. (…) So haben sich 
nicht nur die wirtschaftlichen Beziehungen mit Zambia laufend verstärkt – gegenwärtig 
sind u.a. die VOEST und ELIN an dem Bau eines der größten Kraftwerke in ganz 
Afrika, dem Kariba Nord Projekt, beteiligt -, sondern ist auch beabsichtigt, Zambia zu 
einem der wenigen Schwerpunkte der österreichischen Entwicklungshilfe in Afrika zu 
machen. Desgleichen steht gegenwärtig zur Diskussion, in Lusaka eine österreichische 
Botschaft zu errichten, da diesem Land auch aus politischen Überlegungen – 
Beobachtung der Entwicklung im südlichen Afrika, allfällige, zumindest 
vorübergehende Mitbetreuung der portugiesischen Kolonien und Mitakkreditierung in 
den von Pretoria aus künftighin schwer wahrzunehmenden Mitakkreditierungen in 
Botswana, Lesotho und Swaziland – eine größere Bedeutung zukommt. Auch die 
Tatsache, dass Zambia als zweitgrößter Kupferexporteur der Welt zunehmend an 
wirtschaftlicher Bedeutung und Kaufkraft gewinnt, würde engere Beziehungen 
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rechtfertigen, wie dies übrigens verschiedentlich auch vom österreichischen ständigen 
Vertreter in New York angeregt wurde“.171  
 
Allerdings wurde ihm vom Außenamt eine verhältnismäßig schroffe Abfuhr zuteil: „Obwohl 
vom außenpolitischen Standpunkt nach wie vor keine Bedenken gegen den in Aussicht 
genommenen Besuch bestehen, sollten doch die mit einem solchen Besuch 
zusammenhängenden politischen und wirtschaftspolitischen Aspekte eingehend geprüft 
werden, bevor eine Einladung ausgesprochen wird. Es ist daher nicht verständlich, dass der 
Besuch von der Botschaft in Nairobi – nach zweijähriger Stille – plötzlich mit so großer 
Dringlichkeit betrieben wird. (…) Es erscheint daher zweckmäßig, der Botschaft in Nairobi 
mitzuteilen, dass die Frage einer Einladung des Präsidenten Kaunda geprüft und eine 
Weisung zum gegebenen Zeitpunkt erteilt werden wird“.172 
Bei jenem erwähnten Besuch des Botschafters in Lusaka wurde ihm tatsächlich eine Audienz 
bei Präsident Kaunda gewährt, der zudem der wohl engste Berater Kaundas, Marc Chona 
beiwohnte. In diesem Gespräch betonte der österreichische Vertreter die Rolle Österreichs als 
Unterstützer Zambias im Sicherheitsrat wie auch seine Rolle als Kreditgeber besonders. 
Präsident Kaunda erwiderte „ausführlich und sehr herzlich“ wie sehr Zambia die 
österreichische Unterstützung zu schätzen wisse, und wie sehr er persönlich dem Beispiel 
Österreichs als neutralem Land mit sozialem Frieden und Gerechtigkeit nacheifere. Die 
zambische Politik des Humanismus, in welcher der einzelne Mensch stets den Mittelpunkt 
darstellen sollte, sähe ihr Ziel in vieler Hinsicht in Österreich bereits verwirklicht.
173
 
Neben dieser eher unverbindlichen Besuchsdiplomatie forcierte Reisch auch seine Idee, eine 
permanente Vertretung Österreichs in Lusaka einzurichten: „Die wiedergegebenen 
Beobachtungen bestärken mich (Reisch, P.O.) in der von mir bereits mehrfach vertretenen 
Auffassung, dass in Lusaka baldmöglichst eine österreichische Vertretung eingerichtet 
werden sollte, deren Aufgabe nicht nur in der Betreuung Zambias selbst, sondern auch in der 
Betreuung der umliegenden Staaten und der Beobachtung der äußerst interessanten künftigen 
Entwicklung in diesem Raum bestehen würde. Eine längere Aussprache mit Präsident Kaunda 
während meines letzten Besuchs in Lusaka zeigte auch erneut, wie eingehend der Präsident 
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die politische Entwicklung Österreichs verfolgt und wie sehr ihm Österreich sowohl im 
Hinblick auf innenpolitische Maßnahmen als auch in seiner Außenpolitik als nachzueiferndes 
Vorbild gilt“.174 
Mit dem Fortschreiten der 1970er wurde die Haltung Österreichs zu einer Intensivierung der 
Beziehungen immer freundlicher. So stellt das Außenministerium 1975 fest, dass sich die 
Exporte Österreichs nach Zambia seit 1971 verdoppelt hätten, und dass durch einen Besuch 
Kaundas weitere Impulse für die Exportwirtschaft wie für Ausweitung des Rohstoffimports 
ausgelöst werden könnten.
175
 Eine weitere positive Note wird dort ebenfalls – fast kleinlaut – 
noch angeführt, wonach es einen guten Eindruck erwecken würde, wenn Österreich nicht nur 
mit Südafrika ausgeprägte Handelsbeziehungen führen würde, sondern ähnlich wie die BRD 
oder Frankreich eine Parallelität mit Schwarzafrika anstreben würde,
176
 wobei dem 
Botschafter auch weiterhin ohne die Angabe weiterer Gründe untersagt wurde, eine Einladung 
an Kaunda für einen Österreich-Besuch auszusprechen,
177
 wobei nach dem 
Regierungswechsel 1975 auch die bestehende Einladung für den damaligen Außenminister 
Mwaanga, nicht auf den neuen Außenminister Banda übertragen werden sollte.
178
 
Bewegung kam in diese Frage erst, als – wie weiter oben in dieser Arbeit schon angedeutet, 
neben dem politischen auch das wirtschaftliche Interesse zu wirken begann: als Ende 1975 ein 
Vertreter der VÖEST-Alpine in Lusaka auf den österreichischen Botschafter in Zambia, Dr. 
Palla zukam und ihn auf das Interesse der VÖEST an der Durchführung von drei geplanten 
Großprojekten (ein Warmkraftwerk, eine Ölleitung und ein Stahlwerk im Gesamtwert von ca. 
5 Milliarden ATS)
179
 Aufmerksam machte, erwachte auch im Wiener Außenamt das Interesse 
an zambischen Staatsbesuchen,
180
 da man sich vonseiten der Industrie den für 1976 in 
Deutschland angekündigten Außenminister Banda als „Türöffner“ ausmalte. Generell kann 
gesagt werden, dass der Umstand, dass überhaupt eine österreichische Botschaft in Lusaka 
eröffnet wurde, nach den Worten des ersten österreichischen Botschafters dort, Dr. Franz 
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Palla, handfeste wirtschaftliche Hintergründe hatte, auch wenn deren Implikationen sich nicht 
so entwickelten, wie man es in Wien erwartet hätte: 
 
„Es waren natürlich wie so oft nicht nur rein karitative Erwägungen, sondern Zambia 
hat (…) sehr bedeutende Kupfergruben. Nach der Unabhängigkeit ist der Kupfermarkt 
eine Zeit lang international sehr gut gegangen, was dem Land auch eine ganze Reihe 
von wichtigen Einkünften gebracht hat, und natürlich hat die Botschaft Kenya, die ja für 
die Gründung der Vertretungsbehörde Lusaka eingetreten ist, damals auch berichtet, 
dass man ob der aufstrebenden Wirtschaft an Ort und Stelle vertreten sein sollte. Das 
hat natürlich, wie bei allen administrativen Bewegungen (ein wenig gedauert, P.O.), 
von dem Augenblick an, in dem die Errichtung einer Botschaft angeregt wird, bis es 
dann wirklich tatsächlich zur Errichtung kommt, ist die bedauerliche Situation 
eingetreten, dass in dem Augenblick, wo ich (Botschafter Franz Palla, P.O.) unten 
angekommen bin, der Kupferboom international den Höhepunkt bereits überschritten 
hatte und langsam wieder hinunter gegangen ist, sodass von Jahr zu Jahr die 
Devisenlage Zambias schlechter geworden ist“.181 
 
Die bilateralen Beziehungen wurden also, wie Botschafter Reisch schon länger gefordert 
hatte, 1975 auf eine neue Ebene gehoben, als die gewünschte permanente Vertretung 
Österreichs in Lusaka eröffnet wurde.
182
 Diese neue Ebene löste mit den Worten des ersten 
Botschafters Franz Palla eine Phase ab, in der Österreich „abgesehen von einem gewissen 
Handelsaustausch kaum in Erscheinung getreten ist“183. Die Österreichische Zeitschrift für 
Außenpolitik berichtete in diesem Jahr außerdem, dass Zambia einer der Schwerpunkte der 
österreichischen Entwicklungshilfepolitik werden könnte: „Der Bundesminister für 
Auswärtige Angelegenheiten berichtet, dass aufgrund der bisherigen österreichischen 
Entwicklungshilfe im ostafrikanischen Raum sich als mögliche Schwerpunkte die Länder 
Kenya, Zambia und Malawi ergäben. Staatssekretär Dr. Veselsky
184
 wird Kenya, Zambia und 
Malawi in der ersten Hälfte des Jahres 1975 besuchen und dabei von DI Zuk
185
 begleitet 
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werden. Der Ministerrat ermächtigt Staatssekretär Dr. Veselsky zur Führung der 
erforderlichen Verhandlungen“.186 
Diese Reise von Staatssekretär Veselsky und Ministerialrat Zuk startete dann am 12. März 
1975, die erste Station war Kenya
187
, was hier aber nicht näher erläutert werden soll. In 
Zambia wurde die Delegation von Premierminister Chona, Außenminister Mwaanga und 
Finanzminister Chikwanda empfangen. Diese brachten ihr großes Interesse an einer engeren 
Zusammenarbeit mit Österreich zum Ausdruck, und verwiesen darauf, dass Österreich in 
mehreren Hinsichten ein Vorbild für Zambia sei, speziell in den Punkten Neutralitätspolitik 
und bei der Sozialpartnerschaft.
188
 Auf dieser Reise wurde der Vertrag über den erwähnten 
Kredit über 1 Million US-Dollar (18,5 Mio. ATS) paraphiert, wobei dem zambischen Wunsch 
widersprochen werden musste, mit dem Kredit eine bei der österreichischen Firma 
Plasser&Theurer bestellten Gleisstopfmaschine zu finanzieren
189
, da dieser Kredit bereits als 
zinsbegünstigter Exportkredit liefe. Das wurde akzeptiert, doch baten die zambischen 
Verhandler, die Kreditbedingungen zu verbessern.
190
 Weiters wurde von zambischer Seite her 
ein Interesse an technischer Hilfe für den Ausbau der Landwirtschaft und von Kleinindustrien 
zum Ausdruck gebracht. Zudem wollte man von österreichischer Seite noch Hilfe bei der 
Speiseölgewinnung, beim Aufbau einer Konservenindustrie und bei der Viehzucht erbitten, 
weiters wurde noch Hilfe beim Aufbau einer Kabelfabrik, einer Düngemittelfabrik, beim 
Energieausbau, der Straßenplanung und beim Bau einer Pipeline erbeten.
191
  
Das Resümee der Reisen, das Kreisky in einem Bericht dem Ministerrat vortrug, ließ auf eine 
künftige Vertiefung der bilateralen Beziehungen schließen: 
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„Allgemein kann festgehalten werden, dass Zambia ein Land ist, dem wegen seiner 
innenpolitischen Stabilität und außenpolitischen Bedeutung Wirtschaftshilfe in Zukunft 
in verstärktem Maße gegeben werden sollte. Im Hinblick jedoch auf die schwache 
einheimische Verwaltung können österreichische Projekte wirkungsvoll nur dann 
durchgeführt werden, wenn eine ständige diplomatische Vertretung in Lusaka errichtet 
wird, die laufend die anhängigen Angelegenheiten betreibt. Zambia zu einem 
Schwerpunktsland der österreichischen Entwicklungshilfepolitik zu machen, hätte 
jedenfalls die Errichtung einer ständigen diplomatischen Vertretung Österreichs zur 
Voraussetzung. In diesem Zusammenhang wäre zu erwähnen, dass in Zambia 
vergleichbare Staaten wir Schweden, Dänemark und Belgien bereits diplomatische 
Vertretungen errichtet haben. Der Besuch der österreichischen Delegation in Kenya 
und Zambia ergab auch die Gelegenheit, die Haltung dieser Staaten zum Problem 
Rhodesien und Südafrika in Erfahrung zu bringen. Es wurde bei diesen Gesprächen zu 
verstehen gegeben, dass die Bemühungen schwarzafrikanischer Staaten eine friedliche 
Lösung der in den zwei vorerwähnten Ländern durch die Diskriminierung der 
schwarzen Bevölkerung sich ergebenden Probleme nicht durch namhafte Investitionen 
und intensivierte Außenhandelsbeziehungen indirekt erschwert werden mögen“.192  
 
Somit scheint es, wie in den Berichten immer wieder implizit wie explizit vorkommt, als ob 
die Verbesserung der Beziehungen zwischen Österreich und Zambia zu einem guten Teil auf 
den Geschehnissen rund um die internationale Isolierung des Smith‟schen Apartheidsregimes 
in Rhodesien fußen würden. War Zambia zu Beginn seiner staatlichen Existenz mehr oder 
weniger eine Fußnote in der österreichischen Außenpolitik, für die selbst die Einstellung des 
Tabakimports aus einem befeindeten Nachbarland im Zuge der Sanktionen der Vereinten 
Nationen ein kaum tragbares Opfer war, entwickelten sich die beiden Staaten im Laufe 
weniger Jahre, angestoßen durch die Solidarität nach dem endgültigen Ernstwerden der 
Rhodesiensanktionen und der Verschärfung der Rassendiskriminierung im südlichen Afrika, 
tatsächlich zu Freunden auf der internationalen Bühne. 
Diese Einschätzung wird auch von damals zentralen politischen Akteuren geteilt. So meinte 
etwa Peter Jankowitsch in einem Interview: „Der Hintergrund war nicht Zambia selbst, 
sondern die Idee, dass wir in diesem Raum durch eine politische Präsenz zeigen, wir sind 
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interessiert, was sich dort abspielt, wir sind Teil dieser internationalen Kampagne gegen die 
Apartheid und durch eine Botschaft in Lusaka haben wir das dokumentiert“193. 
Der Staatsbesuch von Präsident Kenneth Kaunda in Österreich, vom 18. bis 20. Juni 1977, 
kann somit zwar eigentlich schon beinahe als Freundschaftsbesuch gewertet werden, die 
Freundschaft selbst war aber nicht unbedingt von besonders herzlicher Natur. Die Tischreden 
bei jenem Anlassfall weisen auf jeden Fall in diese Richtung, wie die Berichterstattung über 
einen der zentralen Festakte des Besuchs zeigt: 
 
„Bei einem Abendessen zu Ehren des Präsidenten von Sambia unterstreicht 
Bundespräsident Dr. Kirchschläger, dass dies der erste Besuch eines Staatsoberhaupts 
Zambias in Österreich sei. Er beglückwünscht Präsident Kaunda, dass er zu ‚einem 
geistigen Vater eines afrikanischen Humanismus’ geworden sei, mit dem sich in Zukunft 
auch Menschen aus anderen Kontinenten auseinandersetzen müssten. Bundespräsident 
Doktor Kirchschläger bezeichnet die Beziehungen zwischen Österreich und Zambia als 
eng und freundschaftliche und verweist auf die gute Zusammenarbeit im Rahmen der 
Vereinten Nationen, die gute wirtschaftliche Kooperation sowie den Kulturaustausch, 
der sicher noch mehr intensiviert werden könne. Die Republik Österreich habe ihren 
festen außenpolitischen Standort im Status der immerwährenden Neutralität gefunden, 
Sambia in einem aktiven Nonalignment. Und für beide sei die Überzeugung 
bestimmend, dass Menschenwürde und Menschenrechte fundamentale Grundsätze 
seien, deren Verwirklichung das Ziel der Außen- wie der Innenpolitik sein müsse. Aus 
dieser Grundeinstellung heraus sei Österreich stets ein Mitstreiter im Kampf gegen den 
Rassismus und gegen Apartheid gewesen, wofür das österreichische Stimmverhalten bei 
den Vereinten Nationen und die tägliche österreichische Staatenpraxis Zeugnis 
abgäben. Zur Situation in Afrika unterstreicht Dr. Kirchschläger den österreichischen 
Wunsch, dass es gelingen möge, die in der Charta der Vereinten Nationen verankerten 
Prinzipien zwischenmenschlichen und zwischenstaatlichen Zusammenlebens zu 
verwirklichen, ohne dass Waffen ihre Sprache sprächen. Der Präsident der Republik 
Zambia, Dr. Kenneth David Kaunda, verweist in seiner Antwortrede insbesondere auf 
die österreichische Haltung bei der Sicherheitsratsdebatte über den Grenzkonflikt 
zwischen Zambia und Rhodesien und die positive Reaktion der österreichischen 
Bundesregierung in der Krise, die der Verstärkung der Aggressionsakte gegen Zambia 
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gefolgt sei. Österreich habe Zambia innerhalb des massiven Notprogramms der 
Wiederbelebung der Importe und Exporte geholfen. Daraus sei die Kooperation 
zwischen Österreich und Zambia gediehen. Seit 1973 seien beide Länder gute Freunde 
geworden, die Beziehungen seien exzellent, und beide Staaten teilten viele Ansichten 
über eine Reihe internationaler Fragen, sie teilten auch gemeinsame Prinzipien und 
menschliche Bestrebungen. Abschließend spricht Präsident Kaunda seine Bewunderung 
für die österreichische Politik der immerwährenden Neutralität aus, deren Prinzip 
Zambia als blockfreies Land teile. Zambia bleibe – wie Österreich – der Blockfreiheit 
verbunden und wolle eine Politik des Friedens führen“.194 
 
Die Bewegung der Blockfreien war ja – systemisch betrachtet – nichts anderes als ein 
Versuch, die capabilities mehrerer Units zu bündeln, um vielleicht eine Wirkung auf die 
distributional structure oder vielleicht sogar auf die deep structure zu erzielen, also eine 
Auflösung der starren Bipolarität des internationalen Systems der Zeit des Kalten Krieges zu 
erreichen. Nähere Ausführungen dazu werden noch im Kapitel 7 folgen, wo das austro-
zambischen Verhältnis im Lichte der internationalen Beziehungen Betrachtung findet. 
Dennoch blieben in den nächsten Jahren die Berührungspunkte Mangelware, was vor allem 
im schwindenden Interesse Österreichs an Zambia durch die Lösung der Rhodesienfrage und 
die massive Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage infolge des nachlassenden 
Kupferbooms seine Gründe hatte
195
. Das einzige nennenswerte Ereignis war 1981 ein Besuch 
des damaligen Außenministers, Dr. Willibald Pahr, in Zambia und Zimbabwe. Aus den 
vorbereitenden Schriftwechseln zwischen Außenamt und der Botschaft in Lusaka zeichnet 
sich trotz aller vielversprechend scheinenden Ansätze in den 1970ern zusammenfassend ein 
Bild von zwar freundschaftlichen, aber sehr lockeren Beziehungen ab: „Bei Abstimmungen 
im Rahmen der UNO hat sich Zambia gegenüber öster. Ersuchen um Unterstützung 
weitgehen positiv verhalten (…). Die wirtschaftlichen Beziehungen mit Zambia sind wenig 
intensiv. Derzeit gibt es keine größeren Projekte. Die österr. Kontrollbank betrieb in der 
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Vergangenheit auf Grund der international schlechten Kreditbewertung von Zambia eine eher 
restriktive Garantiepolitik (…). Ohne Finanzierung mit weichen Krediten sind in Zambia 
kaum Großaufträge zu erhalten“196. Somit scheint, dass trotz der euphorischen Ansätze in den 
frühen und mittleren 70er Jahren bestenfalls eine nüchtern-amikale Bilanz gezogen werden 
kann, was hauptsächlich auf die schon genannten Gründe, nämlich das erlahmende Interesse 
Österreichs durch eine Fokusverschiebung auf Rhodesien/Zimbabwe und den wirtschaftlichen 
Niedergang Zambias zurückgeführt werden kann. 
 
 
5. Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Österreich und 
Zambia 
 
Dieser Punkt muss vor allem unter zwei verschiedenen Aspekten betrachtet werden. Demnach 
gliedern sich die bilateralen Wirtschaftsbeziehungen in „normale“ Handelsbeziehungen 
einerseits und Entwicklungshilfemaßnahmen andererseits. Natürlich kann es zu 
Überschneidungen zwischen diesen beiden Sphären kommen, aber in den meisten Fällen 
sollte eine mehr oder weniger präzise Zuordnung möglich sein. Dabei soll im Speziellen 
untersucht werden, inwiefern sich der Besuch von Kenneth Kaunda in Wien 1977 auf die 
Handels- und Entwicklungshilfevolumina ausgewirkt hat. Dem Prinzip einer klareren 
Trennung willen wird hier versucht werden, die reinen Wirtschaftsbeziehungen von den 
Entwicklungshilfebeziehungen zu trennen (letztere werden im nächsten Kapitel analysiert). 
Aufgrund der ökonomischen Struktur Zambias, die vor allem durch die wirtschaftlichen 
Interessen der britischen Kolonialherren geformt wurde, beruht die zambische 
Volkswirtschaft zu einem Großteil auf dem Rohstoffexport. Hierbei nimmt vor allem das 
Kupfer eine besonders prominente Stelle ein. 
Der besonderen Bedeutung des Kupfers in der zambischen Exportwirtschaft entsprechen nun 
auch die Handelsbeziehungen der beiden untersuchten Staaten, Zambia und Österreich, wobei 
diese gesamtwirtschaftlich gesehen nicht unbedingt sehr relevant waren. So attestierte ein im 
Zuge des Staatsbesuchs von Kaunda für Bundeskanzler Kreisky angefertigter Bericht: 
„Zambia ist als Handelspartner für Österreich von sehr geringer Bedeutung. 1976 wurden nur 
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etwa 2% des Schwarzafrika-Handels Österreichs (der seinerseits wiederum keine 2% des 
österr. Gesamthandels erreicht) mit Zambia abgewickelt“197, wobei hier allerdings 
relativierend eingeworfen werden muss, dass natürlich die Staaten, mit denen großvolumiger 
Erdölhandel betrieben wurde, die Statistik sehr zu ihren Gunsten verzerrten. 
Im untersuchten Zeitraum (der Kreisky-Ära) kann in Summe keine strukturelle 
Handelsinbalance zugunsten Österreichs oder Zambias festgestellt werden, wobei in Summe 
doch Zambia mehr nach Österreich verkauft hat als umgekehrt. Zu Beginn der 1970er erzielte 
Zambia mit seinen Kupferexporten noch respektable Außenhandelsüberschüsse im Vergleich 
zu den österreichischen Exporten, dieser Vorteil schrumpfte im Laufe der 1970er aber 
kontinuierlich zusammen, wie der folgenden Tabelle (Tabelle 1) entnommen werden kann: 
Hier werden die Einfuhren Österreichs aus Zambia und die Ausfuhren Österreichs nach 
Zambia quantifiziert und der jeweilige relative Anteil des Kupfers separat angeführt: 
 
Bilateraler Handel Österreichs mit Zambia 
Jahr Einfuhr nach Ö 
(Mio. ATS) 









1969 240,77 321,68 80,9 6.182 225,6 93 
1970 289,32 38,88 -250,4 7.274 277,07 95 
1971 197,6 55,36 -142,2 6.934 183,41 90 
1972 173,3 104,84 -68,5 6.818 169,92 98 
1973 184,65 64,24 -120,4 5.955 180,85 98 
1974 163,15 138,95 -24,2 3.523 154,98 95 
1975 70,52 139,51 69 2.635 60,36 86 
1976 52,45 51,2 -1,3 1.871 45,14 86 
1977 36,69 74,05 37,4 1.441 32,89 90 
1978 9,03 59,4 50,4 195 3,54 39 
1979 10,82 77,52 66,7 0 0 0 
1980 76,94 67,08 -9,9 2.347 68,29 86 
1981 24,08 78,03 54 558 15,16 63 
1982 63,85 43,82 -20 2.388 59,52 93 
1983 11,74 32,53 20,8 200 5,03 43 
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 In Summe hat Österreich also in der Kreisky-Ära um 338 Millionen ATS mehr importiert als exportiert, 
wobei dieses Defizit vor allem in den Jahren 1970, 1971 und 1973 aufgelaufen ist. Da es sich aber um eine 
Betrachtung über einen 13jährigen Zeitraum handelt hat Österreich im Jahresschnitt ca. 26 Millionen ATS 
Außenhandelspassivum, was angesichts der ansonsten im Raum stehenden Beträge eine zu vernachlässigende 
Größe darstellt. 









Bei obigen Auswertungen wird sehr deutlich demonstriert, dass die Handelsbeziehungen 
zwischen Österreich und Zambia hauptsächlich aus zambischem Exportkupfer bestanden. In 
manchen Jahren bestanden 98% der zambischen Exporte nach Österreich aus Kupfer, 
Österreich hingegen exportierte großteils Magnesiterzeugnisse und feuerfeste Materialien. 
Von diesen Exporten wurde wiederum ein hoher Prozentsatz über die Verstaatlichte Industrie 
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abgewickelt, die ja in den 1960er und vor allem in den 1970er Jahren einen enormen Anteil 
an der österreichischen Wirtschaft hatte. So geht aus einem Bericht von BKA-Sektionschef 
Gatscha an Bundeskanzler Kreisky hervor, dass beispielsweise 1974 über 77% der 
österreichischen Exporte nach Zambia Exporte der Verstaatlichen Industrie waren, 1975 
immerhin über 43% und 1976 beinahe 70% aller österreichischen Exporte nach Zambia von 
einem verstaatlichten Betrieb durchgeführt wurden.
200
  
Diese Handelsbeziehungen fokussierten – neben den erwähnten Magnesiterzeugnissen und 
feuerfesten Materialien – auch auf verschiedene Großprojekte, wie etwa 1975 und 1976 die 
Lieferung von 4 Turbinen und diverser weiterer Kraftwerksausrüstungen im 
Gesamtauftragswert von rund 240 Millionen ATS
201
 durch die VÖEST-Alpine-AG, was das 
eindeutig größte der erwähnten Projekte war. Diese Turbinen waren für den Ausbau des 
North-Kariba-Kraftwerkes bestimmt, womit sie einen essentiellen Beitrag zur 
Stromversorgung Zambias lieferten, die seit der Unabhängigkeit stets ein gewisses Problem 
darstellte, wie der folgende kurze Exkurs zeigen soll:  
Der Grund für die angespannte Situation am zambischen Strommarkt war in den diffizilen 
Beziehungen zu Nachbar Rhodesien zu suchen, und vor allem in deren gemeinsamer 
Kolonialgeschichte. Als die beiden Territorien wie weiter oben ausgeführt noch in der 
Zentralafrikanischen Föderation zusammengeschlossen waren, war die weiße Elite in 
Salisbury stets bemüht, einen möglichst hohen Anteil der gesamtstaatlichen Einnahmen, und 
somit die Investitionsmöglichkeiten der öffentlichen Hand, im südrhodesischen Teil der 
Föderation zu konzentrieren. So kam es nicht ganz zufällig dazu, dass das für die 
Stromversorgung sehr wichtige North-Kariba-Staudammprojekt, ein Wasserkraftwerk am 
Grenzfluss zwischen dem ehemaligen Nord- und Südrhodesien, so angelegt wurde, dass 
sämtliche stromerzeugenden Einrichtungen südlich des Flusses lagen. So konnte das spätere 
Zambia von diesem Projekt keinesfalls profitieren.
202
 Und das, obwohl rationale Gründe 
eigentlich für ein anderes Staudammprojekt gesprochen hätten: „This decision overturned a 
recent agreement to build a power station on the lower Kafue river, which would have been 
much more economical and also more profitable for Northern Rhodesia. Moreover, the 
flooding of the Zambezi above Kariba meant that in 1958 30,000 people on the north bank, 
who had never been consulted, were forcibly resettled. Many suffered a great hardship, but in 
Salisbury this seemed to matter little (...). Besides, the power station, a highly strategic point, 
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was sited on the south bank thus symbolising the predominance of Southern Rhodesian 
interests in federal planing”.203 
Weiters fallen hier natürlich auch die andernorts (Kapitel 5.1.2.) diskutierten reduzierten bzw. 
mitunter gänzlich unterbundenen Handelsbeziehungen zwischen Zambia und seinem 
südlichen Nachbarn ins Gewicht, denn lange Zeit wurde der gesamte Kohlenverbrauch 
Zambias aus Südrhodesien importiert, genau so wie die Transportrouten für Erdöl durch 
Südrhodesien liefen. Da es neben Wasserkraftwerken nun einmal thermische Kraftwerke 
waren, die für den Rest des Energieverbrauchs Zambias aufzukommen hatten, führten die 
durch die Handelsembargen provozierten Versorgungsengpässe natürlich auch zu einer 
verminderten Tätigkeit dieser Kraftwerke.  
Nach diesem kurzen Exkurs in einen Teil der zambischen Kolonialgeschichte sollte nun das 
Hauptaugenmerk wieder den austro-zambischen Handelsbeziehungen gelten. Denn hier ist der 
massive Rückgang des Exportvolumens nach 1975, mit dem Tiefpunkt 1979, also kurz nach 
dem Staatsbesuch von Kenneth Kaunda in Wien sehr auffällig. Welche Gründe und 
Zusammenhänge zu diesem auffälligen Ergebnis geführt haben, wird im jetzt folgenden 
Unterkapitel näher beleuchtet werden.  
 
5.1. Analyse der Probleme des zambischen Kupferhandels und deren Konsequenzen 
 
Dieses Unterkapitel widmet sich wie oben angekündigt dem Versuch einer Analyse der 
Hintergründe des Handelseinbruches zwischen Österreich und Zambia, der ab Mitte der 
1970er begonnen hat, wobei sich die Handelsbeziehungen bis zum Ende des beobachteten 
Zeitraumes nicht mehr auf ihr Niveau von Anfang der 70er Jahre erholt haben. Wie aus dem 
oben angeführten Datenmaterial über die bilateralen Handelsbeziehungen sehr leicht 
herausgelesen werden kann, spielte der Handel mit Kupfer eine dominante Rolle in den 
ökonomischen Beziehungen.  
Deswegen ist es, bevor man auf die Spezifika des austro-zambischen Kupferhandels eingeht 
zweifellos zielführend, sich generell Gedanken über den globalen Kupferhandel, aber auch 
über einige technische Aspekte der Kupferproduktion zu machen. Deswegen soll auf den 
nächsten Seiten ein Exkurs über eben jenes Thema Platz greifen, da so ein fundamentaleres 
Verständnis der zugrunde liegenden Faktoren und Prozesse generiert werden kann. 
                                                 
203
 Andrew Roberts 1976: 213 
Die bilateralen Beziehungen zwischen Österreich und Zambia OTTO, Philipp 
 
71 
5.2. Exkurs I: Zambia und der globale Kupferhandel 
 
Zuerst zu zweiterem: Anders als viele organische Rohstoffe oder Handelswaren der Dritten 
Welt (z.B. Kakao, Kaffee, Bananen, Jute etc.), wo kaum oder nur sehr einfache, billige 
Schritte der Veredelung oder Verarbeitung möglich sind bzw. benötigt werden müssen die 
meisten mineralischen Rohstoffe (z.B. Erdöl, Gold, Diamanten etc.) erst einem oft 
komplizierten, langwierigen und kapitalintensiven Prozess unterzogen werden, bis das 
gewünschte Produkt am Ende herauskommt. Für Kupfer sieht dieser Prozess so aus: 
 
 




„Der Erzabbau ist insofern der wichtigste Teil der Kupfergewinnung als bei ‚normalen„ und 
erst recht bei hohen Kupferpreisen die höchsten Profite in der Kupferproduktion beim 
Bergbau selbst anfallen, und nicht bei den folgenden Verarbeitungsstufen. Der Kupfergehalt 
der Erze variiert stark und ist tendenziell niedriger im Tagbau als im früher überwiegenden 
Untertagbau. Er beträgt zwischen 0,4% und 5% und mehr (letztere Erzgehalte finden sich z.B. 
in Zambia und Zaire)“.205  
Danach folgen die Konzentrierung des Materials auf ca. 20-30% Metallgehalt und die 
Verhüttung, wo schließlich Reinheitsgrade von maximal 99,5% erzielt werden. Letztlich 
werden bei der Raffinierung die letzten Unreinheiten entfernt, und übrig bleibt fast reines 
Kupfer, wodurch die Eigenschaften des Metalls erst voll zur Geltung kommen, und eine 
Weiterverarbeitung ermöglicht wird.  
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Wenn man die lange Geschichte der Kupferverwendung (also seit der Antike) außer Acht 
lässt und sich die für diese Arbeit zweifellos relevantere rezentere Geschichte ansieht, so 
fallen beim globalen Kupfermarkt vor allem zwei Dinge auf: Zum einen spielt sie sich zu 
einem großen Teil im Kontext der Kolonialgeschichte bzw. später im Kontext der Nord-Süd-
Beziehungen ab (mit der Ausnahme, dass der größte Produzent und Konsument über weite 
Teile der Geschichte die USA sind, was dort den Kupferhandel – mit Abstrichen –  oft zu 
einer Binnenmarktangelegenheit macht
206
), zum anderen war sie immer wieder von 
Versuchen geprägt, dem freien Spiel der Marktkräfte eine institutionelle Beschränkung 
angedeihen zu lassen.  
Zur ersten Prämisse: Die größten Kupferproduzenten der Welt (eben mit Ausnahme der USA 
und in geringerer Form Kanadas) sind – global betrachtet – in den Regionen des Südens 
angesiedelt: zu Beginn des beobachteten Zeitraums, 1971, führten die USA mit über 1,3 
Millionen Tonnen Jahresproduktion an Kupfer die weltweite Statistik an, aber die 
Drittweltstaaten Chile (708.000 Tonnen), Zambia (651.000 Tonnen) und Zaire (406.000 
Tonnen) brachten auch riesige Mengen des Metalls auf den Weltmarkt. Konsumiert wurde es 
allerdings zum größten Teil nicht in den Entwicklungsländern, sondern in der 
industrialisierten Welt, wobei die USA und die Sowjetunion mit 1,8 bzw. knapp über einer 




„Among other things, this (data, P.O.) indicates that a large part of mined copper 
originates in the less developed countries, and that all but neglible consumption takes 
place in the industrialized nations (…). It can be stated right now, however, that as a 
commodity of major importance to the less developed countries, copper must be ranked 
right behind oil, rubber, and coffee, and about on the same level as cocoa, cotton, tin, 
and tea. The imports of copper into the major consumers among the market economy 
industrial countries, from the less developed countries, amounted to approximately 2,2 
billions of American dollars in 1968. Of the world’s copper production about 40 
percent takes place in the less developed countries, with activity centering on Chile, 
Peru, Zambia, Zaire (Congo), the Philippines and Bougainville
208”.209 
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Das bedeutet nun, dass sich ein Großteil des Kupferhandels innerhalb der Prämissen und 
Dynamiken der Nord-Süd-Handelsbeziehungen abgespielt hat – mit den bekannten Folgen: 
Schleichende Verschlechterung der Terms of Trade, eine hohe Abhängigkeit der Exporteure 
von der internationalen Marktentwicklung gleichzeitig gekoppelt mit eher geringem Einfluss 
darauf, eine geringe Wertschöpfung im Inland etc. etc. 
Wie kann man diese gerade genannten Prämissen und Dynamiken der Nord-Süd-
Handelsbeziehungen nun beschreiben, wie kann man sie fassbar machen? Versucht man, 
diese Wirtschaftsbeziehungen mithilfe klassischer ökonomischer Theorien zu verstehen, wird 
sehr bald bewusst, warum sich die Staaten der Dritten Welt auf einer Abwärtsspirale 
befinden: Ausgehend vom Diktum der komparativen Vorteile besagt die konventionelle 
Volkswirtschaftslehre, dass sich eine Ökonomie darauf spezialisieren soll, was sie am besten 
kann, was wiederum von der natürlichen Ausstattung eines Landes mit Rohstoffen, Kapital, 
Arbeitskraft, technologischem Know how usw. abhängt.
210
 Dies impliziert eine 
Fortschreibung der derzeitigen strukturellen Verteilung des Wirtschafts- und 
Produktionspotentials: Industriestaaten sollen Industriegüter produzieren, Staaten mit vielen 
mineralischen Rohstoffen sollen Bergwerke betreiben und Staaten mit guten Böden sollen 
landwirtschaftliche Güter produzieren. Dieter Senghaas kritisiert diese Verkürzungen in den 
theoretischen Betrachtungen, denen er einen ideologischen Bias unterstellt: „In den 
Beziehungen zwischen Metropolen und Peripherien (…) zeigt sich insbesondere die 
Realitätsferne, ja die Ideologiehaftigkeit der kosmopolitischen Grundannahme des Theorems 
der komparativen Vorteile. Denn von allseitigem Wohlfahrtsgewinn kann gerade in jenen 
Fällen nicht die Rede sein, in denen die Handelsstrukturen zwischen Metropolen und 
Peripherien (…) in etwa den Postulaten des Theorems entsprechen. Der systematische Grund 
für eine Fehleinschätzung von Kosten und Nutzen verschiedener Entwicklungsstufen des 
Typs von Arbeitsteilung, den das Theorem zwischen Metropolen und Peripherien meint, liegt 
in dem ihm eigentümlichen kurzfristigen, querschnitthaft-statischem Kalkül, das die 
langfristigen, dynamischen und stagnativen Auswirkungen solcher Arbeitsteilung 
unberücksichtigt lässt“.211 Neben der systematischen Ausblendung der direkten Folgen der 
asymmetrischen Arbeitsteilung kritisiert Senghaas auch noch die relative Blindheit der 
Theorien gegenüber den Gründen und Vorbedingungen der „natürlichen Ausstattung“: die 
geringe Industrialisierung der meisten Drittweltstaaten ist nun einmal eine Folge ihrer 
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Kolonialgeschichte, und nicht etwa die Konsequenz eines evolutionären Prozesses der 
komparativnutzendeterminierten Wirtschaftsentwicklung, wovon die üblichen 
volkswirtschaftlichen Theorien ausgehen.  
In ihrem Bestreben, den Nachteilen dieser Arbeitsteilung zu entkommen versuchen sich die 
Drittweltstaaten in der Nachvollziehung der Industrialisierungsprozesse der Ersten Welt. Die 
Konsequenz dieser Bemühungen ist üblicherweise der Aufbau einer leichten 
Importsubstituierenden Industrie, wobei gerade dadurch, nämlich durch den deswegen 
gesteigerten Bedarf an Produktionsgütern, Finanzkraft und Know how dem westlichen 
metropolitanen Kapital und damit der Willkür der internationalen Konzerne Tür und Tor 
geöffnet werden
212
 - die Folge ist Unterentwicklung: 
 
„Unterentwicklung ist letztendlich ein Reflex dieses Prozesses. Durch diese 
Eingliederung wurden die vorkolonialen Gesellschaften Lateinamerikas, Asiens und 
Afrikas zu Peripherien, d.h. – politisch, ökonomisch, sozial und kulturell gesehen – zu 
‚verkrüppelten‘ Anhängseln und Außenposten des metropolitanen Kapitalismus. Sie 
gerieten dabei nicht nur in Abhängigkeit; sie wurden vielmehr strukturell abhängig – 
die für die peripheren Gesellschaftsformationen typischen Strukturen bildeten sich je 
nach den vom metropolitanen Kapitalismus erzwungenen und geforderten Erzeugnissen 
heraus (wie Edelmetalle, billige landwirtschaftliche Produkte, billige Rohstoffe, billige 
Arbeitskräfte, aber auch profitable Anlagefelder für Kapitalinvestitionen u.a.), und sie 
restrukturierten sich gemäß den jeweils neuen, von außen gesetzten Imperativen“.213 
 
Dadurch gelang es dem metropolitanen Kapital, sich die Drittweltstaaten abhängig, und somit 
auch gefügig zu machen. Dieses in Großkonzernen organisierte Kapital dominiert natürlich 
den Weltmarkt der diversen von Drittweltstaaten produzierten Rohstoffen, womit auch hier 
den Entwicklungsländern Schranken gesetzt werden können: „Deren Weltmarktabhängigkeit 
bedeutet (…) vertiefte Anfälligkeit für konjunkturelle Wechselfälle, aber auch gegenüber den 
Strukturwandlungen der internationalen Ökonomie“214, wobei dieser Effekt der Anfälligkeit 
durch die Güterkonzentration auf eines oder nur wenige Exportgüter, die wiederum aus der 
strukturellen Abhängigkeit von den Interessen des Großkapitals resultiert, massiv verstärkt 
wird. 
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Diese hohe Güterkonzentration vor allem im Rohstoffsektor ist dann noch von einer 
Verschlechterung der terms of trade betroffen: „Von der Einfuhr lebenswichtiger Güter sind 
die Entwicklungsländer aufgrund der ihnen aufgezwungenen internationalen Arbeitsteilung 
abhängig. Ihr Import muss im Wesentlichen mit den Erlösen aus dem Export von Rohstoffen 
und Nahrungsmitteln bezahlt werden. Die Erlöse aus Exporten sind aber (…) rückläufig und 
starken Preisschwankungen ausgesetzt. Außerdem verschlechtern sich zunehmend die 
Austauschrelationen zwischen Primärgütern und Industriegütern, d.h. die Entwicklungsländer 
bekommen heute für die gleiche Menge an Rohstoffen oder Nahrungsmitteln in der Regel 
weiterhin entschieden weniger als vor fünf oder zehn Jahren“.215 Für den Fall Zambias hat es 
Kenneth Kaunda selbst in einer Rede 1990 so ausgedrückt: „ Comrades, you may hear that the 
price of copper is at the moment £1.500 per tonne. This amounts to three times as much as the 
£500 per tonne that it was in the 1960„s. But with £500 in the 1960‟s you could buy a tractor 
whereas now you need £12.000 to buy the same tractor. In other words, whereas one tonne of 
copper could buy us a tractor in the 1960‟s we now need eight tonnes of copper to buy a 
tractor“.216 
Welche Konsequenzen ergeben sich daraus? „Die Verringerung ihrer von den Exporterlösen 
abhängigen Importmöglichkeiten ist für die gegebene lokale Entwicklungspolitik ein 
Hindernis für wirtschaftliches Wachstum und Beschäftigung. Werden die Kapitalgüter einer 
Gesellschaft nicht an Ort und Stelle produziert, müssen sie vielmehr eingeführt werden, so 
übernimmt jener Sektor, der die Devisen für den Import von Kapitalgütern erwirtschaftet, 
gewissermaßen die Rolle eines Kapitalgüter-Sektors. Aber der Export von Rohstoffen hat 
nicht annähernd jene gesamtwirtschaftlichen Ausweitungseffekte (auf vor- und nachgelagerte 
Industrien, auf Forschung und Entwicklung usw.), die mit der eigenen Produktion von 
Kapitalgütern verbunden sind und die man in den metropolitanen Ökonomien und ihren 
dichten Verflechtungsstrukturen beobachten kann“.217 
In einem späteren Werk fassen Dieter Senghaas und Ulrich Menzel diese Dynamiken 
zusammen: 
 
„So stellt sich für die Dritte Welt eine problematische Kombination von Faktoren ein: 
Die exportorientierte Erzeugung von Nahrungsmitteln, agrarischen und mineralischen 
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Rohstoffen spielt in vielen Entwicklungsländern eine fraglos bedeutende, wenn nicht gar 
übermäßige Rolle. Der Export dieser Güter wird zur wichtigsten Quelle für 
Deviseneinnahmen. Von der zeitweiligen Macht der ölproduzierenden Staaten 
abgesehen ist jedoch die Position der Entwicklungsländer auf den internationalen 
Warenmärkten relativ schwach. Erlösschwankungen schlagen ganz anders als in 
Industriegesellschaften, die über eine breite Angebotspalette verfügen, auf die jeweilige 
Drittweltökonomie unmittelbar durch. So sind Entwicklungsänder weltwirtschaftlichen 
Prozessen ausgeliefert, die sie kaum zu beeinflussen imstande sind“.218 
 
Darüber hinaus ergeben sich für die weniger entwickelten Staaten nicht nur Probleme im 
direkten Zusammenhang mit dem Handel, sondern auch die Monokultivierung per se kann 
sich sehr negativ auswirken: 
 
„Das Interesse vieler Entwicklungsländer an der Rohstoffpolitik lässt sich weiterhin 
damit erklären, dass für die meisten Staaten der Dritten Welt die Erzeugung und 
Gewinnung von Rohstoffen bis heute die Basis der wirtschaftlichen Aktivitäten bildet. 
Die Ursache für die Entstehung dieser Monokulturen ist teils das Vorhandensein von 
Rohstoffen und das seit der Kolonialära nur unwesentlich veränderte Konzept der 
Arbeitsteilung. Sogar ohne umfangreiche Untersuchung lässt sich feststellen, dass die 
schwerpunktmäßige Ausrichtung auf den Rohstoffbereich einen Teufelskreis von Armut, 
Rohstoffproduktion, niedrigen und häufig stark schwankenden Absatzpreisen und 
Erlösen, geringem Einkommen, unzureichenden Investitionen und mangelhafter 
Ausbildung begünstigte, der die Möglichkeiten einer schnellen und störungsfreien 
Entwicklung stark beeinträchtigt. Zusammen mit unvermeidlichen und zum Teil sehr 
folgenreichen Fehlern in der Wirtschaftspolitik der Entwicklungsländer bildet die 
Ausrichtung auf den Rohstoffbereich mit seinen starken Produktions- und 
Preisschwankungen sowie mit der durch das Auseinanderfallen von Erzeugungs- und 
Verbrauchszentren begründeten Abhängigkeit von den freien Weltmärkten einen der 
Hauptgründe für  
- den Zustand der Unterentwicklung in zahlreichen Rohstofferzeugerländern, 
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- den geringen Grad der Diversifizierung und Industrialisierung der 
Volkswirtschaften, 
- die bestehende Form der Arbeitsteilung und für die Wohlstandsunterschiede 
zwischen Industrieländern und Dritter Welt“.219 
 
Dennoch lässt sich für den speziellen Fall Zambias sagen, dass es, obwohl immer noch 
innerhalb dieses generellen Trends liegend, eine verhältnismäßig starke Position hatte, da für 
einen Rohstoffexporteur in diesem Fall trotzdem eine hohe Valorisierung im Inland geschah. 
Der Grund dafür liegt wieder einmal in der Kolonialgeschichte und der Binnenlage Zambias 
verortet: „Der Anteil an der Raffinadeproduktion (ist) in Zambia besonders hoch (…). Der 
Grund für den besonders hohen Anteil der Raffinadeproduktion in Zambia liegt in den 
ungünstigen Transportwegen des Binnenlandes, die eine möglichst hohe Valorisierung des 
Produktes am Orte der Produktion notwendig machten. Dies liefert ebenfalls einen Grund 
dafür, warum England, das früher und auch heute noch bedeutender Abnehmer zambischen 
Kupfers ist, keine eigene Hüttenindustrie entwickelte“.220 Das bedeutet nun, dass Zambia, 
obwohl für es die selben Prämissen wie für die anderen Rohstoffexporteure zutreffen, eine 
etwas stärkere Position auf dem Weltmarkt hatte, als sie andere Drittweltstaaten genießen 
durften.  
Als einer der vielversprechenderen Ansätze, gegen die sich verschlechternde Position der 
Drittweltstaaten vorzugehen, galt lange Zeit die Kartellisierung, wie sie im vielzitierten Fall 
der erdölexportierenden Staaten, der OPEC, sehr erfolgreich geschehen ist. Die großen 
Kupferproduzenten der DrittenWelt (Chile, Peru, Zaire und Zambia) versuchten nun ab 1967 
in ein ähnliches Horn zu stoßen und gründeten die CIPEC (Conseil Intergouvernemental des 
Pays Exportateurs de Cuivre). Der Zweck des Kartells war die Beeinflussung des 
Kupferpreises, speziell durch die Koordinierung der Absatzpolitik seiner Mitglieder und 
anderweitige Einflussnahme auf die Preisgestaltung des Weltmarktes
221
, der Trumpf des 
Kartells war einerseits der Umstand, dass es kumuliert ca. 50% des international gehandelten 
Kupfers exportierte, andererseits lag er auch in der Produkteigenschaft, dass der 
entscheidende Schritt bei der Rohstoffgewinnung im Bergbau selbst verortet ist, und nicht wie 
bei anderen Rohstoffen erst die Verhüttung und Weiterverarbeitung die größte Wertschöpfung 
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 Nichtsdestotrotz war die CIPEC in vielen ihrer Aktionen eher erfolglos, wie 
z.B. ein Versuch einer konzertierten Aktion zeigt: „Im Bereich des Kupfers (…) kann es nach 
dem starken Sinken der Rohstoffpreise im Frühsommer 1974 nur zu einer Absprache einer 
10-prozentigen Produktionsminderung, die zum einen nicht gleichmäßig eingehalten wurde, 
zum anderen keinerlei Einfluss auf den Weltmarktpreis hatte“.223  
Die potentiell vielversprechende Stellung der CIPEC soll aber nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass die terms of trade bzw. die internationale Arbeitsteilung alles andere als 
vielversprechende Entwicklungsperspektiven aufwarfen: „Obwohl heute (1977, P.O.) in den 
überwiegend unterentwickelten Produzentenländern die technologischen Möglichkeiten zur 
Errichtung integrierter Produktionsabläufe (…) gegeben sind, ist es für das Kapital der 
industrialisierten Länder weiterhin profitabler, zumindest einen erheblichen Teil der 
Produktion in den Industrieländern selbst zu belassen, wo sie nicht nationalisiert werden 
kann“.224 Dazu kommt noch der Faktor Technologie bzw. die technologische Entwicklung:  
 
„Die großen privaten Kupferkonzerne können bei der Erschließung neuer Minen, beim 
Aufbau neuer Hütten und Raffinerien auf eigene Engineeringgesellschaften 
zurückgreifen und sicherstellen, dass vorrangig ihre eigenen Technologien, Verfahren 
und Kapitalgüter kombiniert mit anderen zusammen verwandt werden. Die nationalen 
Unternehmen unterentwickelter Länder können dies nicht. (…) Es ist auch nicht zu 
erwarten, dass die großen industrialisierten Länder ausgerechnet die CIPEC oder 
andere kupferexportierende Länder mit nationalistischen Tendenzen zum Ort der 
Produktionsmittelherstellung auswählen könnten, weil sie damit ihre eigene 
Verteidigungsstrategie gegen gewisse Arten der Nationalisierung gefährden 
würden“.225  
 
Zu allem Überfluss gesellt sich zu diesen Hindernissen auch noch die Abhängigkeit der 
CIPEC-Staaten von den großen internationalen Rohstoffkonzernen insofern, als dass die 
Konzerne über die weltweiten Distributions- und Verkaufsnetze verfügen.
226
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Daneben gab es in der industrialisierten Welt natürlich auch auf politischer Ebene 
Bestrebungen, die Macht von Kartellen aus Staaten der Dritten Welt nicht zu groß werden zu 
lassen, wie die mehr oder weniger verdeckte Agitation der USA beim Sturz von Präsident 
Allende am 11. September 1973 in CIPEC-Gründungsmitglied Chile zeigten: Unter anderem 
auf Betreiben des US-amerikanischen Konzerns ITT sollte, um den sich als marxistisch 
bezeichnenden Präsidenten Allende zu stürzen, die chilenische Wirtschaft durch die USA und 
befreundete Staaten ausgehungert und Subventionen für oppositionelle Gruppen und 
Zeitungen forciert werden, wobei vor allem nach der Enteignung der US-amerikanischen 
Kupferkonzerne Kennecott Copper Corporation und Anaconda die Beziehungen zwischen 
Washington und Santiago frostiger wurden. Vor allem aber die enge Verbindung zu den 
chilenischen Militärs, von denen viele in den USA Ausbildungen gemacht hatten, und die 
Aufforderung, „verlässliche Quellen innerhalb des chilenischen Militärs anzubohren“ von ITT 
Chef Merriam an US-Präsident Nixons Sonderberater Peterson warfen von Anfang an ein 





Die Umstände rund um die Abhängigkeit der CIPEC-Staaten vom internationalen Kapital 
waren natürlich nicht zufällig so, sondern von den international tätigen Großkonzernen der 
Rohstoffbranche herbeigeführt worden. Diese arbeiteten in Richtung einer Verstärkung der 
genannten Dynamiken, indem sie die Ansprüche der neuen Mittelschichten in den 
Drittweltstaaten zu bedienen wussten, den Zugang zu technologischen Entwicklungen weiter 
beschränkten, den Produktionsprozess weiterhin so zersplittert wie möglich hielten (Bergbau 
in der Dritten Welt, Verarbeitung in der Ersten), die Verkaufsmärkte weiterhin besetzten und 
segmentierten und natürlich auch einen sehr restriktiven Zugangs zu den Kapitalmärkten für 




„Das Technologiemonopol der einschlägigen Unternehmen der entwickelten Länder 
ermöglicht eine Kontrolle des Produktionsprozesses und damit auch der Produktion. 
Die Oligopolpreise für Technologie und Management und andere Mechanismen 
ermöglichen eine Partizipation an den Gewinnen aus der Kupferproduktion auch wo 
diese nationalisiert worden sind. Trotzdem ist es keinesfalls so, dass sich die 
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multinationalen Unternehmen in der Kupferindustrie damit begnügen, nur ‚intangibles‘, 
nämlich Technologie und Management zu produzieren und bereitzustellen. Wichtig ist 
die Kontrolle der Distribution um eine den Unternehmen gemäße Oligopolpreisstellung 
zu sichern. Erhebliche Gewinnmöglichkeiten stecken auch im Handel mit Kupfer, 
weshalb es wichtig ist die ‚availability‘ des Kupfers sicherzustellen, und die nationalen 
Unternehmen der unterentwickelten Länder dazu zu veranlassen, die weltweiten 
Distributionsnetze der großen multinationalen Produktions- und Handelsfirmen zu 
benutzen. Ein gesplitteter Produktionsprozess, bei dem ein erheblicher Teil des Kupfers 
in den Raffinerien mit integrierter Halbzeugherstellung in den Industrieländern erfolgt, 
ist eine Grundlage hierfür“.229 
 
All diese Faktoren trugen dazu bei, dass das CIPEC-Kartell zwar im Ansatz dem „großen 
Vorbild“ OPEC nachzueifern versuchte, dass sich aber die Kupferexporteure niemals eine 
ähnlich dominierende wirtschaftliche und politische Position erspielen konnten. Dorotea 
Mezger führt neben den internationalen Hemmnissen auch noch eine Reihe interner 
Schwächen des Kartells an, die eine erfolgreiche Politik unterminierten: Es 
 
„wird die Schwäche des Kartells durch Interessendivergenzen seiner Mitglieder 
gefördert. So sind z.B. Peru und Zaire weniger von ihren Kupferindustrien abhängig als 
Chile und Zambia. Unterschiedliche Kostenniveaus erschweren die Kooperation. Ein 
großes Gewicht haben die politischen Differenzen zwischen den Ländern: Zambia und 
Chile unterhalten keine diplomatischen Beziehungen (…) Zusammenfassend kann 
gesagt werden, dass zum gegenwärtigen Zeitpunkt das CIPEC Kartell, aufgrund der Art 
der Beteiligung seiner Mitglieder am lokalen Akkumulationsprozess in der 
Kupferindustrie (Dependenz), sowie der divergierenden Interessen seiner Mitglieder auf 
der politischen Ebene, zum gegenwärtigen Zeitpunkt nur minimale 
Einflussmöglichkeiten auf dem Markt hat. De facto bleibt das Kartell dem Oligopol 
bzw. „corporate system“ untergeordnet“.230 
 
Der Faktor der Kartellisierung spielt der zweiten der oben genannten Prämissen in die Hände: 
den wiederkehrenden Versuchen, den globalen Kupferhandel auf die eine oder andere Art und 
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Weise zu institutionalisieren oder ihn wenigstens konzertiert zu organisieren
231
, und somit vor 
allem die Preise dem Diktat der Gesetze des freien Marktes zu entziehen. Die ersten Versuche 
mit globalem Maßstab datieren bereits in den 1880ern, als der französische Financier 
(heutzutage würde man wohl von einem Rohstoffspekulanten sprechen) Pierre Secretan 
versuchte, ein Syndikat zu organisieren, das mit massiven Kupferkäufen einen Preis von über 
40 Pfund per Tonne erreichen wollte. Das gelang in den ersten Jahren hervorragend, aber als 
der Weltmarkt angebotsseitig auf den hohen Preis zu reagieren begann (d.h. mit einer 
massiven Ausweitung der Produktion) gelangte das Syndikat rund um Secretan 1889 an seine 
finanziellen Grenzen und musste seine Aktivitäten einstellen – es konnte einfach nicht mehr 
einen entsprechend großen Anteil des stark gestiegenen Angebotes aufkaufen, um den relativ 
hohen Preis aufrecht erhalten zu können, das freie Spiel der Marktkräfte wurde 
wiederhergestellt. 
Doch der nächste Versuch ließ nicht lange auf sich warten, denn schon 1892 einigte sich die 
Amerikanische Assoziation der Kupferproduzenten mit ihren europäischen Partnern darauf, 
seine Produktion auf maximal 140.000 Tonnen zu reduzieren, wovon höchstens 40.000 
Tonnen für den Export bestimmt werden durften, in Europa hätte im Gegenzug die 
Produktion um 15% reduziert werden sollen. Allerdings hielten sich die Produzenten in der 
Alten Welt nicht an diese Abmachung und drosselten ihren Output nur um 5%, weswegen die 
Auswirkungen auf den Weltmarktpreis marginal blieben und der Versuch aufgegeben wurde. 
Um die Jahrhundertwende wurde ein ähnlicher Versuch unter der Ägide des mächtigen 
Konzerns Standard Oil gestartet, der allerdings ebenfalls an mangelnder internationaler 
Kooperation scheiterte, ebenso wie die 1918 ins Leben gerufene Copper Export Association, 
die 1923 aus ähnlichen Gründen aufgeben musste. Die 1926 gegründete Copper Exporters 
Inc. scheiterte wiederum paradoxerweise daran, dass sie zu erfolgreich war: das Kartell dürfte 
ca. 85% der Weltkupferproduktion unter Kontrolle gehabt haben, und konnte den Preis von 
Kupfer auf respektable 25 Cent pro Pfund steigern. Diese starke Preissteigerung führte aber 
zu einer Erhöhung der Produktion von Firmen, die außerhalb des Kartells standen, was dessen 
Preispolitik unter starken Druck setze: technologische Innovationen und der größere Anreiz 
zur Exploration führten wie in den 1880ern zu einer angebotsseitigen Steigerung bis hin zu 
einer Übersättigung des Marktes. Als dann die große Depression einsetze, war auch dieser 
Versuch endgültig gescheitert, er hinterließ allerdings weltweit ein stark gesteigertes 
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Kupferextraktionspotential durch mehr, vergrößerte und modernisierte Minen, von denen in 
den 1930ern viele allerdings brach lagen. Auch das nächste Kartell, bestehend aus 
Produzenten aus Chile, Zambia (d.h. damals noch Nordrhodesien), dem Kongo etc. konnte 
den angestrebten Preis von 25 Cent pro Pfund nicht erreichen. Erst die globale Aufrüstung am 
Vorabend des Zweiten Weltkrieges konnte den Kupferpreis wieder auf einen Level bringen, 
der vor der großen Depression als normal angesehen worden war.  
In den Jahren nach dem großen Krieg erlebte der Kupfermarkt – nach Jahren der vollen 
Produktion zur Befriedigung der Bedürfnisse der Rüstungsindustrien – einen neuen 
Höhenflug: der weltweite Wirtschaftsboom der Nachkriegsjahre (vor allem im durch den 
Marshallplan gestützten Europa) führte zu einem großen Rohstoffbedarf, was sich natürlich 
auch im Kupfersektor manifestierte. So notierte die London Metal Exchange 1953 einen Preis 
von 250 Pfund pro Tonne Kupfer, ein Vielfaches der 60 Pfund, die noch 1946 mit einer 
Tonne dort erlöst werden konnten. Doch der Preis stieg weiter, und 1956 konnte bereits ein 
Preis von bis zu 435 Pfund erwartet werden. Doch die bereits allzu bekannte Marktdynamik 
begann erneut zu wirken: der hohe Preis couragierte immer mehr Marktteilnehmer die 
Produktion auszuweiten, und die Effekte der GATT-Verhandlungen drückten ebenfalls auf 
den Preis: 1958 war er bereits auf 160 Pfund pro Tonne gefallen.  
Doch auch hier ließ die angebotsseitige Reaktion nicht lange auf sich warten. Wie bereits 
mehrmals vorexerziert führte die hohe Nachfrage zu einem Nachziehen des Angebots und zu 
einer Ausweitung der Produktion. Allerdings kamen die Produzenten dadurch unter größeren 
Druck, den sie natürlich an ihre Belegschaften weitergaben. Dies führte 1958 zu Streiks in 
Chile und den USA, wobei in Chile die Situation durch die hohe Inflation und innenpolitische 
Faktoren zugespitzt wurde, und auch im Kongo beeinträchtigte die innenpolitische Lage (also 
die politische Krise nach dem Sturz Lumumbas) den Export. Dies führte zwischenzeitlich zu 
einer Stabilisierung des Marktpreises, aber in Summe konnte der Preis der Boomjahre in den 
frühen 1960ern nicht mehr gehalten werden. Erst gegen Ende der Dekade zeichnete sich 
wieder eine höhere Valorisierung der Kupferproduktion ab, die nach Meinung von Ferdinand 
Banks vor allem durch drei Faktoren provoziert wurde: Einerseits generelle Unsicherheiten 
über die politische Zukunft Zambias und über die tatsächlich dort vorrätigen Kupfermengen, 
zweitens erneute Großstreiks in den USA 1968 und natürlich der Vietnamkrieg, der wie alle 
Kriege die Nachfrage nach bestimmten kriegsrelevanten Rohstoffen explodieren ließ. 
Während der zweite und dritte Punkt selbsterklärend sind, ist allerdings nicht weiter 
ausgeführt, was Banks mit der „generellen Unsicherheit“ in Bezug auf die politische Zukunft 
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Zambias meint. Anzunehmen ist von der zeitlichen Seite her, dass er von den beginnenden 
Nationalisierungstendenzen spricht.
232
 Diese rekurrieren auf die von Kaunda forcierte 
Ideologie des Zambischen Humanismus, der sich in seiner letzten Ausprägung eine 
Einmischung ausländischer Kräfte in die heimische Wirtschaft verbittet, wie Kaunda selbst 
ausführt: „Zambians must control their own economy. (…) Continued control of any 
economy by foreigners tends to impose limitations on freedom and independence and this 
factor is a negation of the concept of Humanism”.233 Solche Aussagen eines Staatspräsidenten 
sind natürlich nicht gerade ein großer Anreiz für internationale Konzerne, in diesen Staaten 
große Investitionen zu starten, weswegen vermutlich dieser Punkt von Banks gemeint worden 
sein dürfte.  
 
5.3. Exkurs II: Zambia und sein Kupfer 
 
Die Kupferproduktion in Zambia selbst bzw. die Vergabe der entsprechenden Erlaubnisse war 
lange Zeit eine exklusive Angelegenheit der British South Africa Company und im Bereich 
des Abbaus auch anderer (US-amerikanischer, britischer und südafrikanischer) 
Bergbaufirmen, die von der BSAC mit Schürfrechten ausgestattet worden waren. Am 
Vorabend der Unabhängigkeit sollte sich diese Prämisse allerdings ändern: unterstützt von der 
britischen Regierung, die den Dekolonisierungsprozess in Nordrhodesien abgeschlossen 
sehen wollte, einigte man sich gütlich auf eine langfristige Verstaatlichung des Kupfersektors: 
„The final stages of negotiations were accelerated by the advent of a Labour government in 
Britain which them seemed eager to assist the new regime. On the evening before 
Independence Day, behind a tea-tent at a garden party on the lawns of Government House, the 
chairman of the British South Africa Company agreed to surrender its mineral royalties
234
 in 
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return for token payments of £2 million apiece by the British government and the nascent 
Zambian government. Thus the latter finally sealed up a major leak in the country‟s economy 
and took formal posession of its greatest material asset”.235 
Die zambische Verstaatlichung der Schürfrechte verlief also verhältnismäßig friedlich und 
reibungslos, die BSAC trat sie für eine eher symbolische Zahlung an Zambia ab.
236
 Was auf 
den ersten Blick wie ein unter politischem Druck entstandener, für die BSAC wirtschaftlich 
sehr schlechter Deal aussieht, wenn man bedenkt, dass schon in den 1930ern die jährlichen 
Royalties, die da so leichtfertig hergegeben wurden, 2 Millionen Pfund ausmachten
237
, 
entpuppt sich bei näherer Betrachtung als gar nicht so übel: „The final settlement did not 
mean financial disaster for the Chartered Company. Over the years, it had recieved an 
esteemed 70 million pound sterling in net royalties; the company had been steadily building 
up large reserves so that shareholders did not suffer. They obtained good value for their shares 
in the 1965 merger of the Chartered Company and two companies in the Anglo-American 
group to form Chartered Consolidated Limited, which today is one of Britain‟s major mining 
finance houses“.238 
 
Als nicht so problemlos erwies sich dann aber nach der Etablierung der Rechte über die 
Bodenschätze deren Realisation, wie Ferdinand Banks mit einem erstaunlich sarkastischen 
Unterton feststellt: „As it happened, the results of nationalization were not as drastic as the 
managers of the companies had probably imagined in their speculations – or possibly in their 
nightmares. The reason for this is that while it was possible for the Zambian government to 
take over the mines, they were not able to organize their operation. Unfortunately, 
speechmaking and the efficient management of large industrial enterprises are not the same 
thing, for had it been possible to mine copper with rhetoric, the Zambians could have taken 
over 100 percent of the mines immediately, expelled the management and European workers, 
and put the very large profits then being made in the industry to work developing the 
economy”.239 
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In der Folge litt also – trotz des friktionsfreien Übergangs der Besitzrechte – die zambische 
Kupferproduktion. Der Grund dafür ist in der Tatsache zu suchen, dass zum Zeitpunkt der 
Übergabe der Minen deren technischer Stand bereits mindestens 10 Jahre veraltet war, was 
zumindest vermuten lässt, dass der Drang zu Verstaatlichung der Minen nicht unbedingt aus 
heiterem Himmel gekommen war. Daneben hatte Zambia es auch verabsäumt, mit den 
produzierenden Konzernen eine Rate der Gewinnreinvestition auszuverhandeln, weswegen 
die Gewinne weiterhin abflossen, nötige Investitionen zur Produktionsausweitung aber 




Ein Bericht für die UNEP bestärkt diese Analyse, führt aber auch noch weitere Faktoren in 
die Argumentation ein:  
 
„There are at least four reasons for the fall in copper production in Zambia. First, 
changes in the world copper marked have adversely affected copper production in 
Zambia. Since 1974, there has been a sharp and prolonged fall in the world prices of 
copper which, among other things, have drastically reduced Zambias’s foreign 
exchange reserves. Secondly, there are production problems. With the continued 
depletion in foreign exchange reserves, precipitated by the drop in copper prices, the 
Government of Zambia, in the 1970s and 1980s, instituted controls on imports in an 
effort to curb the deteriorating foreign exchange position. As a result, the mines were 
subjected to shortages of equipment, spare parts and other inputs required for 
production. Thus, the critical shortage of foreign exchange resulted in 
i) a reduction in copper production because of reduced investment in inventory and 
spares, resulting in periodic shutdown at the mine sites as well as at the various plants; 
ii)  exodus of skilled personnel as the declining economic conditions made it difficult 
to retain the personnel; and 
iii) internal transport problems due to inadequate supply of spare parts. (…) 
Thirdly, copper production has failed in Zambia because of insufficient investment by 
the mining companies due to the low copper prices, the mining companies have been 
faced with financial constraints that have made it difficult for the companies to invest in 
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copper production. Finally, copper production has fallen because of the technical 
difficulties of operating at greater mining depth coupled with falling grades“.241 
 
Ein weiterer Faktor, der den zambischen Staat um Teile seines möglichen Gewinnes aus dem 
Kupferbergbau brachte, war sein ineffizientes Steuersystem, welches zugunsten der 
Großkonzerne abgeändert wurde. Dieses gestaltete sich so, dass pro long ton
242
 produzierten 
Kupfers 13,5% des auf der London Metal Exchange (LME) dafür erzielbaren Preises minus 
22,4 US-Dollar verrechnet wurden.
243
 Dazu kam noch eine Exportsteuer von 40% des LME-
Preises minus 336 US-Dollar. In der Analyse von Ferdinand Banks kommt dieses System 
nicht besonders gut weg: „It is probably a very inefficient tax. What it does is levy a charge 
on working costs rather than profits, which means that certain ore bodies which could be 
worked if this charge did not exist must be abandoned. Among other things, this penalizes 
employment and, indirectly, the government: they lose income tax from the personell that 
would have been employed at the mine; they may have to pay unemployment benefits; and a 
certain ammount of social unrest is generated. In addition, a royalty might bring about a 
situation in which ore bodies are bypassed or mines prematurely shut down”.244 
Diese Argumentation missachtet allerdings den simplen Faktor, dass nicht nachwachsende 
Rohstoffe im Sinne der Nachhaltigkeit nicht zu jedem Preis auf den Weltmarkt geworfen, 
sondern erst ab einem gewissen Preisniveau verkauft werden sollten. Banks argumentiert 
dahingehend, dass in möglichst kurzer Zeit ein möglichst hoher Rohstoffoutput erzeugt 
werden soll, um möglichst schnell die diversen Einnahmen lukrieren und Arbeitsplätze 
schaffen zu können. Dabei vernachlässigt er aber den Faktor, dass es durchaus möglich ist, 
dass die Rohstoffpreise nicht immer negative Entwicklungen nehmen müssen. Um diesen 
Punkt zu veranschaulichen, muss man sich nur die explodierenden Rohstoffpreise der Jahre 
2007 und 2008 vor Augen führen. Wenn ein Rohstoffexporteur, wie Banks es fordert, nur auf 
sofortigen Exportgewinn hin produziert, aber nicht auf die langfristige Nutzbarkeit seiner 
Ressourcen achtet, kann er sich unter Umständen auf lange Sicht selbst schaden. 
Nichtsdestotrotz ist das Argument Banks‟ nicht von der Hand zu weisen, und eine effizientere 
Besteuerung des zambischen Kupferbaus wäre – vor allem im Hinblick auf die 
gesamtvolkswirtschaftliche Situation – denkbar gewesen.  
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In eine ähnliche Kerbe wie Banks schlägt ein Bericht des UNEP, der die Preisinelastizität des 
Kupfers betont und so die geringe Preissteuerungsmöglichkeit der Produzenten über den 
Angebotsmechanismus illustriert: 
 
„Theoretically, reductions in output can be achieved fairly speedily in the event of a 
surplus production developing. But in practice considerable problems arise in any 
consideration of cutting back production. Any significant decrease in mining production 
results in higher unit costs and in serious dislocation of the many sophisticated 
processes which are involved in producing the metal. Moreover, as such a big 
proportion of the producing industry is located in developing countries, some of which 
are almost entirely dependent on copper for their economy, production curtailment is 
much more than a commercial exercise: national, political, and social implications are 
equally important factors and these have to be weighted against the behaviour of the 
international market for there may well be a period when it is better for some countries 
to go on producing copper, even at a loss, than not to produce any at all“.245  
 
Anfangs, zu Beginn der zambischen Unabhängigkeit war die totale Verstaatlichung des 
Kupfers zwar eine Art politischer Wunsch, und diesem wurde auch prinzipiell am Vorabend 
der Unabhängigkeit entsprochen, aber die Realität sah wie bereits ausgeführt etwas anders 
aus. Vor allem der riesige Anteil der Kupferindustrie an der zambischen Gesamtwirtschaft als 
auch die relative Stagnation der Industrie, die vor allem durch das suboptimale Steuersystem 
hervorgerufen wurde, zwangen Kaunda schließlich dazu, die Bemühungen zur Totalkontrolle 
des Kupferbergbaus gegen Ende der 1960er zu intensivieren. Zuerst wurde das Schürfrecht 
reformiert: Die BSAC hatte verschiedenen Gesellschaften ewige Schürfrechte eingeräumt, die 
von manchen Firmen gar nicht genutzt wurden.
246
 1964 ging wie oben schon erwähnt das 
Recht zur Vergabe von Schürfrechten in die Hand der zambischen Regierung über, die 
bestimmen konnte, wer schürfen dürfe und vor allem wo neue Minen etabliert werden sollten. 
Zudem ließ sich die Regierung vom Volk in einem Referendum im Juni 1969 ein Gesetz 
absegnen, durch das eine Verfassungsklausel abgeschafft wurde, die verhindert hatte, dass die 
Regierung privaten Besitz zwangsenteignen konnte. Der letzte Schritt zur Teilverstaatlichung 
konnte danach gesetzt werden: Zambia erklärte sich nicht nur zum Besitzer des Kupfers im 
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, sondern übernahm im Sinne der Mulungushi Reforms auch große Teile der 
Bergbauindustrie
248
: „As it was, they took over 51 percent of the assets of the mines, at a 
price of $292,600,000-which was the book value of these assets on 31 December 1969. 
Arrangements were also finalized for a management and consultancy contract between the 
mining companies and the Zambian government”.249 Das bedeutet, dass sich der Staat 
zwangsweise in den sechs bestehenden großen Kupferbergwerken einkaufte, von denen bis 
dahin drei britisch-amerikanisch und drei britisch-südafrikanisch kontrolliert waren
250
. Neben 
dem tatsächlichen Kupferbergbau lag vor allem die Kupferverarbeitung damals nämlich in 
den Händen von zwei großen ausländischen Konzernen, der Anglo American und der Roan 
Selection Trust
251
, die dann 1970 unter einer neu geschaffenen Gesellschaft, ZIMCO 
(Zambian Industrial and Mining Corporation), organisiert wurden. Die oben erwähnte Summe 
der Entschädigungszahlungen setzte sich aus 117,8 Millionen US-Dollar für Roan Selection 
Trust bzw. 176 Millionen US-Dollar für Anglo American zusammen
252
, Management und 
Vermarktung blieben aber die Vorrechte der Konzerne: „Die Managementkontrakte umfassen 
neben der Kupfervermarktung auch z.B. die Engineeringdesigns für neue Anlagen, die 
Rekrutierung von Expatriates usw. Diese Dienste werden gegen eine Kommission zur 
Verfügung gestellt. Das Steuerwesen wurde zugunsten der Unternehmen geändert“ 253, wobei 
der zambische Staat mit der Reform des Steuerwesens im Minensektor tatsächlich seine 
eigenen Interessen schwer in Bedrängnis brachte, wie weiter oben im Detail schon ausgeführt 
wurde. 
Letztlich vergrößerte Lusaka seinen Einfluss auf die Kupferindustrie stetig
254
, wobei dieser 
Trend der Verstaatlichung bzw. – wie in Zambia – der staatlichen Einmischung in die 
Kupferproduktion zu Beginn der 1970er durchaus der internationalen Entwicklung entsprach: 
„Bei Kupfer hat die Verstaatlichung die Angebotsstruktur wesentlich verändert. Vor 15 
Jahren (d.i. 1960, P.O.) waren nur 2% der Kupfererzproduktion der westlichen Welt in 
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staatlichen Händen, heute (1975, P.O.) sind es 40%. Zu erwähnen ist, dass sich in den zur 
CIPEC zusammengeschlossenen Entwicklungsländern Chile, Zambia, Zaire und Peru, die 
rund 48% der Kupfererzproduktion der westlichen Welt auf sich vereinen, staatlich 
beeinflusste, aber nicht unbedingt verstaatlichte Produktionen befinden“.255 
Nach 1973 übernahm die Regierung schließlich die Management- und operativen 
Verkaufsgeschäfte von Anglo American und der RST-Gruppe, die bis dahin den zambischen 
Bergbausektor dominiert hatten
256
, aber sie bediente sich weiterhin des know hows westlicher 
Firmen, nämlich weiterhin Anglo American und der US-Firma AMAX, die später, 1982, zu 
einer Firma, Zambia Consolidated Copper Mines, ZCCM, fusioniert wurden. Diese Firmen 
versorgten die Minen mit ausländischem (also weißem) technischen Personal und stellten 
auch die Manager, weswegen es nie zu einer wirklich vollständigen Verstaatlichung im Sinne 
einer echten Nationalisierung gekommen war. Vor allem Anglo American verdiente ganz 
hervorragend an seinen zambischen Arrangements, wie Joe Hanlon ausführt: „Anglo came 
out of the nationalisations very well, because it gained a massive profit while keeping 
effective control of the mines. Indeed, it probably gained more from the nationalisation that it 
would have if it had continued to own the mines. Full compensation for the 1969 
nationalisation and 1973 contract termination was paid in US dollars without any restrictions 
placed on repatriation”.257 
Anglo American dominierte also den zambischen Kupfersektor weiterhin, vor allem mit 
informellen Mitteln, auch wenn dieser offiziell staatliche Agenda war: „In the copperbelt 
itself, technical management, as well as sales, accounting, and personnel, remains firmly in 
white, expatriate hands. As part of their dominance of overall mine management and 
personnel development, expatriates control the „Zambianization‟ of the mines. Thus Zambian 
„high-fliers‟ who have been promoted are precisely those who accept their dependence on 
expatriate patronage, and who have absorbed a culture in which the „normal‟ way of doing 
things turns out to be the way the international mining companies have always done 
things”.258 Dazu kam noch, dass die zuliefernde Industrie nicht von den Bestrebungen in 
Richtung Verstaatlichung betroffen war. Diese war – wenig überraschend – seit jeher zu guten 
Teilen in Händen von Anglo American, weswegen hier große Teile des Profits der Minen 
wiederum Anglo American zugute kamen.  
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Fasst man die Argumente der letzten Seiten bezüglich der Nationalisierung der zambischen 
Kupferindustrie zusammen, so kann diese eigentlich als Fehlschlag bezeichnet werden, die 
Gewinne aus dem Kupferbergbau wären für Zambia ohne Nationalisierung höher gewesen als 
sie es mit der Nationalisierung waren. Der Umstand, dass die ohnehin spärlichen monetären 
Ressourcen Zambias durch die fehlgeschlagene Nationalisierung weiterhin unter Druck 
kamen, wirkte sich nachvollziehbarer Weise nicht positiv auf die gesamte Entwicklung 
Zambias aus. Die Folge waren ständig steigende Staatsausgaben, die einem Teufelskreis 
gleich die zambischen Budgets immer stärker belasteten, wie Dorotea Mezger ausführt: 
 
„Die ständig sich ausdehnende gesellschaftliche Produktion macht eine steigende 
Staatsintervention erforderlich, um die private, profitable Kapitalakkumulation zu 
ermöglichen. Entsprechende staatliche Mittel werden z.B. in die Infrastrukturleistungen 
investiert, um verbesserte Vorbedingungen für eine profitable private 
Kapitalakkumulation zu schaffen. Die entsprechende Ausdehnung der 
Produktionskapazitäten vor allem im Monopolsektor der Ökonomie (oligopolisierter 
Sektor) bringt jedoch keine entsprechende Nachfrage mit sich, so dass eine 
Surpluskapazität und eine Surplusbevölkerung entstehen, welche Staatsausgaben für die 
Surpluskapazitätsabsorption und Wohlfahrtsausgaben zugunsten der 
Surplusbevölkerung nach sich ziehen. Das Wachstum beider Arbeiten von 
Staatsausgaben, nämlich indirekt produktives Kapitel zur Verbesserung der 
Vorbedingungen für profitable Investitionen und unproduktive Ausgaben für Wohlfahrt 
oder z.B. Militärausgaben führen zur Finanzkrise des Staates“.259 
 
Was sich in dieser Erklärung sehr theoretisch anhört, lässt sich anhand des zambischen 
Beispiels sehr einfach ausführen: Eine der Kernaufgaben des Staates ist beinahe 
selbstverständlich die Zurverfügungstellung von adäquater Infrastruktur (Brücken, Straßen 
etc.) um überhaupt ein wirtschaftliches Leben auf seinem Territorium zu ermöglichen – das 
koloniale Erbe der Konzentration der ohnehin spärlichen öffentlichen Investitionen rund um 
die Line of Rail (weitere Erläuterungen: siehe weiter unten) war in diesem Kontext nicht 
gerade hilfreich und die Diversifizierung weg von diesem Erbe war immer wieder Gegenstand 
der nationalen Entwicklungspläne Zambias. Wäre das für sich alleine genommen nicht schon 
teuer genug, so musste Zambia beispielsweise nach der Verschärfung der Sanktionen gegen 
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Rhodesien (siehe unten) extra neue Verkehrswege an die Küsten errichten, um überhaupt am 
internationalen Handel partizipieren zu können. Im Bereich der sozialen Kosten fällt in 
Zambia auch die Tatsache an, dass die meisten Minenarbeiter aus ländlichen Gegenden 
kamen, wo sie vorher oft als Subsistenzbauern gelebt hatten. 
In Zambia zogen so die Minen bis zu 60% der männlichen arbeitsfähigen Bevölkerung aus 
den ruralen Gebieten ab und konzentrierten sie in den Bergbaustädten, wobei ältere Zahlen 
belegen, dass sich dieser Trend in den Jahren nach der Unabhängigkeit noch verstärkt hat: So 
sprechen Quellen für die 1960er davon, dass „nur“ ein Drittel der Menschen außerhalb ihres 
Geburtsdistriktes wohne: „Die Wanderbewegung ist sehr stark: Zum Zensus-Stichtag 1969 
lebten 33% der Bevölkerung außerhalb des Geburtsdistrikts; in dem diesem Datum 
vorausgehenden Jahr wanderten 26% der Bevölkerung; hauptsächlich Analphabeten und 
Arbeiter niedriger Qualifikation, mit ihren Familien von ihren Wohndistrikten weg. Die 
Zugrichtung betrifft vor allem den städtischen Bereich; Der Kupfergürtel im Norden 
verzeichnete zwischen 1963 und 1969 eine Bevölkerungszunahme von 50%, die 
Zentralprovinz 41% und Lusaka allein 71%“260, was in den Ballungszentren zu 
Slumbildungen führte, während in den 1970ern wie erwähnt schon mehr als die Hälfte der 
männlichen Bevölkerung zur Binnenmigration gezwungen war. 
Andererseits stellte der „Kulturschock“ der neuen urbanen Lebensweise, die auf 
Lohneinkommen und nicht auf Subsistenzlandwirtschaft setzt, die Menschen vor neue 
Herausforderungen, derer sie oft nicht Herr wurden: „Insbesondere die auf europäischen 
Konsumstandard ausgerichtete Werbung in den Massenmedien stimuliert diese (veränderte 
Lebens- und Konsumhaltung, P.O.). (…) Nicht unerwähnt soll in diesem Zusammenhang der 
hohe Ausgabenanteil für alkoholische Getränke, insbesondere für Bier, bleiben, der je nach 
Stadt zwischen 7 und 12% der Nettoeinkommen schwankte. Ökonomen schätzen den 
Bierkonsum 1969 auf 60 Millionen Dollar (…) Das Biertrinken hat seine Wurzeln in 
traditionellen Gebräuchen, die offensichtlich in die modernere Lebensform transponiert 
wurden“.261  
Nichtsdestotrotz versuchten viele Zambier zu Beginn der 1970er ihr Glück im urbanen 
Bereich: zwischen 1963 und 1974 stieg die Zahl der Städter fast um unglaubliche 150%
262
, 
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zumal im Durchschnitt selbst die Slumwohnungen einen höheren Lebensstandard boten als 
die Hütten, in denen die Menschen auf dem Land gewohnt hatten.
263
 Der Faktor, dass 1975 
das Land faktisch nationalisiert wurde und Präsident Kaunda selbst alle Landtransaktionen 
und sogar die Preise dafür kontrollierte war nicht unbedingt förderlich für eine kompetitive 
rurale Entwicklung
264
, der Weg zu einer weiteren Verstädterung geebnet – mit all den 
Implikationen des oben beschriebenen Kulturschocks.  
Als Strategie „gegen“ den Kulturschock und den implizierten Konsumdruck wurde in vielen 
Kupferminen und Großstädten unter Kollegen das sogenannte „chilimba“-System eingeführt:  
 
„Es ist dies eine Art revolvierenden Kreditsystems, das im Modell folgendermaßen 
dargestellt werden kann: Drei Angestellte schließen sich zu einer Gruppe zusammen, 
wobei A und B im ersten Monat an C jeweils 20 Dollar zahlen. Im nächsten Monat 
erhält B von A und C wiederum jeweils 20 Dollar, und im dritten Monat ist A der 
Empfänger von 40 Dollar. Im Extremfall lassen zwei Einkommensempfänger mit 
ungefähr gleichem Lohn jeweils den anderen über den ganzen Monatsbezug verfügen. 
Während also C im ersten Monat über die doppelte Kaufkraft verfügt und diese voll 
ausschöpft, lebt B von der Hand in den Mund. Im zweiten Monat ist B in der Lage, sich 
alle Wünsche zu erfüllen. Um einen Einblick in die Motive für diese weitverbreitet 
‚Sparform‘ zu finden, wurde eine Stichrobe abgefragt, die ‚chilimba‘ und Sparkonto 
zum Ansatzpunkt hatte. Hierbei ergab sich, dass ‚chilimba‘ wegen seines unbedingten 
Zwangs zum Konsumverzicht bevorzugt wurde, das Sparkonto hingegen als eine 
belastende Versuchung zu sofortiger Abhebung bei Anstehen eines Bedarfs angesehen 
wurde“.265  
 
Dass dieser Trend den sozialen und familiären Strukturen nicht gerade gut getan haben kann, 
liegt wohl auf der Hand und bedarf keiner weiteren Erklärung. 
Doch in den Minen waren die Arbeitsbedingungen bei weiten nicht so hervorragend, wie viele 
erwartet hatten, ganz im Gegenteil verschlechterte sich die Lohnsituation der Kumpel in den 
Jahren nach der Nationalisierung: „Für Zambia und Zaire lässt sich sagen, dass bis 1975 die 
Nationalisierung den Arbeitern keinerlei Verbesserung hinsichtlich Lohnhöhe und 
Arbeitsbedingungen gebracht hat. Eher lässt sich das Gegenteil vermuten. Die 
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Einschränkungen der Lohnerhöhungen in Zambia, die die gesamte Volkswirtschaft, aber auch 
den Minensektor betrafen, ebenso die Inflationsrate, die zusammen eine Senkung der 
Reallöhne bewirkten, verschlechterten die Lohnbedingungen der Arbeiter. Von Seite des 
ausländischen Kapitals wurde auch offen gesagt, dass neben den Nachteilen der 
Nationalisierung ein Vorteil der sei, dass man nun die Regierung als Verbündeten im Kampf 
mit den Lohnforderungen auf seiner Seite habe“.266 
Daneben ist es eine nachvollziehbare Tatsache, dass in Volkswirtschaften, die hauptsächlich 
auf den Export eines oder weniger Güter spezialisiert sind, sich die Investitionen gerade auf 
diesen Sektor konzentrieren, und die anderen Sektoren der Wirtschaft bzw. andere 
Industriezweige vernachlässigt werden. Im Falle der Kupferproduktion ist es nun aber so, dass 
hier verhältnismäßig wenige Menschen tatsächlich Arbeit finden, weswegen von der 
Investitionstätigkeit eine eher kleine Schicht profitiert, wobei auch die Investitionen selbst 
üblicherweise in Technologie- und Materialzukauf aus dem Ausland bestehen. In Zambia 
wurde zudem das private Kapital mit sehr restriktiven Investitionsregulierungen 
eingebremst.
267
 Anders formuliert: „In den Produzentenländern sind die backward linkeages 
mit der übrigen Ökonomie angesichts der Tendenz die notwendigen inputs aus dem Ausland 
zu beziehen, nur schwach entwickelt, die forward linkeages, d.h. Beziehungen zu Industrien, 
die die Weiterverarbeitung des Kupfers übernehmen (Halbzeug, Formguß) höchstens in 
Ansätzen vorhanden mit einer Tendenz, die gegen eine Ansiedlung der höheren 
Verarbeitungsstufen in den Produzentenländern läuft, so dass auch indirekt kaum Einkommen 
geschaffen wird“.268  
 
Dass durch diese Trends und Tendenzen der zambische budgetäre Handlungsspielraum 
massiv eingeengt wurde, liegt angesichts der Vielzahl an Gründen auf der Hand. In Zahlen 
gegossen bedeutete das, dass während die zambische Regierung 1974 noch 252,2 Millionen 
Kwacha aus der Bergbauindustrie abschöpfen konnte, sich dieser Betrag 1976 auf gerade 
einmal 11 Millionen Kwacha reduziert hatte.
269
 Diese Tendenz legte auch den Grundstein für 
die später äußerst virulent werdende Schuldenkrise, aus der sich Zambia bis heute nicht 
vollständig herausarbeiten konnte.  
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Die hohe Abhängigkeit der Wirtschaft, als auch des Staates selbst von der Kupferindustrie 
förderte natürlich die finanzielle Verwundbarkeit Zambias. Durch die Kupferpreisrezession 
traten eine Reihe von wirtschaftlichen und in der Konsequenz auch anderer Probleme auf, die 
Christopher Mupimpila und Nicolien van der Grijp in einem Bericht für UNEP ausführen: 
 
 eine massive Steigerung der öffentlichen Verschuldung 
 ein Niedergang in den anderen Sektoren der zambischen Wirtschaft 
 ein Niedergang im Lebensstandard der meisten Zambier 
 chronische Zahlungsbilanzdefizite Zambias.270 
 
Um diese Aussagen wieder in Zahlen zu gießen: Während nach der Unabhängigkeit die 
Auslandsverschuldung Zambias noch bei relativ moderaten 654 Millionen US-Dollar lag 
(1970), so explodierte dieser Wert in den nächsten 20 Jahren auf das 11fache, nämlich auf 7,2 
Milliarden US-Dollar (1991).
271
 Der Großteil dieser Schulden wurde parallel zu den fallenden 
Einnahmen aus dem Kupferbergbau angehäuft: „During 1978-1982, copper revenue was 
US$1091 million; but by 1983-1987, the revenue fell drastically to US$649 million. To offset 
this fall, the Government increased the rate of external borrowing. As a result, external 
borrowing rose from US$191 million during 1979-1982 to US$516 million in 1983-1987“.272 
Daneben sollte noch angeführt werden, dass Zambia während der Boomjahre der frühen 
Siebziger hochgradig vom Import diverser Güter (Konsumgüter, aber auch Zwischenprodukte 
und Produktionsgüter) abhängig war, und die Möglichkeit versäumt wurde, eine effektive 
importsubstituierende Industrialisierung zu betreiben. Als dann die Geldquellen versiegten, 
kamen auch die Möglichkeiten des Güterimports unter Druck, worunter sowohl die 
Bevölkerung, als auch die produzierende Wirtschaft zu leiden hatten: „Finally it is also worth 
noting that the living standards of the average Zambian have been declining since the 
recession began. There has been a fall in per capita income, with the result that more and 
more Zambians now live below the poverty line. It is estimated that at the onset of the 
recession in 1974, 60 percent of Zambians lived in poverty; but in 1991, however, 67 percent 
of Zambians lived in poverty (…). In turn, the increase in poverty has led to an increase in 
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socio-economic problems, such as a rise in crime, a rise in infant mortality rate, a decrease in 
life expectancy, a decrease in school enrolment etc“.273 
 
Den in diesen Jahren angehäuften Entwicklungsnachteil und die kumulierten wirtschaftlichen 
und sozialen Probleme konnte Zambia bis heute (2012) nicht abstreifen. Gerade wegen dieser 
großen Verletzlichkeit der zambischen Volkswirtschaft war es offensichtlich vonnöten, sich 
auf politischer Ebene befreundete Staaten zu suchen, die die Entwicklungsdefizite zu 
überbrücken helfen versuchen konnten.  
 
5.4. Exkurs III: Die generelle wirtschaftliche Entwicklung Zambias 
 
In Kapitel 4.3. wurde kurz auf die überschwängliche, sehr zukunftsoptimistische Beurteilung 
der zambischen Wirtschaftsentwicklung aus Sicht des österreichischen Botschafters in 
Nairobi, Georg Reisch, im Jahr 1974 eingegangen
274
. Allerdings hat sich die weitere 
wirtschaftliche Entwicklung nicht so rosig dargestellt, wie es Reisch gehofft hatte
275
 – von 
einem der reicheren Staaten Afrikas am Tag der Unabhängigkeit ist Zambia binnen weniger 
Jahre zu einem der ärmsten Staaten Afrikas geworden: „Zambia ist im Verlaufe seiner 
Entwicklung seit der Unabhängigkeit von einem der wohlhabendsten Länder Afrikas zu 
einem der ärmeren geworden. Selbst im Rahmen der allgemeinen Wirtschaftskrise auf dem 
Kontinent ist sein Niedergang dramatisch, vor allem deshalb, weil der Ausgangspunkt und die 
ersten Jahre seiner nachkolonialen Entwicklung zu so hohen Erwartungen Anlass gaben“276.  
Wie konnte es dazu kommen? Die Federführung in dem Drama hat zweifellos die einseitige 
Ausrichtung der zambischen Wirtschaft auf die Kupferproduktion übernommen, wobei die 
einbrechenden Weltmarktpreise für Kupfer nur einen Teil der Wahrheit verraten – nach der 
Analyse von Peter Meyns war es auch der Umstand, dass trotz der einbrechenden 
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Meyns argumentiert, dass einerseits neben dem einbrechenden Preis auch die Menge des 
produzierten und exportierten Kupfers nachließ, andererseits in Folge des Ölschocks Anfang 
der 1970er alle importierten Gütern sprunghaft teurer wurden – also die klassische 
Entwicklung der sich verschlechternden terms of trade. Als zweiter Faktor übte auch noch die 
schlecht durchgeführte importsubstituierende Industrialisierung einen negativen Einfluss aus:  
 
„Für die späteren Probleme des Industriesektors war die Kapitalintensivität der 
Investitionen in der Boomphase konstitutiv. Das bedeutete, dass die Betriebe 
Kapitalgüter, Arbeitsmittel und Ersatzteile in hohem Maße importieren mussten. Statt 
einer Importsubstitution ergab sich so eine Importverlagerung von Konsum- auf 
Investitionsgüter. Solange die Kupfereinnahmen reichlich flossen, stellte dies kein 
Problem dar. Sobald der Staat aber infolge des Sturzes der Kupferpreise seit 1975 und 
der sich verschlechternden externen terms of trade Devisenknappheit zu spüren begann, 
setzte auch die Krise der Industrieproduktion ein. Fehlende Ersatzteile und 
Arbeitsmittel, gepaart mit immer deutlicher zutage tretender Ineffizienz im 
Management, hatten zur Folge, dass Betriebe zeitweilig stillstanden bzw. weit unter 
ihrer Kapazität produzierten und ihre Produktionskosten unverhältnismäßig hoch 
waren“278.  
 
Im landwirtschaftlichen Sektor kann keine rosigere Bilanz gezogen werden, auch hier führten 
Misswirtschaft, Unverständnis und die einseitige Ausrichtung auf das Kupfer von einem 
teilweisen Agrarproduktüberschuss zu einem Importzwang, um die Grundbedürfnisse der 
Bevölkerung stillen zu können. Die starke Urbanisierung entlang der line of rail reduzierte die 
rurale Bevölkerung enorm. Daher konnte in vielen Landstrichen aufgrund des 
Arbeitskräftemangels die Agrarproduktion nicht aufrecht erhalten werden, in manchen Teilen 
fehlte sogar die Arbeitskraft, um die Subsistenzökonomien am Leben zu erhalten. Und selbst 
in Jahren, in denen aufgrund hervorragender klimatischer Bedingungen gute Ernten 
eingefahren wurden schaffte es die staatliche Vermarktungsbehörde für Agrarprodukte 
(NAMBOARD) aufgrund von Ineffizienz und Korruption, dass nationale Defizite entstanden 
– all das noch unterfüttert von ständig wechselnden, aber allesamt verständnis- und 
konzeptlosen Ansätzen für eine zambischen Agrarpolitik durch die UNIP – allesamt getragen 
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von der irrigen Annahme, dass im schlimmsten Fall immer noch die sprudelnden 
Kupfereinnahmen zur Alimentierung der Bevölkerung herangezogen werden könnten
279
.  
Immer in der irrigen Ansicht, der Einbruch des Kupferpreises ab 1975 wäre nur eine 
temporäre Erscheinung, hat sich Zambia keinem Sparkurs verschrieben, sondern vielmehr 
versucht, bei gleichbleibenden Ausgaben die Lücke zu den Einnahmen mit Krediten zu füllen. 
Da allerdings die Kupfermalaise von länger anhaltendem Charakter war, sah sich Lusaka 
schon bald mit einem kaum mehr zu servisierenden Schuldenberg konfrontiert - 1984 war 
Zambia mit einer Schuldendienstquote von sagenhaften 70% konfrontiert – was de facto 
nichts anderes als eine weitgehende Zahlungsunfähigkeit bedeutet
280
.  
Zusammenfassend kann also festgehalten werden, dass Zambia in die klassische Falle sich 
entwickelnder Drittweltstaaten tappte: Konzentration auf eines oder wenige Exportgüter mit 
geringer Wertschöpfung, schleichende (oder manchmal auch sprunghafte) Verschlechterung 
der terms of trade, teure und ineffiziente Versuche, eine importsubstituierende 
Industrialisierung durchzuführen und der gleichzeitige Drang, alles sofort und mit 
ausländischem Kapital finanziert durchzuführen, das dann später nicht mehr zurückgezahlt 
werden kann, weil die meisten Pläne nicht durchdacht waren oder an Korruption, 
Inkompetenz oder Misswirtschaft scheiterten. Dass das ganz in einem Klima von 
weitgehender politischer Stabilität und Gewaltfreiheit geschah ist wohl das hauptsächliche 
Verdienst von Präsident Kaunda und dem Rally around the flag – Effekt, der durch die 
zeitweise massive Bedrängung durch den weiter südlich grassierenden Staatsrassismus 
ausgelöst wurde.  
 
5.5. Österreich, Zambia und der Kupferhandel 
 
Nachdem in den drei Exkursen auf den letzten Seiten die Prämissen des globalen 
Kupferhandels und die Umstände des zambischen Produktionsumfeldes mit besonderem 
Augenmerk auf den Faktor der Nationalisierung umrissen wurden, ist es nun an der Zeit, sich 
die spezifischen Umstände des austro-zambischen Kupferhandels anzusehen. 
Bevor nun aber auf die konkreten Umstände rund um den Entwicklung des bilateralen 
Handels eingegangen werden soll, sollte vielleicht kurz die Frage umrissen werden, inwiefern 
von Verquickungen zwischen dem österreichischen Außenhandel und der österreichischen 
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Außenpolitik auszugehen ist. Generell können in dieser Frage zwei Meinungsströmungen 
identifiziert werden, die auf einem bipolaren Kontinuum die entgegengesetzten Pole besetzen: 
einerseits die völlige Unabhängigkeit des österreichischen Außenhandels von der 
österreichischen Außenpolitik (wie es die Wirtschaftstheorien rund um den Liberalismus 
verlangen), andererseits eine weitgehende Determinierung der Außenhandelsströme durch 
politische Imperative (wie es im realsozialistischen Gedankengut als erstrebenswert verankert 
ist). Letztlich ist – in guter alter österreichischer Tradition – von einer Mischform der beiden 
Systematiken auszugehen, die eine gemütliche Koexistenz der beiden Pole garantiert. Denn 
einerseits war die Politik nicht einmal imstande, die als „Verstaatlichte Industrie“ eigentlich 
per definitionem der Politik hörigen Wirtschaftsteile gänzlich unter Kontrolle zu halten
281
, 
andererseits ist es Gang und Gäbe, dass bei jedem politischen Besuch im Ausland eine ganze 
Reihe von Repräsentanten der österreichischen Wirtschaft mit von der Partie ist und auch 
politischerseits mitunter vehement für österreichische Firmen geworben wird. In der Praxis 
bedeutete diese Mittelposition zwischen völligem Liberalismus und staatlicher Lenkung, dass 
etwa die Bundeswirtschaftskammer als Vertretung der Interessen der österreichischen 
Wirtschaft in relevante außenpolitische Entscheidungen eingebunden wurde, und dass eben 
jene eng mit dem diplomatischen Apparat kooperierte.
282
 Das Außenministerium beschrieb 
dieses gemütliche Verhältnis in seinem außenpolitischen Bericht von 1979 so: „In engster 
Zusammenarbeit mit den von der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft entsandten 
Handelsdelegierten sind die österreichischen Vertretungsbehörden im Ausland (…) bestrebt, 
die österreichische Wirtschaft bei ihren Exportbemühungen nach Kräften zu unterstützen. 
Besonders intensiv ist diese Tätigkeit sowohl in den Staatshandelsländern als auch in den 
überseeischen rohstoffproduzierenden Ländern, wo der Einfluss der staatlichen Stellen auf die 
Wirtschaft gewöhnlich viel stärker ist als im Westen“283. Neben diesen oftmals informellen 
Tätigkeiten wurde der österreichischen Außenhandel vor allem mit massiven 
Exportförderungen unterstützt, was bis in die 1990er Jahre hinein ein Erfolgsrezept für die 
österreichische Wirtschaft war (wenn auch zulasten des Staatshaushaltes), aber auch direktes 
Lobbying schienen sich die österreichischen (Außen-)Politiker zur Aufgabe gemacht zu 
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haben, wie eine Rede von Fritz Marsch
284
 vor dem Nationalrat 1980 exemplarisch illustriert, 
in der Marsch den „großartigen Erfolg“ der Elin-Union feiert, von den Vereinigten 
Arabischen Emiraten einen Auftrag für einen 600 Millionen ATS für ein Kraftwerksprojekt 
erhalten zu haben, was nur „durch die Mehrfachintervention des Herrn Bundeskanzlers 
(Bruno Kreisky)“ möglich gewesen sei.285 
Somit ist zusammenfassend nicht davon auszugehen, dass die Gestaltung des österreichischen 
Außenhandels ein abhängiges Produkt der Politik war bzw. dass von der politischen Sphäre 
großer Einfluss darauf genommen wurde, mit wem nun gehandelt werden dürfe oder solle. 
Vielmehr hat sich die österreichische Politik als williger Erfüllungsgehilfe des Großkapitals 
erwiesen, wenn auch dieses Arrangement natürlich von beiderseitigem Vorteil war. 
Nach der Betrachtung dieses Hintergrundes des Verhältnisses zwischen dem Außenhandel 
und der Außenpolitik kann nun der analytische Fokus wieder auf die Frage nach dem 
konkreten Handel zwischen Österreich und Zambia gelegt werden.  
 
 
Es gibt mehrere denkbare Varianten, warum wie weiter oben dargestellt der bilaterale Handel, 
also im Speziellen der Kupferexport nach Österreich so massiv zu leiden hatte.  
Theoretisch denkbare Arbeitshypothesen könnten sein, dass aufgrund eines technologischen 
Wandels ganz einfach der Bedarf an Kupfer schlagartig zurückgegangen ist. Etwa durch die 
verbreitete Einführung von Fiberglasfasern anstatt der sonst üblich Kupferdrähte zum 
Datentransfer, wodurch einerseits die Nachfrage nach Kupfer stark absinken würde, zum 
anderen das Angebot an bereits verarbeitetem Kupfer, das also nicht erst raffiniert werden 
müsste, durch den Austausch alter Leitungen massiv ansteigen würde. Durch den so 
ausgelösten Markteffekt der massiven Angebotssteigerung bei reduzierter Nachfrage könnte 
das stark reduzierte Handelsvolumen (sowohl in Tonnage als auch wertmäßig) erklärt werden.  
Ein anderer Erklärungsansatz wäre der, dass durch eine etwaige gravierende Umstellung der 
österreichischen Wirtschaftsstruktur der Bedarf der heimischen Wirtschaft an Kupfer 
gesunken wäre. Diese Arbeitshypothese ist zwar ähnlich wie die erste, hätte aber einen 
lokaleren Bezug, der nicht unbedingt auf technologischen Revolutionen basieren muss, 
sondern auch etwa Rezessionen oder schlichte Umschichtungen zwischen den verschiedenen 
Sektoren der Wirtschaft inkludieren kann. 
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Ebenfalls denkbar wäre, dass durch politische Umstände ein Weiterführen der 
Handelsbeziehungen mit Zambia unerwünscht geworden wäre. So wäre ein rassistischer 
Schwenk in der österreichischen Außenhandelspolitik denkbar, der eine Distanzierung von 
schwarzafrikanischen Partnern fordern würde. Ebenfalls denkbar wäre es, dass die 
geopolitischen Umstände der späten 1970er einen solchen Schwenk erforderlich gemacht 
hätten: die globale Balance zwischen den beiden Supermächten USA und UdSSR und deren 
Kalter Krieg zwischen den Blöcken bietet eine breite Palette an Denkvarianten, die das 
Einstellen der Handelsbeziehungen als politischen Imperativ erscheinen lassen könnten. 
Die letzte denkbare Arbeitshypothese – die, der sich auch diese Arbeit anschließt – befasst 
sich mit den regionalen politischen Gegebenheiten und der speziellen geografischen Lage 
Zambias als Binnenland, zusammen mit seiner so individuellen Geschichte, also einer speziell 
zambischen Problemstellung, die nur unter Abstrichen mit einem generellen Modell vom 
Typus der anderen Arbeitshypothesen erklärbar wäre. Doch bevor der Grund für die 
Bevorzugung dieser These erläutert wird, sollen zuerst die anderen Hypothesen diskutiert und 




Zur ersten Hypothese: Kam es in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre zu technologischen 
Quantensprüngen, die einen massiven Rückgang beim Verbrauch von Kupfer rechtfertigen 
würden? Und lassen sich solche Bewegungen anhand von Preisentwicklungstabellen 
nachvollziehen? Zumindest wären solche ein eindeutiger Indikator dafür, dass auf dem 
Weltmarkt eine Veränderung in Bezug auf den Kupferkonsum eingetreten ist.  
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Aus obigem Diagramm wird vor allem eines deutlich: Mitte der 1970er Jahre war eine 
großartige Zeit, um über große Kupfervorkommen zu verfügen: der Preis an der LME hatte 
sich in den vergangenen zwei Jahrzehnten vervielfacht. Es kann also nicht davon ausgegangen 
werden, dass es global einen Trend gegeben haben dürfte, der eine weitgehende Reduzierung 
des Kupferbedarfs impliziert hätte, da sich ein solcher zweifellos negativ auf den Preis 
ausgewirkt hätte.  
 
Weitere Aussagen lassen sich aus den Werten folgern, die Österreich im 
Beobachtungszeitraum durchschnittlich auf dem Weltmarkt pro Tonne gezahlt hat: 
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Aus den beiden Grafiken werden vor allem zwei Dinge deutlich: Zum einen gab es über das 
gesamte 20. Jahrhundert einen massiven Aufwärtstrend in der Entwicklung des Kupferpreises, 
zum anderen blieb der Preis über die 1970er Jahre relativ stabil. Daraus lässt sich schließen, 
dass es zwar in den 1970ern eine Stagnation im Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage 
gab, es zu Ende der Dekade aber nicht zu einem absoluten Zusammenbruch kam, wie es die 
These der Kupfersubstitution verlangen würde. Ein Bericht des US-Innenministeriums listet 
Gründe für die obige Preisentwicklung in den 1970ern auf: Demnach lässt sich die Steigerung 
1970 bis 1973 auf den steigenden Verbrauch aufgrund von Kriegen erklären (z.B. Vietnam, 
Jom-Kippur, Biafra), dazu kam noch die Verstaatlichung vieler Kupferproduzenten in den 
chilenischen Minen und das beginnende Ölembargo der OPEC-Staaten, das weltweit die 
Preise für praktisch alle Rohstoffe in die Höhe treiben sollte. 1974 lösen die USA 
Kupferrücklagen auf, dazu beginnt sich die startende Rezession bemerkbar zu machen. Diese 
schlägt dann vor allem ab 1975 mit aller Wucht zu, was einen Niedergang in der 
Kupfernachfrage und den als Resultat sinkenden Preis erklärt, dazu kommt noch ein 
Rekordhoch an Neuerschließungen von Kupfervorkommen, was dem Preis weitere Schläge 
versetzt
288
, diesen aber dennoch nicht vollständig zum Kollabieren bringt. 
                                                 
287
 Diese Werte wurden aus den durchschnittlichen Jahresimportwerten errechnet, welche in Tabelle 2 ersichtlich 
sind. 
288
 Quelle: US-Innenministerium, United States Geological Survey, (o.J., ca. 2000), 

















Die bilateralen Beziehungen zwischen Österreich und Zambia OTTO, Philipp 
 
103 
Dazu kommen noch andere, technische Faktoren: In seinem Haupteinsatzgebiet, der 
Elektroindustrie, wird das Kupfer vor allem vom Konkurrenzwerkstoff Aluminium 
bedrängt.
289
 Allerdings trifft diese Feststellung vor allem in und vor den 1960ern zu. Mit der 
beginnenden Energiekrise, die die äußerst energieintensive Aluminiumerzeugung stärker traf 
als die Kupferproduktion, erscheint das Argument der Kupfersubstitution durch Aluminium 




Damit wäre die erste Hypothese, der Rückgang des Kupferbedarfs aufgrund von 
technologischen Revolutionen, entkräftet. Der bekannte Ökonom Ferdinand Banks hat die 
generelle Preisentwicklung für den Kupfermarkt auf eine simple Formel heruntergebrochen: 
„(The data, P.O) bring out a very simple fact about the copper market: when economic 
activity is up, the demand for copper is up; and when economic activity is down, the demand 
is down. Price plays a very small part in influencing demand, particularly long-run 
demand“.291 Die wertmäßige Entwicklung des österreichischen Kupferimportvolumens aus 
Zambia folgt dem Muster der globalen Kupferpreisentwicklung, welcher wiederum die 
generelle globale Wirtschaftslage reflektiert, und kreiert keine technologiesprunginduzierten 
Sonderentwicklungen. Damit bleibt aber die Frage offen, warum es in der Tonnage auch zu 
einem so massiven Rückgang gekommen ist, wo doch die sinkenden Preise eigentlich die 
Nachfrage stärken sollten. Daneben könnte man noch anführen, dass es auch denkbar wäre, 
dass die infolge der beginnenden Umweltbewegungen steigende Recyclingquote das Ihrige 
dazu beigetragen hat, den Kupferbedarf zu reduzieren. Diese Vermutung trifft zweifellos zu 
einem gewissen Grade zu, doch kann hier keineswegs die volle Ursache angenommen 
werden, da der Recyclingrad zu Mitte der 1970er Jahre noch unter 40% lag.
292
  
Könnte hier die zweite Hypothese greifen, wonach eine Umstellung der heimischen 
Wirtschaftsstruktur eine Minderung der Kupferimporte induziert hat? Wohl kaum, wenn man 
einerseits bedenkt, dass 1979 der Import sogar auf 0 zurückgegangen ist, was einerseits für 
die wirtschaftlich relativ stabilen Jahre in Österreich unwahrscheinlich scheint, zum anderen 
ignoriert diese Argumentation den Gesamtimport Österreichs an Kupfer, der über die gesamte 
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Periode nicht einmal nur stabil geblieben ist, sondern zeitweise sogar eine massive 










davon aus Zambia 
(in Tonnen) 
In % 
1969 32.512 1.189.795.000 6.182 19,0 
1970 38.757 1.546.827.000 7.274 18,8 
1971 41.859 1.255.291.000 6.934 16,6 
1972 46.088 1.249.264.000 6.819 14,8 
1973 45.095 1.531.742.000 5.955 13,2 
1974 51.200 2.227.545.000 3.523 6,9 
1975 41.396 1.094.858.000 2.635 6,4 
1976 48.891 1.438.220.000 1.871 3,8 
1977 57.371 1.562.554.000 1.441 2,5 
1978 64.880 1.629.451.000 195 0,3 
1979 65.431 2.103.717.000 0 0,0 
1980 77.225 2.751.601.000 2.347 3,0 
1981 76.157 2.631.810.000 558 0,7 
1982 71.758 2.379.228.000 2.388 3,3 
1983 56.730 2.077.994.000 200 0,4 
Tabelle 2 
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Resultierend aus obigen Grafiken und Tabellen kann eines auf den ersten Blick konstatiert 
werden: Der Kupferverbrauch Österreichs ist während eines Großteils der Siebziger Jahre 
gestiegen, er hat sich zwischen 1970 und 1980 sogar verdoppelt. Somit ist klar, dass es anders 
als in der ersten und zweiten Arbeitshypothese weder wirtschaftliche noch technologische 
Gründe sein können, weswegen der Kupferhandel zwischen Zambia und Österreich so massiv 
zurückgegangen ist. Es muss also mit Zambia selbst etwas zu tun haben, was wiederum die 
dritte Arbeitshypothese ins Spiel bringt: ein rassistischer Schwenk in der österreichischen 
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könnten eine Rolle spielen. Für die erste Annahme der rassistischen Ausrichtung der 
Außenhandelspolitik könnte man etwa das Beispiel des weiter oben (3. Kapitel) erläuterten 
Streits über die geplanten Restriktionen im Tabakhandel mit dem international geächteten 
Siedlerregime in Rhodesien anführen. Dieser Vorfall könnte als Indiz dafür herhalten, dass 
Kreise in der österreichischen Wirtschaftselite durchaus einem rassistischen Bias in ihrer 
Außenhandelspolitik unterlagen, was etwa der Historiker Walter Sauer thematisiert – 
zumindest als denkbare Variante: 
 
„Gegen Ende der 1970er Jahre stieg der Einsatz im heimischen Namibia-Poker aber 
sprunghaft an – diesen Eindruck muss der außenstehende Beobachter aus den öffentlich 
zugänglichen Informationen gewinnen. Beginnend mit 1978 ist zunächst eine rasche 
Steigerung der Importe erkennbar – bis auf einen Höchststand von knapp 300 Millionen 
Schilling im Jahr 1985 (also auf das 70fache des Vergleichwerts von 1977!); jeweils 
über 90% der eingeführten Waren in den einzelnen Jahren resultierten dabei aus einem 
einzigen Posten, nämlich Kupfer. Während sich die Exporte nur mäßig erhöhten (der 
Spitzenwert lag 1984 bei etwas über 25 Millionen Schilling) und die Warenpalette dabei 
weitgehend gleich blieb, nahm der Stellenwert Namibias im Rahmen des heimischen 
Rohstoffimports wesentlich zu. Ob dieser boomende Einfuhrhandel ab 1978 mit den 
gleichzeitigen Schwierigkeiten Zambias zusammenhängt, sein Kupfer angesichts von 
Südafrika gesperrter oder destabilisierter Eisenbahnstrecken zu exportieren und somit 
eine Substitution der Lieferländer vorliegt, oder ob die Manager der (meist 
verstaatlichten) kupferimportierenden Industrie Österreichs ihre Entscheidungen unter 
politischen Gesichtspunkten trafen, muss offen bleiben“.294 
 
Ebenfalls in diese Richtung könnte auch das damals bestehende österreichische Zollregime 
gedeutet werden, erhob Österreich doch im Vergleich zu anderen Industriestaaten 
verhältnismäßig hohe Einfuhrzölle, sowohl auf verarbeitete wie auf unverarbeitete 
Kupfermaterialien.
295
 Doch diese Ansicht würde die zugrunde liegende Argumentation, die 
im 3. Kapitel ausgeführt wurde, gänzlich missinterpretieren, lautete der Argumentationsgang 
eher so, dass Österreich bei der Wahl zwischen Ideologie und Ökonomie auf jeden Fall den 
ökonomischen Vorteil sucht, und nicht die ideologischen Schranken wirtschaftliche Interessen 
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behindern lässt: Warum sollte man dann ausgerechnet in Zambia damit beginnen, wo 
einerseits riesige Mineralienvorkommen erhältlich waren, und wo andererseits die Politik 
versuchte, engere Kontakte zu knüpfen? Eine solche Argumentation erscheint eigentlich nicht 
mit den in Kapitel drei erläuterten Fakten konsistent – außerdem wurde oben auch 
argumentiert, dass sich die Politik eher als Erfüllungsgehilfe wirtschaftlicher Kontakte denn 
als Verhinderer solcher betrachtete – eine hidden agenda zur Schwächung 
schwarzafrikanischer Staaten aufgrund eines rassistischen Bias erscheint hier als nicht 
wahrscheinlich. Zudem wurde, als Zweitaspekt dieses Arguments, der selbe Zollsatz für alle 
Kupferprodukte angewendet, ganz egal woher diese kamen – auch deswegen ist ein 
rassistischer Kern des Zollregimes stark zu bezweifeln.
296
 Der Zweitaspekt dieser Hypothese 
war der Kontext des Kalten Krieges. Man kann internationale Politik – und mit ihr auch die 
internationale Wirtschaftspolitik in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts – nicht verstehen, 
wenn man die quasi omnipräsente Schablone der Politik des Kalten Krieges zwischen den 
Supermächten und deren Klientelstaaten wegdenkt. Kann es sein, dass diese strukturellen 
Kräfte des internationalen Systems auch die Handelsbeziehungen zwischen Österreich und 
Zambia beeinflusst haben?  
Auch hier lassen sich schnell Gegenargumente finden. Das offensichtlichste ist hier natürlich, 
dass Österreich ein neutraler Staat war (und ist). Es stimmt natürlich, dass die österreichische 
Außenpolitik (und vor allem seine Außenhandelspolitik
297
) immer einen leichten 
prowestlichen Bias hatte, aber speziell in den Kreisky-Jahren war der Geist von Neutralität 
und Blockfreiheit auf einem Höhepunkt angekommen. Die Aufmerksamkeit der beiden 
Supermächte konzentrierte sich auf ihre geheimen und offiziellen Stellvertreterkriege, und 
Afrika war hinter den Mittleren Osten und Asien als Fokus der Weltpolitik zurückgetreten. 
Warum sollten also die Handelsbeziehungen zwischen zwei neutralen Staaten – die noch dazu 
eher marginal waren – in der Weltpolitik eine Rolle spielen? Somit scheint auch das 
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Argument, dass der Kalte Krieg etwas mit dem Rückgang des Handels zu tun haben könnte, 
falsifiziert.  
Nachdem nun oben die anderen Arbeitshypothesen diskutiert und in der Folge der Diskussion 
schließlich verworfen wurden, kann nun die ganze analytische Aufmerksamkeit auf die 
anscheinend richtige These gelenkt werden, wonach eine Kombination aus geografischen, 
historischen und regionalpolitischen Faktoren – also eine typisch zambische Konstellation – 
den Kupferhandel mit Österreich so stark negativ beeinflusst haben muss bzw. zeitweise 
sogar ganz zum Erliegen gebracht hat. 
 
5.5.2. Analyse der Hemmnisse des bilateralen Handels in den 1970ern 
 
Der offensichtlichste Punkt dieser These, und somit auch einer ihrer Kerne, ist die 
geografische Lage Zambias: Es ist ein Binnenland, das an der kürzesten Strecke immer noch 
hunderte Kilometer (Luftlinie) von der nächsten Küste entfernt ist. Während das alleine für 
sich genommen noch kein großes Problem darstellt (immerhin ist auch das exportfreudige 
Österreich ein Binnenland), so produzieren die zwei anderen Kernpunkte der These, die 
Regionalpolitik und die Geschichte, im Zusammenspiel mit der Geografie ein massives 
Handelshemmnis. 
Zuerst zur Geschichte: Wie bereits weiter oben (Kapitel 2) erläutert, wurde das Territorium, 
auf dem der spätere Staat Zambia entstehen sollte, ursprünglich von der BSAC mit Duldung 
und Förderung der britischen Königin kolonisiert. Da die oberste Priorität der Company 
natürlich die Extraktion von Rohstoffen, und keineswegs die Entwicklung des Landes oder 
die Wohlfahrt der dortigen Menschen war, richtete sie auch ihre Infrastrukturprojekte nach 
den Bedürfnissen der beginnenden, später dominierenden Bergwerkswirtschaft aus. Das 
bedeutete, dass die verkehrstechnische Erschließung (d.h. der Bahnbau) ganz den Imperativen 
der Anbindung der Kupferminen an den Weltmarkt folgte. Andererseits war die Company ein 
Instrument des Britischen Empire, weswegen es auch der imperialen Logik folgen musste: 
man musste unter Vermeidung von fremden Territorien Wege zu eigenen Häfen finden. Die 
Ausgestaltung der Verkehrsinfrastruktur musste sich also auch an geopolitischen 
Gesichtspunkten orientieren. Wie diese um die Wende vom 19. aufs 20. Jahrhundert 
aussahen, zeigt die folgende Karte:  
 






: Aufteilung Afrikas um 1914 
 
Die obige Karte illustriert die geopolitischen Hindernisse, die die britischen Planer zu 
umgehen hatten, als sie vor der Aufgabe standen, vom nordrhodesischen Copperbelt 
ausgehend eine Anbindung an den globalen Gütermarkt zu schaffen. Die kürzesten Strecken 
zum Meer, nach Osten und nach Westen, waren von portugiesischen und deutschen Kolonien 
versperrt. Eine Anbindung nach Norden zu suchen hätte zwar der großen Strategie des 
britischen Imperiums entsprochen, wäre aber eine utopische Strategie gewesen, um kurzfristig 
Exportwaren ans Meer zu bringen. Deswegen blieb nur noch der Weg nach Süden, also durch 
Südrhodesien und Südafrika eine Transportroute zu schaffen. Dem damaligen Stand der 
Technik entsprechend wurde natürlich mit dem Bau einer Eisenbahn begonnen, der 
sogenannten Line of Rail. Sie führte von Livingstone über Lusaka und Kabwe nach Ndola.  
Diese wurde in der Folge zur Hauptschlagader der nordrhodesischen Wirtschaft. Entlang der 
Line of Rail konzentrierten sich die Investitionen und die wirtschaftliche Entwicklung, 
während der Rest des Landes stagnierte: 
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„So wuchs die Spaltung in der Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur, so bildeten sich 
zwei hochgradig unverbundene Wirtschafts- und Sozialräume heraus. Der eine, die Line 
of Rail, ist der moderne dynamische Bereich, in dem sich der gesamte Kupferbergbau, 
die Städte sowie die Mittel- und Großbetriebe der verarbeitenden Industrie und 
marktorientierten Landwirtschaft konzentrierten und auf den die überregionalen 
Transportwege sternförmig ausgerichtet sind. Die angewendeten Produktionstechniken 
sind modern und zum Teil kapitalintensiv. Der Verkauf erfolgt vielfach an die 
Auslandsmärkte. Lohnarbeit ist verbreitet, ebenso offene Arbeitslosigkeit als Kehrseite 
der Medaille. Anders der zweite Bereich des Landes, der sich – allerdings grob 
verallgemeinert – als traditionell und statisch charakterisieren lässt. Er ist das 
marginalisierte Hinterland der industrialisierten Zentren (…), in dem relativ verarmte 
Subsistenzbauern, Kleinbauern (und andere Kleinbetriebe, P.O.) Güter des lokalen 
Bedarfs erzeugen. (…) Die Arbeitsteilung ist gering, Lohnarbeit von untergeordneter 
Bedeutung, traditionelle Verhaltensweisen herrschen vor. Das natürliche und 
menschliche Produktionspotential wird nicht ausgeschöpft“.299 
 
Auf der folgenden Karte sind die Line of Rail und die resultierende Zweiteilung der 
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Nach Livingstone überquert die Bahnlinie die Grenze zwischen dem heutigen Zambia und 
Zimbabwe, um sich dann auf mehrere Linien aufzuteilen. Diese Verkehrsroute war so 
dominierend, dass bis zur einseitigen Unabhängigkeitserklärung Rhodesiens 97% des 
zambischen Außenhandels über diese Route geführt wurden.
301
  
In dieser Konstellation befindet sich nun der Kern der Problematik rund um die 
Exportschwierigkeiten Zambias in den 1970ern Jahren. Denn als nach der einseitigen 
Unabhängigkeitserklärung Rhodesiens die Sanktionen der Vereinten Nationen einsetzten, war 
vor allem Zambia daran gelegen, seine Grenzen dicht zu machen (totale Grenzsperre ab dem 
Jänner 1973). Der Grund dafür war die gemeinsame Geschichte und der gemeinsame Kampf 
gegen die rassistische Unterdrückung in den Zeiten des Kolonialismus, weswegen Zambia 
besonderes Augenmerk auf die politischen Geschicke seines südlichen Nachbarn legte.  
Als nun Zambia in der Folge der Wirtschaftssanktionen gegen Südrhodesien 1966 begann 
seine Grenzen zu schließen (es gab zwar sehr wohl Ausnahmeregelungen für Kohle und 
Kupfer, dennoch war der Transport auch in diesem Bereich beeinträchtigt), war es vor allem 
die zambische Wirtschaft, die darunter litt, und weniger das rhodesische Siedlerregime, das 
seine wirtschaftlichen Importbedarfe durch das verbündete südafrikanische Apartheitsregime 
gedeckt wusste. Selbst die oben erwähnten Ausnahmebestimmungen für die wirtschaftlich 
lebensnotwendigen Güter Kohle und Kupfer wurden 1973 noch weiter unterminiert, als Smith 
die Grenze von seiner Seite her schließen ließ, da Zambia Guerillabewegungen in Rhodesien 
unterstützt hatte. Als Smith dann aber von Südafrika unter Druck gesetzt wurde, die 
Grenzsperre wieder aufzuheben, da Pretoria dadurch jährlich 60 Millionen Kwacha an 
Exporten nach Zambia verlor, zudem keine Ausfuhren zambischer Güter mehr über seine 
Eisenbahnen und Häfen durchführen konnte, gab Smith nach und erlaubte wieder beschränkte 
Transport über sein Territorium. Diesmal legte aber Kaunda nach und verfügte seinerseits 
eine Totalsperre der Grenze, da einerseits eine gewisse Zeit lang der Handel über Lobito – 
wenn auch unter Verlusten – verstärkt abgewickelt werden konnte, zum anderen die 
Alternativroute TAZARA (siehe unten) knapp vor ihrer Vollendung stand.
302
  
Damals äußerte der österreichische Attaché in Pretoria, Franz Rader, massive Bedenken, dass 
durch diese gegenseitigen Feindseligkeiten ein offener Krieg entstehen könnte, in den früher 
oder später auch die globalen Mächte hineingezogen werden könnten: 
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„Unerwartet rasch hat sich in den Tagen seit dem 9. Jänner die Spannung an der bisher 
für den Personen- und Warenverkehr erstaunlich offenen, 482 km langen rhodesisch-
zambischen Zambesigrenze verschärft, seit Rhodesien, in Reaktion auf mehrere 
Todesfälle infolge Terroristentätigkeit, eine weitgehende Übertrittssperre verfügte. 
Wenn es bei einer bloßen gegenseitigen Wirtschaftsblockade bleibt, dürfte Zambia den 
Kürzeren ziehen, die Gefahr einer militärischen Eskalation scheint jedoch derzeit 
durchaus gegeben und könnte den Großteil Schwarzafrikas und – was für Pretoria und 
Salisbury wohl beunruhigender ist – zunächst die 20.000 militärisch voll ausgebildeten 
Chinesen der TAMZAM Railway, später auch noch weitergehende Unterstützung 
Pekings auf Seiten Zambias ins Spiel bringen. Von portugiesischer Seite sowie in der 
führenden Tageszeitung Nairobis wurden Aufrufe zur Mäßigung und Vernunft laut. 
Auch die südafrikanische Wirtschaft könnte Einfluss geltend machen, sich den 
zambischen Markt zu erhalten (der südafrikanisch-zambische Handelsaustausch war 
noch 1972 größer als irgendein anderes bilaterales Handelsvolumen in ganz Afrika“.303 
 
Dennoch sollte hier noch angemerkt werden, dass trotz aller damaligen Rhetorik und der 
eindeutigen politischen Haltungen immer ein gewisses Maß an Durchlässigkeit der Grenzen 
geherrscht hatte: „The closure of the border was never total. Transit traffic for Zaire continued 
to pass through Zimbabwe and over the Victoria Falls Bridge. The border was also opened for 
some emergency shipments in 1975 and 1977. Finally, under heavy pressure from the IMF 
and business and professional groups within Zambia, Kaunda reopened the border on 26 
October 1978, and trade with South Africa resumed”.304 Dieser Punkt wurde aufgrund der 
tatsächlichen massiven Abhängigkeit Zambias von Rhodesien auch vom Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen gedeckt, weswegen hier kein Bruch des Völkerrechts vorliegt.
305
 
Eine etwas weniger „offizielle“ Darstellung der tatsächlichen Dichtheit der zambisch-
rhodesischen Grenze zu Zeiten des Embargos liefert der damalige österreichische Botschafter 
in Lusaka, Franz Palla: „Aber es hat natürlich sehr komische Sachen gegeben, auf der einen 
Seite haben die Zambier gesagt, sie wollen mit dem rebels, also den Rhodesiern, keinen 
Handel treiben – bei Tag war die Zugstrecke gesperrt, und bei Nacht sind die Züge dann 
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gefahren“.306 Ähnlich pragmatisch wurde die Kooperation am Kariba-Stausee gehandhabt, 
wie Franz Palla ausführt: „Der Kariba-Staudamm ist ja ein gemeinsamer Staudamm zwischen 
Zambia im Norden und Zimbabwe auf der Südseite. (…) Zwei Turbinen haben Zambia 
gehört, die nördlichen, und zwei Rhodesien. Zambia hat aber eigentlich damals keinen so 
großen Strombedarf gehabt, und man hat sich mit der Abnahme des Stroms aus einer Turbine 
zufrieden gegeben und hat den Strom der zweiten Turbine nach Rhodesien gegen Dollar 
verkauft. Obwohl es im Prinzip keine Beziehungen gegeben hat und so weiter – diese 
Beziehungen haben schon funktioniert“.307 
Nichtsdestotrotz sollen aber diese anekdotischen Hinweise nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass ein großvolumiger Warentransport über die Grenze hinweg nicht so einfach möglich 
war.  
Wie stellte sich nun die – geografisch bedingte – Verkehrs- und Handelssituation Zambias 
dar, nachdem die Hauptverkehrsroute über Rhodesien mit den oben erwähnten Ausnahmen so 
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Die Alternativrouten per Bahn sind in der obigen Karte ersichtlich: zum einen waren da die 
Benguela-Bahn nach Lobito (Angola, dunkelblau), die Strecke über Zaire, eine Bahnlinie 
nach Beira (Mozambique, hellblau) und – allerdings erst nach 1975, eine Strecke nach Dar es 
Salaam (Tanzania, grün). Die letzte Route, in der Karte rot eingezeichnet, ist die mehrmals 
erwähnte Südroute über Südrhodesien. Diese ist in der Karte mit einem Pfeil nur angedeutet, 
da die Linie in Südrhodesien auf mehreren Strecken geführt werden kann bzw. auch geführt 
wurde. Weiters gab es natürlich auch Straßenverbindungen ins benachbarte, nichtrhodesische 
Ausland und Luftverbindungen, die aber für den tonnenweisen Kupferexport kaum rentabel 
waren.   
Vor das Problem der massiven Transportproblematik gestellt entschied man sich in Lusaka 
dafür, weiterhin auf die Eisenbahn zu setzen, da einerseits der Flugverkehr nicht effizient war, 
andererseits die Straßen nicht brauchbar: die einzige überregionale Straße an die Küste, die 
nicht über Rhodesien ging war die Straße von Lusaka nach Dar es Salaam, die allerdings nicht 
viel mehr war als eine Schlammpiste, die die meiste Zeit nicht befahrbar war, und aufgrund 
der exorbitant gefährlichen Fahrverhältnisse schlichtweg „Hell Road“ genannt wurde.309 
Wegen der schon erwähnten Ineffizienz der Luftfahrt für den zambischen Außenhandel blieb 
nur noch der Weg über die Bahn, der allerdings auch so seine Tücken hatte: der nächste Hafen 
war der von Beira (Mozambique), der allerdings entweder über eine enorm gefährliche Straße 
kombiniert mit einem Teilstück der Rhodesian Railways oder mit einem großen Umweg nur 
über die Rhodesian Railways zu erreichen war. Da allerdings rhodesisches Territorium 
gemieden werden sollte, war diese Lösung suboptimal. Eine andere Variante nach Beira zu 
kommen wäre ein weiter Umweg über rein malawisches Territorium gewesen, der aber über 




Ein zweiter möglicher Hafen war Lobito (Angola), der aber eigentlich auf der anderen Seite 
Afrikas gelegen ist – über 3.000 Kilometer von Lusaka entfernt. Die Streckenführung über 
Zaire war zudem einerseits riskant wegen der notorisch instabilen Lage des Staates, 
andererseits hatten die zairischen Bahnen eine deutlich geringere Transportkapazität, als nötig 
gewesen wäre.
311
 Dazu kam noch das schwelende Problem, dass Angola damals immer noch 
eine portugiesische Kolonie war, weswegen einerseits der politische Imperativ der 
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schwarzafrikanischen Solidarität, andererseits die zunehmende Instabilität durch den 
antikolonialen Widerstand die Strecke zunehmend unattraktiv machten. Dennoch musste 
lange Zeit ein großer Teil der zambischen Exporte über diese Route geführt werden.
312
  
Somit blieb nur noch ein dritter Weg – und der war vergleichbar mit einer Flucht nach vorne: 
von den anderen gangbaren Alternativen abgeschnitten, musste sich Zambia einen eigenen 
Weg zum Meer bahnen: neben dem Ausbau der Straße nach Dar-es-Salaam forcierte man den 
Bau einer Eisenbahnlinie, die den zambischen Copperbelt mit dem tanzanischen Hafen 
verbinden sollte: die TAZARA. Die 2250 Kilometer lange Eisenbahnstrecke wurde in relativ 
kurzer Zeit ab 1970 mit massiver chinesischer Hilfe errichtet
313
. Die Involvierung der 
Volksrepublik war ein interessanter Faktor, der vor allem daraus resultierte, dass der Westen, 
in Gestalt der Weltbank, keine Hilfe leisten wollte: „In 1964 the World Bank had refused to 
fund it (the TAZARA, P.O.), apparently because it had invested £80 million in Rhodesia 
Railways and did not want to fund a competing line. Britain and other Western countries 
apparently accepted the World Bank view. So Tanzania and Zambia turned to China. Most 
Western countries simply refused to believe that the Chinese could do it. (…) The agreement 
was signed in 1967, work started in 1969, and the first trains ran on the ‚Tazara Railway‟ in 
1975“.314 Dadurch konnte zwar einerseits der Druck seitens der zambischen Exportwirtschaft 
ventilieren, andererseits wurden allerdings Befürchtungen wach, Zambia könnte im 
geopolitischen Spiel die chinesische Seite bevorzugen, wenn auch der zambische Botschafter 
in der Sowjetunion, Mwaanga, anlässlich eines Wien-Besuchs abwiegelte: „Präsident Kaunda 
wird vom Botschafter als hinreichend schlau bezeichnet, den ,strings‟ einer solchen 
chinesischen Hilfe zu entgehen“.315 Daneben wurde von der italienischen ENI noch eine 
Ölpipeline von Dar-es-Salaam nach Zambia gebaut, die die Abhängigkeit von rhodesischen 
Energieimporten massiv reduzieren sollte. Am 14. Juli 1976 wurde die Eisenbahnlinie 
eröffnet, die ab den späten 1970ern eine richtige „lifeline“ der zambischen Wirtschaft werden 
sollte. Allerdings beging Zambia einen ähnlichen Fehler wie im Falle der Verstaatlichung der 
Kupferminen: eine Nationalisierung mit allen Mitteln, auch wenn das für den Weiterbetrieb 
notwendige know how nicht vorhanden war, wie Botschafter Franz Palla beobachten durfte: 
„Diese Bahn hat eine Zeit lang auch gut funktioniert, das Problem war, dass die Tanzanier 
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und die Zambier nach zwei Jahren nach Fertigstellung der Bahn darauf bestanden haben, dass 
die Bahn in heimische Verwaltung übergeht, und nicht von den Chinesen verwaltet wird. Was 
sozusagen nationalistisch gesehen verständlich ist, vor allem aus der Kolonialzeit gibt es ein 
gewissen Misstrauen und aus Nationalstolz – das können wir selber machen. Es hat sich dann 
aber herausgestellt, dass das doch nicht so einfach ist, das war natürlich eine zusätzliche 
Erschwernis für den Export“.316 
In Summe waren die Exportbemühungen Zambias durch die schwierigen 
Transportbedingungen massiv beeinträchtigt. Durch die mangelhafte Versorgung mit Kohle 
litt die Kupferproduktion
317
, durch die schlechten Transportverbindungen litt der Export an 
sich. Dazu kam, dass der Endpunkt der Strecke, der Hafen von Dar es Salaam, bei weitem 
nicht die Kapazitäten hatte, den gesamten zambischen Handel über sich abwickeln zu 
lassen.
318
 Außerdem zeigt sich hier als interessanter Nebenaspekt, dass die Solidarität 
zwischen Nyere und Kaunda doch nicht so allumfassend war, wie sie zu sein schien, denn 
statt Maßnahmen, zu treffen, um das wirtschaftliche Überleben Zambias zu erleichtern, war 
Tanzania vor allem darum bemüht, seinen Profit zu erhalten, wie die NZZ ausführt: 
 
„Der tanzanische Hafen Dar es Salaam ist derart überfüllt, dass Schiffe, gegenwärtig 
im Durchschnitt etwa 15 Tage warten müssen, bevor sie einen Hafenplatz zugewiesen 
bekommen. Alleine 40.000 Tonnen zambischer Güter warten in Tanzania auf eine 
Verschiffung (…). Um das lukrative Hafengeschäft dennoch nicht zu verlieren, hat die 
tanzanische Regierung im Dezember ein Verkehrsverbot für Lastwagen von über 18,5 
Tonnen auf der Straße von Zambia über Tanzania nach Kenya erlassen. Denn 
angesichts der Überbelastung des Hafens Dar es Salaam hatte Kenya einen Teil der 
Kupferexporte Zambias über Mombasa verschifft (…). Die Fahrten von Zambia nach 
Kenya sind nun aber wegen der tanzanischen Verordnung unrentabel geworden. Es 
lohnt sich nicht, mit einem Maximalgewicht von 18,5 Tonnen die fast 3000 Kilometer 
lange Strecke nach Mombasa zu befahren. Das von der tanzanischen Regierung mit 
‚Straßenarbeiten’ begründete Verbot hat zu einer ernsthaften Verstimmung zwischen 
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Tanzania und Kenya geführt und hat auch Zambia überrascht, welches einen Teil seiner 
Lebensmitteleinfuhren (…) aus Kenya bezieht“.319 
 
Botschafter Palla formulierte es so: „Der Hafen von Dar es Salaam (hat, P.O.) an einer 
sagenhaften Verstopfung gelitten. Das heißt nicht, dass es unmöglich gewesen ist, ihn zu 
benutzen, aber es hat sehr lange Liegezeiten gegeben, es ist dann auch sehr viel Material – 
vielleicht gestohlen, aber in vielen Fällen nicht einmal gestohlen worden sondern einfach 
verkommen. Wenn ständige Überfüllungen da sind, irgendwo verlieren die Leute dann die 
Übersicht“.320 
Da es dem Ausweichhafen Lobito hinsichtlich der Überlastung nicht anders ging als Dar es 
Salaam, und zudem in den ersten Jahren aus politischen Überlegungen eine 
„schwarzafrikanische“ Lösung präferiert wurde, später der Weg über Lobito wegen des 
Bürgerkriegs in Angola einfach zu gefährlich war, hatte Zambia in seinen ersten Jahren 
massive Probleme, seine Produkte auf den Weltmarkt zu bringen. Dass Zambia während des 
Bürgerkriegs nach seiner anfänglichen Unterstützung der MPLA schließlich doch die UNITA 
bevorzugte
321
, wohl aus dem simplen Grunde heraus, dass diese die Eisenbahnstrecke 
beherrschte, war nach Ende des Bürgerkriegs, der ja zugunsten der MPLA entschieden wurde, 
auch nicht gerade förderlich.
322
 Aus dieser Faktorenverknüpfung lässt sich nun der 
Niedergang der österreichisch-zambischen Handelsbeziehungen – parallel zum Niedergang 
des zambischen Exports per se – sehr einleuchtend ablesen: nicht mangelnder Bedarf oder 
ideologisch motiviertes Desinteresse an zambischer Ware, sondern schlicht die physische 
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6. Die Entwicklungshilfebeziehungen zwischen Österreich und 
Zambia 
 
Die Entwicklungshilfebeziehungen zwischen den beiden Staaten sind natürlich von der 
Struktur geprägt, dass Österreich der Geber, Zambia der Empfänger verschiedener Formen 
der hauptsächlich wirtschaftlichen Entwicklungshilfe ist.  
Obwohl – wie bei den meisten internationalen Beziehungen, die von der strukturellen 
Gegebenheit geprägt sind, dass die Teilnehmerstaaten „aus verschiedenen Welten“ (d.h. 1. 
und 3. Welt) kommen – die Entwicklungshilfepolitik natürlich ein zentraler Aspekt ist, sollte 
vor der Betrachtung dieses Elements der bilateralen Beziehungen zwischen Österreich und 
Zambia noch ein kursorischer Überblick über die generelle Entwicklungshilfepolitik 
Österreichs geworfen werden. Diese ist natürlich von den individuellen capabilities 
Österreichs und der speziellen Geschichte der 2. Republik geprägt. 
 
6.1. Österreich als Entwicklungshelfer – eine gemischte Bilanz 
 
Wie die meisten industrialisierten Staaten fühlte sich auch Österreich in der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts dazu veranlasst, seinen relativen Wohlstand und Reichtum mit den 
weniger privilegierten Völkern und Staaten zu teilen. Diese Entwicklungshilfe fußte zum 
einen auf einem humanitären Impetus, zum anderen war sie aber in manchen Fällen nicht viel 
mehr als eine versteckte Exportförderungspolitik.
323
  
In Österreich führte die Entwicklungshilfepolitik ab ihrem Beginn in den 1960ern eigentlich 
von Anfang an ein Schattendasein. 
 
„Dies mag einerseits darin begründet sein, dass Österreich in seiner Geschichte kaum 
enge Verbindungen zu überseeischen Staaten aufzuweisen hat und daher Probleme von 
Staaten oder Gesellschaften, die weit außerhalb des österreichischen Horizonts gelegen 
sind, die Aufmerksamkeitsschwelle der österreichischen Bevölkerung nur in geringem 
Ausmaß erreichen konnten. Dies mag aber andererseits im Umstand begründet sein, 
dass Österreich erst zehn Jahre nach Beendigung des Zweiten Weltkrieges seine 
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politische Unabhängigkeit wiedererlangen konnte, und durch die vielfältigen eigenen 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Probleme nur wenig Raum für die 
Beschäftigung mit ‚exotischen‘ Regionen der Welt geblieben ist. Tatsächliche wurde der 
Nord-Süd-Dialog, der über weite Bereiche zu einem ernstzunehmenden globalen 
Konflikt geworden ist, von der politischen Öffentlichkeit im Vergleich zu anderen 
europäischen Staaten eine Dekade verspätet registriert. Diese relative Verspätung 
spiegelt sich auch in der nur marginal vorhandenen politischen Diskussion, vor allem 
aber auch im niedrigen Niveau des österreichischen Solidaritätsbeitrags an die Dritte 
Welt wieder“.324 
 
Es wäre an dieser Stelle zwar reizvoll aber müßig, über die verschiedenen 
Entwicklungshilfetheorien zu diskutieren und die Wirkungen der einzelnen Schulen und 
Strategien zu untersuchen und zu analysieren, weswegen auf eine breitere theoretische 
Untersuchung verzichtet werden soll. Hier sollen eher die politischen und vor allem die 
monetär-quantitativen Fakten der österreichischen Variante der Entwicklungshilfepolitik 
betrachtet werden. Geht man einmal davon aus, dass Entwicklungshilfe zu einem großen Teil 
aus einem Ressourcentransfer besteht, so muss einmal eruiert werden, welche Höhe dieser 
Transfer, und zwar in Form der offiziellen Entwicklungshilfe (ODA – Official Development 
Aid), im österreichischen Fall hatte. Als Maßstab gelten hier die von den Vereinten Nationen 
definierten Vorgaben, allen voran natürlich die Höhe der ODA in Relation zum 
Bruttonationalprodukt. Während die Vereinten Nationen ein Ziel von 0,7% als 
wünschenswert angegeben hatten, war der Österreichische Beitrag in der untersuchten 
Zeitsphäre – parallel zu dem der meisten anderen Industriestaaten – von dieser 





ODA als Anteil des österreichischen BNP 
1970 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 
0,07% 0,21% 0,12% 0,22% 0,27% 0,19% 0,23% 0,33% 0,35% 0,23% 
Tabelle 3 
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Abweichung der österreichischen ODA von den Zielen der Vereinten Nationen 
 
Diagramm 7 
In absolute Zahlen gegossen bedeutet das: 
 
Staatliche Entwicklungshilfezahlungen Österreichs in Mio. ATS
326
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Bei der Betrachtung der Daten wird schnell deutlich, dass trotz der 
„entwicklungshilfefreundlichen“ Rhetorik der Kreisky-Regierung die ODA weit hinter der 
seitens der UNO gewünschten Höhe zurückgeblieben ist, wobei sich während der gesamten 
Periode nur ein sehr dezenter Aufwärtstrend diagnostizieren lässt, der sich 1983 allerdings 
schon wieder erübrigt hatte.  
Otmar Höll unterteilt die Kreisky-Zeit vom entwicklungshilfepolitischen Standpunkt aus in 
zwei Phasen, wobei die Trennung der Phasen 1974 anzusetzen ist: „Betrachtet man die 
Entwicklung (…) zwischen 1970 und 1974, so ist eine beträchtliche Zunahme der 
Nettoleistungsgebarung um nahezu das Fünffache erkennbar (…). Diese Steigerung erfolgte 
jedoch von einem extrem niedrigen Ausgangsniveau, so dass sich der Anteil der ODA am 
BNP lediglich von 0,05 auf 0,17 Prozent erhöhte, womit Österreich im internationalen 
Vergleich noch immer eine der letzten Positionen (…) belegte“.327 Diese Steigerung 
resultierte vor allem aus einer beinahen Verzehnfachung der bilateralen Entwicklungskredite 
und aus dem Gewähren eines Kredites an die Weltbank („Weltbankmilliarde“), wobei zu den 
Krediten gesagt werden muss, dass sich hier das grant element sehr bescheiden zeigte: „Die 
österreichischen Kredite hatten durchwegs eine kurzfristige Laufzeit, hohe Zinssätze und 
geringe tilgungsfreie Perioden aufzuweisen“328, waren in diesem Sinne also nicht gerade 
großzügige Entwicklungshilfen, sondern eher knausrige Alibiaktionen – und noch dazu in 
vielen Fällen (zumindest als Nebenaspekt) eine versteckte Exportförderung für die 
österreichische Wirtschaft: „.Nahezu die gesamte bilaterale staatliche Entwicklungshilfe war 
in den 1970er Jahren an den Kauf österreichischer Waren und Dienstleistungen gebunden. 
Dieser Umstand sowie der im Vergleich zu den anderen DAC-Staaten überdurchschnittlich 
hohe Anteil der Exportkredite an der gesamten öffentlichen Entwicklungshilfe beweisen, dass 
Exportinteressen ein bestimmendes Moment bei der Allokation der Mittel darstellten. Dies 
wurde von einigen Politiken, die sich nicht an die euphemistischen Sprachregelungen hielten, 
durchaus eingestanden“.329 Otmar Höll zieht eine sehr negative Bilanz der ersten Phase: „Es 
lässt sich also für die Phase 1970 bis 1974 zeigen, dass das in der Regierungserklärung von 
Bundeskanzler Kreisky 1970 abgegebene Versprechen (…) einer qualitativ und quantitativ 
wesentlichen Ausweitung der ODA nicht erfüllt wurde. In Bezug auf die Transparenz muss 
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ein Rückschritt (…) konstatiert werden“.330 Anders als in dieser ersten Phase, in der sich im 
Vergleich zu den 1960er Jahren eine nur marginale Änderung der Entwicklungshilfepolitik 
abgespielt hat, drehte sich diese Prämisse mit dem Einläuten der zweiten Phase um. Zum 
einen wurde die administrative Zuständigkeit für die Entwicklungshilfe anders gelagert, zum 
anderen wurde ein Gesetz verabschiedet, das eine Verpflichtung zur Erstellung eines jährlich 
anzupassenden Dreijahresprogrammes enthielt, wodurch eine bessere Kontrolle der 
Entwicklungshilfe ermöglicht werden sollte. Leider änderten auch diese Reformen weder sehr 
viel an der Höhe noch an der Qualität der ODA, weswegen Österreich im Bereich der 
Entwicklungshilfe selbst ein Entwicklungsland war, und in den meisten internationalen 
Statistiken stets auf den hintersten Plätzen zu finden war.
331
  
Das offenkundige geringe Engagement Österreichs in Entwicklungshilfefragen findet den 
Regeln einer kompetitiven Demokratie folgend seine Entsprechung und Begründung in der 
generellen Haltung der österreichischen Bevölkerung. Eben diese tendenzielle Ablehnung 
einer gesteigerten Entwicklungshilfe diente der politischen Klasse Österreichs lange Zeit als 
Argument, um ihre Kritiker und andere Befürworter einer verstärkten Einbringung mundtot 
zu machen: 
 
„In Österreich hat das politische Engagement für die Nord-Süd-Problematik auf breiter 
Ebene im Vergleich mit den anderen Geberstaaten (….) um etwa zehn Jahre verspätet 
eingesetzt. Dieser Umstand hat es in der Vergangenheit den politischen Parteien leicht 
gemacht, Forderungen von entwicklungspolitischen Gruppierungen mit dem Hinweis 
auf mangelndes Verständnis in der Bevölkerung zurückzuweisen. Häufig geschah diese 
mit dem Hinweis, man – die Politiker – selbst teile das Problembewusstsein der Kritiker 
durchaus und wäre auch für verbesserte Bedingungen, insbesondere eine qualitative 
und quantitative Anhebung der Entwicklungshilfe-Leistungen zugunsten der 
‚Entwicklungsländer‘ befürworten. Man könne jedoch für diese Anliegen in der 
Bevölkerung keine Unterstützung finden“332. 
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Dieser Umstand des geringen Interesses und der mangelhaften Information der Bevölkerung 
würde dann auch noch von mangelnder Transparenz, geringem medialem Interesse
333
 und der 
geringen Attraktivität des Politikfeldes Entwicklungshilfe verstärkt, was das vor allem unter 
der Jugend vorhandene Interesse an entsprechenden Fragen schnell unterminiere.
334
 Als 
Gegenrezept bietet Otmar Höll an, dass es in der Gesellschaft einflussreiche Gruppen, 
nämlich „Gesellschaftliche Eliten, die Massenmedien und/oder die öffentliche Meinung“335 
geben müsste, die einen spürbaren Druck auf die Regierung ausüben müssten, wobei er 
gleichzeitig konstatiert, dass keines der erforderlichen Elemente in Österreich vorhanden sei. 
Tiefe Einblicke in diese Lage bietet ein Interview mit dem ehemaligen österreichischen 
Außenminister Dr. Willibald Pahr, in dem er die prekäre Lage des selbstverstärkenden 
Desinteresse-Kreislaufes thematisiert: „Wir sparen halt überall dort, wo es keine echte 
pressure-group gibt. (…) Und auch wenn Sie unsere Medien anschauen – was bringen sie 
außenpolitisch? Immer wenn man was über die österreichische Außenpolitik wissen will, 
muss man die Zürcher Zeitung lesen, leider.
336
 Daher – keine pressure group, kein Geld, und 
wir müssen uns halt bemühen, trotzdem einigermaßen zu lavieren“.337 
 
6.2. Der österreichische Entwicklungshilfebeitrag für Zambia 
 
Welche Formen nimmt die österreichische Entwicklungshilfe für Zambia nun im 
beobachteten Zeitraum an? Der Fokus der bilateralen Hilfe mit dem Mittel der gebundenen 
Kredite lag vor allem im Bereich der Landwirtschaft wie auch im Transportwesen und dem 
Ausbau der Kupferförderungskapazität
338
, dem Rückgrat der zambischen Wirtschaft, aber 
auch bei alternativen Energien, wie beim Staatsbesuch des österreichischen Außenministers 
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Willibald Pahr in Lusaka im Mai 1985 betont wurde: „Die Entwicklungshilfeleistungen 
Österreichs auf dem Landwirtschafts- und Transportsektor, sowie beim Ausbau der Minen 
würde von Zambia sehr hoch bewertet. Wegen der steigenden Kosten der Erdöltransporte sei 
Sambia nunmehr überaus an österreichischer Technologie auf dem Sektor der 
Alternativenergie sowie z.B. an Biosprit interessiert“.339 Die erwähnten steigenden Kosten im 
Zusammenhang mit der Versorgung mit fossilen Brennstoffen hingen einerseits mit dem 
generellen Explodieren der Ölpreise gegen Ende der 1970er Jahre zusammen, andererseits 
auch mit der generellen Transportproblematik Zambias, auf die weiter oben bereits näher 
eingegangen wurde. 
1973, also im Jahr des tatsächlichen Ernstwerdens der Grenzblockade zwischen Zambia und 
Rhodesien und der Befassung des UNO-Sicherheitsrates mit der Problematik, hatte Zambia 
eine Delegation in die entwickelte Welt entsendet, um für die Aufnahme bzw. Verstärkung 
der bilateralen Entwicklungshilfe zugunsten Zambias zu werben, wobei diese Delegation 
ursprünglich auch in Wien Halt machen sollte.
340
 Nach wochenlanger Unschlüssigkeit, ob die 
Delegation nun wirklich nach Wien kommen wolle oder nicht (es wurden mehrfach Zu- und 
Absagen erteilt, was erneut ein fragliches Licht auf die Organisiertheit der zambischen 
Verwaltung wirft
341
) wurde schließlich bekannt, dass die Delegation auf telefonische 
Anweisung Kaundas an den Delegationsleiter Marc Chona erst nach Eintreffen eines 
offiziellen Schreibens von Präsident Kaunda an Bundeskanzler Kreisky persönlich nach Wien 
kommen solle. In diesem Schreiben Kaundas an Kreisky (in dem übrigens auch angekündigt 
wird, dass mit einem Besuch der Delegation in Wien nicht mehr zu rechnen sei
342
) erläutert 
Kaunda die diversen Bedürfnisse der zambischen Wirtschaft, die er durch großzügige 
Entwicklungshilfe der Ersten Welt abzudecken hoffe. Darunter fallen nach dem Schreiben „1. 
Schwere Lastwagen mit 30-Tonnen-Kapaziät, 2. Ausrüstung für Be- und Entladung 
zambischer Schiffe, 3. Ausrüstung für Kommunikationszwecke im Rahmen eines 
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umfangreichen Transportsystems auf Notstandsbasis, 4. Technische Hilfe zur Verringerung 
der Transportkosten auf der Straße“.343 
Für das Außenministerium taten sich allerdings angesichts der zambischen Bitten zwei 
Schwierigkeiten auf, nämlich eine grundsätzliche und eine finanzielle. Die finanzielle beruhte 
(wenig überraschenderweise) darauf, dass die Entwicklungshilfemittel für das entsprechende 
Jahr bereits anderweitig gebunden waren bzw. teilweise auch schon auf Jahre hinaus für 
andere Projekte fix reserviert waren, zum anderen bestand die grundsätzliche Problematik 
darin, dass es sich aus Sicht des Außenministeriums bei den zambischen Bitten nicht um 
Gegenstände der Entwicklungshilfe handeln würde, weswegen eine Leistung aus bilateralen 
Entwicklungshilfemitteln rechtlich nicht gedeckt wäre.
344
 Somit überrascht es nicht weiter, 
dass den zambischen Wünschen von Seiten Österreichs her nicht entsprochen werden konnte.  
Prinzipiell basierte die tatsächliche Entwicklungshilfe Österreichs auf der Finanzierung 
einiger – teilweise durchaus ambitionierter – Projekte, wie aus einem Bericht des damaligen 
Bundeskanzlers Kreisky an den Ministerrat aus dem Jahr 1979 hervorgeht: „Das bisherige 
relativ substantielle TH
345
-Engagement in Zambia und die regen persönlichen Kontakte auf 
Regierungsebene gaben den Ausschlag für eine Berücksichtigung dieses ostafrikanischen 
Landes als Schwerpunktland der österr. Technischen Hilfe. So wurden seit 1972 TH-Aktionen 
im Gesamtausmaß von ca. 10,7 Mill. S in Sambia durchgeführt (...)“.346 
Dieser Bericht führt weiters die Kernprojekte der bilateralen Hilfe auf: So wurden 3,5 
Millionen ATS für die Anschaffung eines Anlagensystems zur „Durchführung von 
Untersuchungen der Erhöhung der Wirtschaftlichkeit der Kupferaufbereitung“347 zur 
Verfügung gestellt, außerdem wurde – als Teil der Schwerpunktpolitik der Verbesserung der 
landwirtschaftlichen Entwicklung – eine Fleckviehstammherde bestehend aus 67 Kalbinnen 
und 13 Zuchtstieren sowie das dreijährige Engagement eines Rinderzuchtexperten zur 
Verbesserung der zambischen Rinderzucht bereitgestellt, wobei das Hilfsvolumen hier mit 6,5 
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Millionen ATS beziffert wurde
348
. Weiters wurde noch ein Finanzkredit in der Höhe von 
letztlich 2 Millionen US-$ gewährt, um die Finanzierung einer Kohlenwaschanlage für 
Zambia zu gewährleisten. 
Letztere war vor allem vor dem Hintergrund der immensen Energieintensität des 
Kupferbergbaus und der ständig steigenden Ölpreise als vielversprechende Investition in die 
Zukunft gedacht, wobei immerhin zumindest ein Teil des zambischen Kohleverbrauchs 
heimisch gefördert werden konnte, was ob der stets prekären Außenhandelslage Zambias 
zweifellos ein großer Pluspunkt war.  
Dieser oben erwähnte Kredit wurde im Jahre 1975 gewährt und hatte anfangs eine Höhe von 
18,5 Millionen ATS auf 25 Jahre und eine Verzinsung von 3% per annum, war aber – ganz im 
Geiste der damaligen Entwicklungspolitik – daran gebunden, dass die Mittel für die 
Anschaffung von in Österreich hergestellten Anlagegütern verwendet würden, was auch 
eintrat: der Kredit wurde zur Teilfinanzierung eines Kohlendeponieprojektes in Maamba und 
Masuku zugunsten eines österreichischen Projektträgers verwendet.
349
 
1976 wurde eine Aufstockung der Mittel gewährt, da im Zuge einer Untersuchung der 
Umstände durch Experten der Austromineral vor Ort im Oktober 1976 ein Gesamtaufwand 
für das Projekt in der Höhe von 36 bis 37 Millionen ATS errechnet wurde. Letztlich wurde 
deswegen 1977 ein Gesetzesentwurf zur Aufstockung des Kreditvolumens von einer auf 2 
Millionen US-$ erarbeitet und genehmigt.
350
 Die Auszahlung erfolgte in zwei Raten, wobei 
nicht unerwähnt bleiben sollte, dass sich das grant-Element zwar auf den ersten Blick in 
einem eher geringem Maße zeigte, da schon vor der Auszahlung der zweiten Rate eine 
Zinsforderung in der Höhe von fast einer halben Million ATS schlagend und von Zambia 
ausbezahlt wurde. Daneben wird aber ein zusätzliches Geschenkelement in der Höhe 2,2 
Millionen ATS prognostiziert um weitere Sachleistungen abzudecken
351
, was zumindest den 
Kapitalrückfluss durch die Zinsrückzahlungen kompensiert. Dadurch belief sich das gesamte 
österreichische Engagement in diesem Projekt auf ca. 39 Millionen ATS. 
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 Bundesminister für Finanzen Androsch, Vortrag an den Ministerrat über den Entwurf eines Bundesgesetzes 
betreffend den Verzicht auf die aus dem Abkommen zwischen der österreichischen Bundesregierung und der 
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Dennoch schien sich die Realisierung des Hilfskredits – oder präziser, dessen Annahme durch 
die zambischen Behörden – ein wenig in die Länge zu ziehen, wie eine handschriftliche Notiz 
von Ernst Veselsky an Bundeskanzler Kreisky andeutet: „Entwicklungshilfekredit von 2 Mio 
$ für Kohlenverhandlung noch nicht abgewickelt, Verwaltung Sambias ist sehr ineffektiv!“352 
Nichtsdestotrotz kam es zu einem erfolgreichen Abschluss des Kredits, und am 30.11.1977 
wurde die erste, größere Rate ausbezahlt – immerhin 2 Jahre nach Gewährung der 
Hilfeleistung! 
Als im Zuge des Nord-Süd-Dialogs in Paris 1977 der Beschluss gefasst wurde, im Rahmen 
einer Sonderaktion den ärmsten Ländern zusätzliche Hilfe in der Höhe von 1 Mrd. US-$ 
zukommen zu lassen, gab Österreich seine Beteiligung an dieser Aktion bei der Haupttagung 
des DAC der OECD im Oktober 1977 bekannt, und bekräftigte diesen Entschluss während 
der 9. Sonderratstagung der UNCTAD im März 1978 in Genf.
353
 
Als Konsequenz dieser goodwill-Erklärung wurde nun nach passenden Maßnahmen gesucht 
um den Worten auch Taten folgen zu lassen, und schließlich wurde man in oben erwähntem 
Kredit für das zweifelsfrei als armes Land geltende Zambia fündig, und der Nationalrat 
beschloss den Bundesfinanzminister zu ermächtigen, auf den Kredit – wenn auch zum 
Missfallen von Teilen der Öffentlichkeit (vgl. Kapitel 4) – zu verzichten.  
Weiters gab es als Element der Technischen Hilfe Österreichs zur Zeit des Besuchs von 
Staatspräsident Kaunda in Wien noch einen österreichischen Arzt, der in Kaoma eingesetzt 
war, und dort die medizinische Versorgung der Bevölkerung unterstützte und bei der 




1979 wurde – passenderweise am 24. Dezember – eine Schenkung von 300.000 US-Dollar an 
Zambia fixiert, die für den Wiederaufbau von Straßen- und Eisenbahnbrücken gedacht war, 
die durch rhodesische Angriffe zerstört worden waren
355
. 
Daneben gab es im betreffenden Zeitraum eine Reihe von Entsendungen einzelner 
Entwicklungshelfer zugunsten mehrerer kleiner Projekte, die aber zu einem Gutteil von 
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kirchlichen Organisationen (Caritas) oder anderen NGOs (ÖED), die aber von eher 
bescheidener Größe und Auswirkung waren. 
1981 wurde die Hälfte des oben angesprochenen Kredites, also 18,5 Millionen ATS, als 




Insgesamt kann allerdings festgehalten werden, dass es durchaus eine ganze Reihe 
ambitionierter Projekte gab, wobei deren Realisierung mitunter auch von der Schwerfälligkeit 
der zambischen Behörden behindert wurde. 
 
 
 7. Das austro-zambische Verhältnis im Spiegel der 
internationalen Beziehungen 
 
Nachdem in den letzten Kapiteln die bilateralen wirtschaftlichen und politischen, 
insbesondere auch die entwicklungshilfepolitischen Aspekte der Beziehungen zwischen 
Österreich und Zambia beleuchtet wurden, ist es auch noch zielführend, die systemisch-
strukturellen Faktoren der Beziehungen zu betrachten. Diese runden das Ergebnis ab und sind, 
gerade in diesem speziellen Fall, von ganz besonderer Bedeutung als Initiatoren und Träger 
der bilateralen Beziehungen. 
 
7.1. Auf der Überholspur – Kreiskys Österreich in der Welt  
 
Die Kreisky‟sche Außenpolitik war von einem beständigen Streben geprägt, Österreich in der 
Welt präsenter zu machen und das politische Gewicht Österreichs auf der ganzen Welt 
bewusst zu machen. Die Schlagworte, mit denen diese Politik geprägt wurden, waren die 
Aktive Neutralitätspolitik und die Einbindung in internationale Organisationen, wie der 
Politologe Paul Luif ausführt: „In Österreich machte die (vorläufige) Lösung der 
Integrationsfrage und des Südtirolproblems den Weg frei für die ‚Globalisierung„ der 
Außenpolitik unter Bruno Kreisky. (…) Die ‚aktive„ Neutralität, die fast identisch mit der 
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Außenpolitik wurde, führte vor allem zur Verstärkung der Kontakte mit außereuropäischen 
Ländern“357. Was Luif hier anführt (Integrationsfrage, Südtirol) waren die dominierenden 
außenpolitischen Fragen der jungen Republik nach Unterzeichnung des Staatsvertrags. Die 
angesprochene „Lösung des Südtirolproblems“ bezieht sich natürlich auf die Unterzeichnung 
des 1969 ausgehandelten Autonomie-Pakets, das nach Druck durch die Vereinten Nationen 
eine Gleichstellung der deutschen Sprache mit der italienischen implizierte und z.B. ein 
sprachliches Proporzsystem im öffentlichen Dienst beinhaltete. Mit der „Lösung der 
Integrationsfrage“ meint Luif das Verschieben einer Partizipation an den immer tiefer 
gehenden Vergemeinschaftungsprozessen der Europäischen Gemeinschaften, vor allem auf 
Druck der Sowjetunion hin: Österreich wollte eigentlich von Anfang an bei den 
Vorläuferorganisationen der späteren EU partizipieren, was ab Mitte der 1950er im offen 
bekundeten Beitrittsinteresse an der EGKS mündete, wobei allerdings die 1956 ausbrechende 
Ungarnkrise und die im Raum stehende Befürchtung einer Wiederbesetzung Ostösterreichs 
durch die Rote Armee in Österreich die Lust auf integrationspolitische Experimente gegen 
den Willen der Sowjetunion völlig abtöteten.
358
 
Da nun also die drängendsten nachbarschaftspolitischen Probleme (Südtirol) gelöst und der 
sich aufdrängende europäische Integrationsprozess nicht mit vollem Enthusiasmus verfolgt 
werden konnte, verfolgte Kreisky einen sehr globalen, internationalistischen außenpolitischen 
Stil, der nicht nur durch den Ost-West-Konflikt, also den Kalten Krieg zwischen „dem 
Westen“ und dem Sowjetimperium geprägt wurde, sondern vielmehr auch den aufkeimenden 
Nord-Süd-Konflikt mit einbezog. Schon früh hatte man erkannt, dass vor allem die großen 
multilateralen Foren, und hier natürlich allen voran die UNO mit ihren Teilorganisationen, 
das beste Vehikel für einen Kleinstaat waren, seine Interessen zu fördern, sowie das eigene 






Peter Jankowitsch beschreibt die generelle Tendenz dieser Zeit so, dass er die Zwänge, die 
sich Österreich durch die Erklärung der immerwährenden Neutralität auferlegt hatte, in die 
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Gleichung einbezieht: „Eine bloße Option (d.h. die aktive Teilnahme an der Weltpolitik, P.O.) 
verwandelten aber schon bald der besondere Status und die neue Form österreichischer 
Unabhängigkeit in zwingendes Gebot: Verzicht auf Bindung an eines der weltpolitischen 
Bezugssysteme musste durch ein Maximum an Beziehungen zu allen Staaten der Welt, durch 
Eintritt in Weltorganisationen wie die Vereinten Nationen ausgeglichen werden. Für die 
österreichische Außenpolitik mussten neue Horizonte jenseits gewohnter und bekannter 
Betätigung in Europa eröffnet werden“.361 
Hierbei spielte natürlich die Entwicklung der Staaten der Dritten Welt und die Abhängigkeit 
dieser von den Industriestaaten bzw. Metropolen des Nordens eine gewichtige Rolle im 
außenpolitischen Denken des schon bald führenden Außenpolitikers Österreichs, nämlich 
Bruno Kreiskys (Außenminister ab 1959, davor Staatssekretär für Auswärtige 
Angelegenheiten im BKA), deren politische (auch sicherheitspolitische) Bedeutung er 
zumeist höher als viele seiner Zeitgenossen einschätze: „Zudem wies er seit Jahren in vielen 
Reden und Vorträgen darauf hin, dass es nur dann möglich sein werde, den Weltfrieden zu 
erhalten, wenn neue Formen der internationalen Zusammenarbeit zwischen den modernen 
Industriestaaten und den Entwicklungsländern gefunden würden“.362  
Da im Laufe der 1960er bis in die 1970er Jahre hinein die ehemaligen Kolonien in der UNO 
ein immer größeres Gewicht für sich beanspruchen konnten und die europäische / US-
amerikanische Vormachtstellung auf der Welt eindeutig ihrem Ende entgegen schritt
363
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 Peter Jankowitsch, Österreich und die dritte Welt. Ein neues Kapitel Außenpolitik. In: Erich Bielka et al. 
(Hg.): Die Ära Kreisky. Schwerpunkte der österreichischen Außenpolitik, Europaverlag, Wien, 1983, S. 257 – 
292, hier. 257 
362
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diagnostizierten viele Beobachter der internationalen Politik eine kommende Verschärfung 
der Auseinandersetzung zwischen dem reichen Norden und dem unterentwickelten Süden. 
Einen Quantensprung machten diese Beobachtungen 1973, im Jahr des sogenannten 
Ölpreisschocks – vielerorts wurde von Erdöl als Waffe gesprochen, und von einem 
Machtrausch der neuen Eliten in den Staaten des Südens
364
 - dabei rückte folglich vor allem 
der Nahostkonflikt in den Mittelpunkt des österreichischen außenpolitischen Interesses 
außerhalb Europas, wodurch Afrika wiederum marginalisiert wurde.
365
 Dabei darf natürlich 
nicht übersehen werden, dass aus dieser Region sowohl aus historischen Gründen als auch 
aufgrund der geopolitischen wie weltwirtschaftlichen Faktoren für Österreich 
naheliegenderweise relevanter war als das immer noch „exotische“ Afrika – der 
Nahostkonflikt war eben vom Gefahrenpotential ähnlich hoch einzuschätzen wie die Ost-
West-Konfrontation, und eine Entspannung war nicht in Sicht. 
Um eben dieser Verlagerung der Konfliktmuster von Ost-West nach Nord-Süd und vor allem 
um einer Verschärfung dieser zu begegnen plädiert Kreisky wie erwähnt, neue Formen der 
weltweiten Zusammenarbeit zu finden. Als zentrales Element dieser neuen Formen der 
internationalen Zusammenarbeit definierte – und forderte Kreisky immer wieder – eine Art 
„Marshall-Plan“ für die Staaten der Dritten Welt, also einen massiven Ressourcentransfer von 
der entwickelten in die unterentwickelte Welt, um dann mit klassischen Keynesianischen 
Methoden Infrastrukturen etc. in den Staaten der Dritten Welt aufzubauen, die eine 
                                                                                                                                                        
Industriebranchen wie Automobil, Stahl usw. ablesen lies. (…) Ein vieldiskutierter Ausdruck des Niedergangs 
der amerikanischen Hegemonie war das Ende des Bretton-Woods-Systems in den Jahren 1971/73, als zuerst die 
Goldeinlösungspflicht des Dollar und dann das System fixer Wechselkurse aufgegeben wurde. Letzteres war 
gleichbedeutend mit einer drastischen Abwertung gegenüber dem Yen, der DM und anderen Währungen. Zu 
nennen ist ferner die durch den Yom-Kippur-Krieg ausgelöste zweimalige Erhöhung des Ölpreises in den Jahren 
1973 und erneut 1978/79 von den ursprünglichen etwa vier auf fast 40 US-$ pro Fass vonseiten der OPEC. (…) 
Zu nennen ist ferner die sich abzeichnende amerikanische Niederlage im Vietnamkrieg, die (…) 1975 mit der 
Niederlage der südvietnamesischen Truppen und dem fluchtartigen Abzug der letzten Amerikaner aus Saigon 
besiegelt wurde. Hinzu kam das schrittweise Gleichziehen der Sowjetunion auf dem Militär- und 
Raumfahrtsektor sowie das Desaster der amerikanischen Iran-Politik. Damit wurde das Jahr 1973 zur 
eigentlichen Wende, das den relativen amerikanischen Niedergang zu symbolisieren schien“, siehe Ulrich 
Menzel, Zwischen Idealismus und Realismus. Die Lehre von den Internationalen Beziehungen. Suhrkamp, 
Frankfurt/Main, 2001, S. 142-144. Letztlich sollten die USA dennoch die Oberhand behalten, und sich im Kalten 
Krieg gegen die Sowjetunion durchsetzen, viele Theoretiker sehen die frühen 1980er Jahre als den Beginn des 
dritten Hegemoniezyklus der USA, wobei die kurze Zeit nach 1973 eben die systembedingte Hegemoniekrise 
zwischen den beiden Zyklen war (vgl. ebd. S. 151f). 
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Überwindung der Unterentwicklung ermöglichen würden, was nach dieser Rechnung 
praktischerweise auch einen Boom in der Ersten Welt auslösen würde.
366
  
Neben der Forderung, dass die Länder der Dritten Welt auch an den Prozessen der 
Industrialisierung teilnehmen dürfen müssten, war er auch unter den ersten Staatsmännern, 
die die Wichtigkeit ausgeglichener terms of trade betonten.
367
 
Zur Finanzierung dieses Planes forderte er ein, „dass es möglich sein müsste, einen Bruchteil 
der ohne Schwierigkeiten in die Rüstung gesteckten Milliarden aufzubringen, um einen neuen 
wirtschaftlichen Zusammenhang zwischen den modernen Industriestaaten und den Ländern 
der Dritten– und auch der Vierten – Welt herzustellen“.368 Dieser erwähnte Bruchteil sollte 
ein Prozent des jeweiligen BNP darstellen, welches als nicht an Konditionen gebundene 
Entwicklungshilfe transferiert werden sollte. Dass und warum Österreich diesen Anteil 
niemals erreichte, wurde an anderer Stelle bereits analysiert, es seien hier nur die mangelnde 
Verbindung zu den Entwicklungsländern aufgrund der fehlenden kolonialhistorischen 
Interessen und der (oftmals nur vorgeschobene) Mangel an pressure-groups, die das 
öffentliche Meinungsbild in eine entsprechende Richtung formen hätten können erwähnt. 
Dieses Manko erwies sich allerdings nicht als schädlich für die Außenwahrnehmung 
Österreichs generell und Kreiskys speziell, was die Rolle als Vermittler zwischen der Ersten 
und Dritten Welt und als Vermittler in internationalen Konfliktfragen anging. So wurde Wien 
neben einem Amtssitz der Vereinten Nationen auch noch eine sehr beliebte Destination für 
Staats- und Regierungschefs aus der Dritten Welt, wie nicht zuletzt der Besuch Kaundas 
illustriert. Außerdem wurde Österreich eine Gastrolle bei den Konferenzen der Blockfreien 
eingeräumt, die erstmals 1970 in Zambia, bei der dritten Gipfelkonferenz der Blockfreien, 
ausgeübt wurde.
369
 Als besondere Ehre empfand es Kreisky schließlich auch, dass er zu 
Beginn der 1980er Jahre auf Vorschlag der Brandt-Kommission gemeinsam mit dem 
mexikanischen Präsidenten José Lopéz Portillo eine Gipfelkonferenz zur Förderung des Nord-
Süd-Beziehungen organisieren sollte, die schließlich 1981 im mexikanischen Cancún 
stattfinden sollte.  
Neben der generellen Schablone des Nord-Süd-Konfliktes darf natürlich auch das 
Sympathisieren mit den afrikanischen Gegnern der Apartheid als Motivation für die 
kreisky‟sche Außenpolitik nicht vergessen werden. Dabei gab es in Österreich eigentlich eine 
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nicht zu unterschätzende Strömung, die eigentlich eher eine pro-weiße Afrikapolitik 
bevorzugt hätte, wie Peter Jankowitsch in einem Interview betont: 
 
„Die Anti-Apartheidbewegung war natürlich von einer kleinen Minderheit getragen, das 
war der politisch korrekte Weg der damals eingeschlagen wurde. Es gab natürlich dem 
gegenüber eine unglaubliche südafrikanische Propaganda, inklusive Helfershelfer, 
auch journalistische, die gesagt haben, so schlimm ist das ja gar nicht in Südafrika, und 
den Schwarzen geht es ja viel besser als in den Ländern, in denen sie sich selbst 
regieren. Das hat sich dann später fortgesetzt in Namibia, da gab es auch eine 
österreichische Namibia-Lobby, für den Fortbestand des südafrikanischen Regimes, 
aber natürlich war da auch so eine gewisse weiße Solidarität, dass man die 
Südafrikaner da nicht im Stich lassen kann, und dazu kam auch, dass ein nicht 
unbeträchtlicher Teil von Österreichern ausgewandert ist nach Südafrika, die dann 
auch zum Teil Pro-Apartheid-Parolen verbreitet haben“.370 
 
Dennoch hatte sich unter Kreisky das offizielle Österreich ohne merkbare Ambivalenzen 
immer auf die Seite der Schwarzen im südlichen Afrika gestellt, wobei natürlich – wie im 
Kapitel über Entwicklungshilfe ausgeführt – ein deutlich ambitionierteres Eingreifen möglich 
gewesen wäre. 
Generell bewertet die Geschichtsschreibung das österreichische Engagement als bemüht, aber 
bei weitem nicht ausreichend, um wirklich einen Unterschied zu zeitigen, es werden immer 
wieder Parallelen zu der in Kapitel 3 gemachten Diagnose, wonach Österreich zwar 
wortreich, aber mit reduziertem Tatendrang auf die Probleme in der Dritten Welt reagierte, 
deutlich: 
 
„In den Jahren von 1970 bis 1983, also in einer Phase, die mit der sozialistischen 
Alleinregierung zusammenfällt, hat sich die Nord-Süd-Konfliktformation als zweiter 
großer sozialer und wirtschaftlicher internationaler Problembereich neben dem 
politisch dominanten Ost-West-Konflikt herausgebildet. Die Reaktion der 
österreichischen Außenpolitik auf diese neue Situation war eine verstärkte Hinwendung 
zu diesem Bereich, intensivierte Kontaktaufnahme auf internationaler Ebene, verbunden 
mit einer zum Teil sehr erfolgreichen Vermittlertätigkeit. Österreich hat bei 
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internationalen Konferenzen eine Reihe von Vorschlägen zur Entschärfung des Nord-
Süd-Konflikts erarbeitet und gemeinsam mit der Gruppe der ‚like-minded countries‘ 
Forderungen der Dritte-Welt-Staaten unterstützt, auch wenn rückblickend tatsächliche 
Erfolge im Sinne struktureller Veränderungen der ökonomischen Rahmenbedingungen 
kaum erzielt werden konnten. Die Gründe dafür liegen einerseits in verfehlten 
wirtschaftlichen und politischen Diagnosen der Ursachen der ‚Unterentwicklung‘ und 
den daraus resultierenden Strategien. Andererseits liegt ein wesentlicher Grund in der 
nichtgerechtfertigten Gleichstellung beziehungsweise Überwölbung des Nord-Süd-
Konflikts durch den ideologisch und militärisch determinierten Ost-West-Konflikt. 
Österreich hat als kleines Land beim Versuch, die tatsächlichen Ursachen und 
Hintergründe klarzulegen, durchaus international an Reputation gewonnen. Dennoch 
darf sich Österreich mit Appellen und Mahnungen allein nicht begnügen. Der aktiven 
Außenpolitik gegenüber den Entwicklungsländern in diesen Jahren steht eine 
enttäuschende Entwicklungshilfe-Praxis gegenüber, die – trotz wiederholter 
gegenteiliger Äußerungen von Politikern und Parteien – in der siebziger Dekade kaum 
verbessert wurde. Dennoch ist die Entwicklungshilfe beziehungsweise 
Entwicklungspolitik im Rahmen der österreichischen Außenpolitik gerade ein Bereich, 
in dem durch aktive und engagierte Basisinitiativen durch Aktivistengruppen und 
private Organisationen (vor allem auch von Seiten der Jugend) eine relativ große 
Bereitschaft der Öffentlichkeit zur aktiven Teilnahme und Mitgestaltung der politischen 
Maßnahmen gegeben ist. Das so oft gerade von Politikern geäußerte Diktum vom 
uninteressierten apathischen Staatsbürger gilt in der Nord-Süd-Frage nur sehr 
beschränkt“.371 
 
7.2. Player oder Spielball? Zambia im Lichte der internationalen Politik 
 
Auf den letzten Seiten wurde beschrieben, wie sich die internationalen Strömungen auf die 
österreichische Haltung zu den Ländern der Dritten Welt ausgewirkt haben. Wie sah nun 
allerdings die andere Seite aus? Welche Wirkungen zeitigte die Ebene der internationalen 
Politik in Zambia?  
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Zambia befand sich geopolitisch gesehen in einer deutlich prekäreren Lage als Österreich, 
wobei retrospektivisch diese Diagnose nicht als no-brainer abgetan werden sollte. Dazu 
braucht man sich nur die Konfrontationssituation des Kalten Krieges, mit Österreich zwar als 
neutralem, aber deswegen keineswegs unantastbarem Staat mitten in der potentiellen 
Konfliktzone vergegenwärtigen – hier sei nur der Ausspruch des rhodesischen Premiers Sir 
Roy Welensky in Erinnerung gerufen, der betont hatte, dass praktisch jederzeit sowjetische 
Panzerverbände binnen einer Stunde Wien einnehmen könnten.
372
 
Im Falle Zambias wirkten nun vor allem drei Elemente der internationalen Politik. Diese 
waren einerseits der Ost-West-Konflikt (der natürlich praktisch auf der ganzen Welt seine 
Spuren hinterließ), zweitens der Nord-Süd-Konflikt und drittens die Konfrontation zwischen 
einerseits nativ und andererseits weiß regierten Staaten des Südlichen Afrika. Dabei wird in 
dieser Arbeit davon ausgegangen, dass zwar der Ost-West-Konflikt eine bedeutende 
Schablone und der Nord-Süd-Konflikt eine wichtige Determinante der zambischen 
Außenpolitik war, dass aber der Kampf zwischen den nativ regierten Frontline-Staaten und 
den Siedlerregimes die zambische Außenpolitik am stärksten geprägt hat.  
Diese Schlussfolgerung resultiert hauptsächlich daraus, dass der Kalte Krieg vor allem als 
ideologischer geführt wurde, was in Zambia insofern nur wenig Relevanz hatte, als sich das 
Land – ideologisch gesehen – fest in der Hand des „zambischen Humanismus“ befand, der 
ähnlich dem österreichischen Sozialismus keine besondere Affinität zum Kommunismus nach 
sowjetischem oder chinesischem Muster hatte, dessen pro-westlicher Bias aber keinen 
Hardcore-Liberalismus auszulösen schien – was sich, wieder parallel zu Österreich, im 
außenpolitischen Status der Blockfreiheit ausdrückte.  
Das zweite Konfliktmuster, der Nord-Süd-Konflikt, hatte in diesem Sinne schon größere 
definitorische Auswirkungen auf die zambische Außenpolitik. So war Präsident Kaunda 
immer wieder bemüht, sein Land als ein Opfer des Kolonialismus und später als Opfer eines 
ausgeprägten Neo-Kolonialismus darzustellen, was sich vor allem in der Dominanz 
international tätiger Rohstoff-Konzerne manifestierte, die sich nicht einmal durch eine 
weitgehende Verstaatlichung des Kupfersektors reduzieren lassen konnte, worauf in früheren 
Kapiteln dieser Arbeit schon zur Genüge eingegangen wurde. Kaunda warb wiederholt für 
sein Land als Empfänger diverser Arten der Entwicklungshilfe und Zambia war auch ein 
Mitglied der CIPEC, was natürlich, parallel zur OPEC, den Status des Landes als 
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Rohstoffexporteur aus der Dritten Welt (mit allen bereits weiter oben angeführten 
Implikationen) unterstrich.  
Den größten Einfluss hatte dann aber doch die dritte geopolitische Konfliktformation, nämlich 
die Problematik des Staatsrassismus, die vor allem im südlichen Afrika in den Jahrzehnten 
nach der Dekolonialisierung manifest wurde. Zambia war einer der sogenannten Frontline-
Staaten, also ein Staat im südlichen Afrika, der direkt an ein von einem weißen 
Minderheitsregime regiertes Land grenzte. Die Frontline-Staaten (Angola, Botswana, 
Mozambique, Tanzania, Zambia) hatten es sich zur Aufgabe gemacht, angefangen in 
Rhodesien, schließlich aber überall im südlichen Afrika die indigene (schwarze) Bevölkerung, 
die natürlich in allen Siedlerregimes die Mehrheit stellte, aus der Unterdrückung durch die 
vorherrschenden weißen Eliten zu befreien und demokratische, von Einheimischen geleitete 
Regierungen zu ermöglichen. Zu Beginn der hier beobachteten Periode, 1970, war diese 
Zielsetzung noch weit von einer Realisierung entfernt: Angola und Mozambique waren noch 
portugiesische Kolonien, Rhodesien und Südafrika von Siedlerregimes beherrscht und 
Namibia eine Quasi-Kolonie Südafrikas.  
Dabei stellte die Allianz der Frontline-Staaten vor allem drei wichtige Hilfestellungen zur 
Verfügung. Diese waren zum einen auf dem militärischen Gebiet beheimatet, insofern als die 
Frontline-Staaten Rückzugsmöglichkeiten, Basen und Trainingsmöglichkeiten, aber auch 
zweitens Nachschub an militärischen (und nichtmilitärischen kriegswichtigen) Gütern sowie 
gesicherte Routen für den Transport der diversen Güter garantierten.  
Drittens sorgten sie für diplomatischen Rückhalt für die Befreiungskämpfer, damit vor allem 
das Smith-Regime nicht mit politischen Manövern sein späteres Ziel eines schwarzen 
Marionetten-Regimes umsetzen konnte, und schließlich waren die Frontline-Staaten stets 
bemüht, die unterschiedlichen Freiheitskämpfer-Gruppierungen auf das gemeinsame Ziel hin 
einzuschwören und zusammenzuhalten, damit nicht eine Strategie des divide et impera, die 
aufgrund der diversen ethnischen, strategischen oder ideologischen Unterschiede zwischen 
den Gruppierungen leicht zu einer Spaltung und Zerstreuung der Schlagkraft hätte führen 
können, Platz greifen konnte.
373
 
Kaunda selbst hatte stets den Leitsatz verfolgt, dass die zwar offiziell schon vollzogene 
Unabhängigkeit Zambias nicht als komplett angesehen werden dürfe, so lange seine Nachbarn 
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noch unter Fremdherrschaft welcher Art auch immer stünden.
374
 Und diesen Grundsatz 
verfolgte er mit aller Konsequenz, was sein Land immer wieder an den Rand des 
wirtschaftlichen Ruins oder eines offenen Kriegs brachte. 
 
Die Argumentation, dass diese dritte Konfliktformation die dominierende war, lässt sich 
anhand eines Ausschnittes aus einem Interview mit Kenneth Kaunda illustrieren, das 1977 




„Im August 1975 traf ich (Kaunda) Vorster (den südafrikanischen Premierminister). Ich 
sagte ihm, dass er auf einem Vulkan sitze. Aber Vorster antwortete mir: ‚Sie wissen 
nicht, wovon Sie reden’. Apartheid sei der einzige Weg, meinte er, Südafrikas Völkern 
einen Weg in die Zukunft zu weisen (…). Ich (Kaunda) gebe Südafrika drei Jahre bis zur 
nächsten Explosion. 
Kurier: Wer soll den Schwarzen Südafrikas Waffen für eine solche Explosion geben? 
Sie werden ihre Waffen dort nehmen, wo sie sie bekommen. Heute sind nur die 
Ostblockstaaten unter der Führung Moskaus oder Pekings dazu bereit. Der Westen 
wird sie ihnen nicht geben.“ 
 
Hier wird sehr stark deutlich, dass das zentrale außenpolitische Thema der Konflikt mit 
Südafrika ist, und dass die Ost-West-Konfrontation dahinter nur als sekundäres Element in 
Erscheinung tritt: es ist Kaunda nicht wichtig, wer die Waffen liefert, sondern nur, dass sie 
geliefert werden, hinfällig ob es nun sowjetische Kalaschnikows, chinesische Type 63, 
amerikanische M16 oder österreichische AUGs seien
376
. Interessant ist in diesem 
Zusammenhang ein Interview, das Kaunda mit der österreichischen Tageszeitung Die Presse 
geführt hat, wo er sich rechtfertigt, die Bewaffnung seiner Streitkräfte mit Waffen aus dem 
Ostblock durchzuführen: dies hätte keinen ideologischen Hintergrund, sondern der Westen 
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Welche Implikationen haben nun Relevanz, wenn man die geopolitischen Aspekte im Sinne 
ihrer regionalpolitischen Ableger im südlichen Afrika betrachtet? Die Konfrontationsmuster 
wurden mit der Unabhängigkeitserklärung Zambias bzw. der UDI Rhodesiens gesetzt und 
dominierten die Region seither: „It would be wrong to think that UDI established a region in 
which it was a case of Zambia against Rhodesia. It would be wrong also to consider a 
situation where Zambia faced a white south – Rhodesia and South Africa. Zambia in fact 
faced a largely white region. To its south, west, east, white-ruled territories covered a greater 
area than the independent states, disposed of greater wealth, and possessed greater military 
forces. (…) Zambia was determined by the pace of history to be the first frontline state and 
(…) despite support from Tanzania to its north and, to a more ambitious extent, from Malawi, 
it was Zambia that bordered a multiplicity of white-minority regimes“.378 So drastisch 
formuliert scheint es ganz klar, dass sich gar keine andere Konfliktformation für die 
zambische Außenpolitik entwickeln konnte, als der Kampf gegen Appartheid und 
Staatsrassismus, während sich andererseits der Regionalhegemon Südafrika mit einem cordon 
sanitaire zu umgeben versuchte, der die fortschreitende Etablierung von indigen regierten 
Staaten aufzuhalten versuchen sollte.  
Dass diese Strategie nicht ganz aufging, ist auf das Versagen der portugiesischen Diktatur 
zurückzuführen, sich eine ausreichend hohe Legimitation im eigenen Volke zu sichern: als 
nämlich 1974 der Coup (Nelkenrevolution) in Portugal die Diktatur hinwegfegte wurde die 
Welt relativ plötzlich vor die Tatsache gestellt, dass die Kolonien Angola und Mozambique in 
die Unabhängigkeit entlassen werden sollten, was schon 1975 geschah. Vor allem in Angola, 
wo der Bürgerkrieg nicht so bald enden sollte, etablierte sich das große Schreckgespenst 
Südafrikas, in Form der MPLA: Schwarze, bewaffnete Kommunisten, die auf dem besten 
Wege waren, die Herrschaft an sich zu reißen, unterstützt von kubanischen Truppen und 
ausgerüstet mit modernsten sowjetischen Waffen – da musste Pretoria einfach 
gegensteuern.
379
 Und dieses Gegensteuern konnte in der südafrikanischen Logik natürlich nur 
in Form eines militärischen Einmarsches der SADF (South African Defence Forces) 
vonstatten gehen – und dieser endete für Südafrika in einem Desaster, das vor allem aus 
geopolitischen Implikationen resultierte: 
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„Fearful of another Vietnam, the US Congress in December 1975 voted to withhold 
arms from UNITA and the FNLA – fighting like (in the case of UNITA with) the South 
Africans against the MPLA – and the US message to Pretoria was made clear. If the 
SADF sought to take Luanda, it could expect neither military nor political support from 
Washington. A struggle against Cubans implied a global context in which one 
superpower had to calculate its commitments against the other. Throughout, Pretoria 
had assumed support from Washington. This was now being withdrawn; the Soviets – 
after a short lull – were increasing their arms shipments to the MPLA; There were by 
December 1975 about 10,000 Cubans in Angola. It would be a hard road to Luanda. In 
January 1976, South Africa withdrew its forces“.380  
 
Später wurde der cordon sanitaire noch weiter geschwächt, nämlich als 1980 Robert Mugabe 
die Macht in Rhodesien/Zimbabwe übernahm (und sich gegen den von Südafrika geförderten, 
weil Pretoria hörigen Muzorewa durchsetzte) und 1980 die SADCC gegründet wurde, um 
neben der politischen Unabhängigkeit der schwarzen Staaten auch die ökonomische 
Unabhängigkeit von Südafrika zu erreichen.  
Somit war klar geworden, dass die südafrikanische Doktrin, einen Schutzgürtel „weißer“ 
Staaten um sich herum zu halten, um den Vormarsch schwarzer Regierungen zu stoppen, 
fehlgeschlagen war. Als Reaktion wurde die „Totale Strategie“ ins Leben gerufen, die als 
Garant für eine fortgesetzte Vorherrschaft eines weißen Südafrika in einer zumindest so weiß 
als möglich gehaltenen Region dienen sollte. Diese Totale Strategie beruhte darauf, die 
benachbarten schwarzen Staaten so weit zu behindern und zu destabilisieren, dass sie 
keinesfalls eine Bedrohung für die weiße Vorherrschaft im Südafrika darstellen konnten. Dies 
sollte mit verschiedenen Methoden, wie „to constrain them, demoralise them, narrow their 
ressources, prevent them from mounting any effective campaign against Pretoria, sometimes 
terrorise them, occupy parts of them“381 erreicht werden, das bedeutete nun, gegen den Feind 
jederzeit mit allen erdenklichen Mitteln zuzuschlagen, seien diese militärischer, 
ökonomischer oder psychologischer Natur. 
Da diese Vorgehensweise nicht unbedingt von der besonders feinen Art war, war Pretoria 
natürlich stets darum bemüht, sein Vorgehen gegenüber dem Westen, und hier vor allem 
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gegenüber den USA, zu rechtfertigen. Diese Rechtfertigungen basierten vor allem auf vier 
Elementen:  
1. Pretoria beschützt die Schifffahrtsrouten um das Kap der Guten Hoffnung, eine der 
wichtigsten Seeverbindungen überhaupt 
2. In Südafrika finden sich wichtige strategische Mineralien, die dem Westen zugute 
kommen 
3. Südafrika ist im Kampf gegen den Kommunismus involviert, wie nicht zuletzt das 
Engagement gegen die marxistischen Guerillas in Angola gezeigt hat 
4. Südafrika ist die Regionalmacht schlechthin, und kein anderer Staat in dem Gebiet 




Die Implikationen dieser beiden Strategien, der cordon sanitaire-Strategie und der Totalen 
Strategie waren es also, die im Laufe des beobachteten Zeitraumes die außenpolitischen 
Prozesse Zambias determinierten, ob Lusaka das nun wollte oder nicht. 
 
7.2.1. Die Apartheid vor der Haustüre: Zambia und Südrhodesien 
 
Die Fixierung der zambischen Außenpolitik auf die Rassenfrage begann mit der rhodesischen 
UDI, wobei Kaunda in den ersten Monaten kein wirklich schlüssiges Konzept gehabt zu 
haben schien, wie er mit den Ereignissen umgehen sollte, mit Ausnahme des 
Grundgedankens, dass London schuld sei, nicht ausreichend reagiert zu haben und dieses 
Versäumnis möglichst bald, und wenn nötig mit Waffengewalt wieder gut zu machen habe, 
wobei Kaunda, eigentlich entgegen seiner sonst eher pazifistischen Grundhaltung, auf 
Gespräche mit Rhodesien verzichten wollte, da er nicht glaubte, dass dadurch das Smith-
Regime gestürzt und die Rassengleichstellung ermöglicht werden könnte. Vielmehr sollte 
nach seiner Ansicht London wieder die Regierungsmacht übernehmen, solange die Lage noch 
nicht so schlecht ist, dass Zambia von sich aus Gewalt einsetzen müsse.
383
 London hingegen 
sah seine Prioritäten ganz anders: eine direkte militärische Involvierung sollte vermieden 
werden, London setzte vor allem auf den Verhandlungsweg – wohl auch um Zeit zu gewinnen 
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in der Hoffnung, dass wie so oft die Dinge nicht so heiß gegessen wie sie vonseiten der 
schwarzen Staaten im Norden gekocht werden würden
384
. 
Auch der britische Botschafter in Wien betonte laut einem Bericht des Außenministeriums 
diese Ansicht: demnach wäre es nicht Großbritanniens Hauptproblem, sich um die Ruhe in 
der afrikanischen Bevölkerung in Rhodesien zu bemühen, sondern vor allem, andere 
unabhängige afrikanische Staaten vor „unüberlegten Schritten“ abzuhalten, ohne hierbei den 
Verdacht der Einmischung oder des „Beschützers der Weißen“ auf sich zu ziehen. Eine 
militärische Aktion gegen die Weißen in Rhodesien hätte nach britischer Lesart ein 
wirtschaftliches Chaos bedeutet und erneute Fremdherrschaft provoziert.  
Weiters wird in dem Akt ausgeführt, dass die Staatschefs von Kenya, Uganda und Tanzania 
mit Kaunda vereinbart hätten, „ein Ansuchen Zambias um britischen Militärschutz für den 
Fall zu unterstützen, als das Kariba-Projekt und andere gemeinsame Zambisch-Rhodesische 
Unternehmen, z.B. die ‚Central-Africa-Airways‟ und die ‚Rhodesia Railways‟ gefährdet 
erscheinen. Die Sprengung eines Hochspannungsmastes des Karibawerkes dürfte von einer 
Seite erfolgt sein, die die Verwicklung britischer Truppen in das Rhodesienproblem 
provozieren will. Die Entsendung einer Royal-Airforce Schutzmacht erfolgte unverzüglich, 
im Einverständnis mit Präsident Kaunda (…) Das britische Kontingent am Sambesi dürfte 
daher nicht nur zum Schutz des Kariba-Projektes sondern – vielleicht sogar in erster Linie – 
zum Schutz Rhodesiens vor Gewaltaktionen von außen entsandt worden sein“.385 
Vor allem die hidden agenda, dass die britischen Truppen weniger zum Schutz zambischer 
Einrichtungen sondern eher zum Schutz Rhodesiens entsendet worden waren, hat das Wiener 
Außenamt richtig erkannt: So hat spätere historische Forschung ergeben, dass die RAF-
Verbände hauptsächlich dazu dienten, unauffällig die zambischen Flughäfen unter Kontrolle 
zu halten, und Teile der britischen Truppen, die an der Zambezi-Grenze stationiert waren 
hatten sich wiederholt mit den Truppen Smith„ verbrüdert bzw. gibt es sogar Berichte von 
Überläufern unter den britischen Soldaten zugunsten der südrhodesischen Truppen.
386
 
Die zambische Grundhaltung, einen gewaltsamen Regimewechsel in Rhodesien zu fordern, 
wurde (allerdings erst später) von Kaunda selbst reformuliert, und nachdem einige Zeit seit 
der UDI Rhodesiens vergangen war, setzte sich wieder ein etwas gemäßigterer Ton durch: 
„Kaunda‟s sense of foreign policy improved and the articulation of this policy came with the 
1969 Manifesto on Southern Africa. It had taken more than three years after Rhodesian UDI, 
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but the message of the manifesto was clear: negotiations were more important than violence; 
South Africa should be ostracised from the international community (so South Africa was 
seen as more important than Rhodesia); and Kaunda had emerged as a leader of African 
opinion“.387 Hierbei fällt auf, dass diese pazifistische Tendenz in den nächsten Jahren immer 
wieder gewissen Schwankungen unterlag, da Kaunda in seinen Reden immer wieder einen 
eher belligerenten Ton anzuschlagen tendierte
388
 – wobei davon ausgegangen werden kann, 
dass Kaunda keinen offenen Krieg gegen Rhodesien riskiert hätte, auch wenn die 
Provokationen durch das Smith-Regime, die sich gegen Ende der 1970er bis hin zu 
Bombenangriffen auf Lusaka steigerten, einen solchen immer wieder nahegelegt hätten. Die 
Befürchtung war natürlich die, dass wenn Kaunda offiziell seine Armee gegen Rhodesien 
eingesetzt hätte, es einerseits schon aus dieser Konfliktkonstellation wohl kein gutes Ende für 
Zambia gegeben hätte, zum anderen wohl der Regionalhegemon Südafrika nicht gezögert 
hätte, sich für Smith in den Kampf zu begeben
389





Wie bereits ausgeführt ließ Smith 1973 die Grenze zwischen Rhodesien und Zambia kurz 
schließen, bot aber bald darauf eine Wiedereröffnung an, die von Kaunda 
überraschenderweise abgelehnt wurde. Es scheint so, als ob Kaunda damals die Kapazitäten 
seiner Alternativen, allen voran der TAZARA, bei weiten überschätzt hätte - anscheinend 
hatte sich Kaunda zu sehr darauf verlassen, dass seine eigentlich schon bald nach der 
rhodesischen UDI begonnenen Aktivitäten zur Vorbereitung von Alternativrouten für den 
Kupferexport ausreichend weit gediehen seien. Immerhin waren schon 1966 zambische 
Minister in Tanzania und dem Kongo zu Gast gewesen, um künftige potentielle Exportrouten 
unter Umgehung der südlichen Staaten zu suchen und entsprechende Abkommen mit den 
Regierenden zu treffen.
391
 Die spätere Entwicklung sollte aber die Limitierungen dieser 
Politik zeigen, weswegen sich Kaunda so undurchdachterweise selbst eine Falle gestellt hatte, 
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wobei er darauf bedacht war, seine Position öffentlich als eine der Stärke und Unabhängigkeit 
darzustellen, also zu betonen, dass er nicht von südafrikanischem goodwill abhängig war.
392
  
Der Vorwurf der Kollaboration mit dem Feind Südafrika war Kaunda schon früher gemacht 
worden, nämlich aufgrund der Tatsache, dass Kaunda im angolanischen Bürgerkrieg 
zeitweise die UNITA unterstützte
393
 (zumindest bis Feber 1976, als die Entscheidung der 
OAU, die MPLA-Regierung in Angola anzuerkennen, diese Einstellung revidierte), die 
ihrerseits auch von Südafrika im Kampf gegen die MPLA unterstützt wurde
394
, wobei im 
Nachhinein davon ausgegangen werden muss, dass Kaunda wohl erkannt hatte, dass die 
Suche nach Frieden in der Region ohne mit dem größten Kontrahenten überhaupt zu reden 
wohl kaum erreicht werden konnte, weswegen die direkte Begegnung mit Vorster nicht als 
Kapitulation Kaundas Prinzipien vor der südafrikanischen Macht, sondern eher als 
Pragmatismus angesehen werden muss.  
Diese Einsicht wurde zweifellos dadurch unterstützt, dass Kaunda während der ersten Jahre 
seiner Regierungszeit nach einem vielversprechenden Start immer wieder von der britischen 
Regierung enttäuscht wurde, weniger was das britische Verhältnis zu Zambia selbst, sondern 
zur Region des südlichen Afrika anbelangte. Kaunda selbst spricht seine Enttäuschung über 
das Empire immer wieder offen aus: „Zambia has paid a very heavy price for British 
weakness. Our economy has been crippled from the side-wipe of sanctions and the proud 
development plans we evolved to chart a bright future had to be shelved or abandoned“.395 
Diese Schwäche, die Kaunda anprangert, lag darin verortet, dass London sich weigerte, nach 
der UDI Rhodesiens mit Waffengewalt das Siedlerregime abzusetzen und einer schwarzen 
Regierung das Land zu überantworten. Kaunda hatte zu diese Zeit wiederholt eben dafür 
plädiert, da er davon ausgegangen war, dass ein bewaffnetes Engagement der Kolonialmacht 
deutlich weniger Blutvergießen bedeuten würde als ein Volksaufstand, den Kaunda im Falle 
eines fortgesetzten Minderheitsregimes als garantiert ansah. Aufgrund des Versäumnisses des 
damaligen britischen Premiers, Sir Harold Wilson, in dieser Frage militärisch aktiv zu 
werden, begann sich eine Entfremdung Kaundas gegenüber London, aber bis zu einem 
gewissen Grade auch genereller gegen den Westen anzudeuten: 
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„Here was I (Kaunda, P.O.), in 1965, a pacifist president trying to persuade Sir Harold 
Wilson to risk a minimal amount of violence by establishing a British military presence 
in Rhodesia, whilst he, certainly no pacifist so far as I am aware, was insisting to me 
and announcing to the whole world that under no conditions would he run the risk of 
war by sanctioning the use of even a token force. That one burst of pacifist zeal gave 
Mr. Smith the green light to go ahead with UDI, assured both South Africa and 
Portugal they could interfere in Rhodesia’s affairs with impunity and effectively 
neutralized in advance any organized opposition within Rhodesia to UDI – for what 
would be the point of demonstrating loyalty to the Crown if the only support Britain was 
prepared to offer you was rhetorical?“396 
 
Somit war es an Kaunda, das Heft des Handelns gegen den südafrikanischen Staatsrassismus 
selbst in die Hand zu nehmen. Da es, wie oben schon erwähnt, unmöglich gewesen wäre, 
einen offenen Krieg gegen die Siedlerregimes zu führen, musste sich Kaunda darauf 
beschränken, die Guerillataktiken einiger Befreiungsbewegungen – wenn schon nicht offen zu 
unterstützen – so doch nicht zu unterbinden, weswegen etwa Robert Mugabe lange Zeit von 
Zambia aus gegen das Smith-Regime kämpfte
397
, was sich unter anderem in versteckten 




Kaundas Strategie musste sich unter diesen Prämissen also so gestalten: Politisch blieb 
Lusaka ob der britischen Untätigkeit nichts anderes übrig, als an das schlechte Gewissen der 
Weltgemeinschaft zu appellieren und im Kleinen den Widerstand gegen die Apartheid im 
Süden am Leben zu erhalten – wobei sich dieser Widerstand wie erwähnt vor allem im 
bewaffneten Kampf von Robert Mugabes ZANU-Armee (die längere Zeit von Mosambik aus, 
hervorragend mit sowjetischen Waffen ausgestattet aber undiszipliniert
399
) und der 
„Patriotischen Front“ rund um Joshua Nkomo (ZAPU-Armee von Zambia aus400, mit 
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chinesischen Waffen ausgestattet) gegen das Smith-Regime manifestierte Dieser Kampf 
müsste laut Kaunda unbedingt fortgesetzt werden – so drohte Kaunda sogar offiziell, alle 
Unterstützung Lusakas für Nkomo einzustellen, wenn dieser im Kontext der anglo-




Nichtsdestotrotz schienen diese anglo-amerikanischen Verhandlungsvorschläge zumindest in 
gewisser Weise zu fruchten, es wurde davon abgeleitet eine „interne Lösung“ für den 
Übergang der Macht erarbeitet, die mit Ende 1978 in Kraft treten hätte sollen – womit aus 
Sicht vieler Kritiker vor allem eine Marionettenregierung installiert worden wäre. Vor 
Kundmachung der Einigung auf die „interne Lösung“ wurde wie erwähnt von Seiten 
Zambias, aber auch von der Sowjetunion und deren Verbündeten immer wieder klar gemacht, 
dass eine solche Verhandlungslösung niemals akzeptiert werden würde und der bewaffnete 
Guerillakampf der Patriotischen Front weiterhin unterstützt werden würde
402
. Diese interne 
Lösung wurde unter Boykott der Patriotischen Front zwischen Premier Smith und Bischof 
Muzorewa, Reverend Sithole und Chief Chirau ausverhandelt und sah vor, dass es einerseits 
gewisse Minderheitenrechte für Weiße geben sollte, dass die Armee offen für die derzeitigen 
Guerillakämpfer sein sollte und als vielleicht wichtigster Inhalt die Form der 
Übergangsregierung, der alle Verhandlungsteilnehmer bis zu den geplanten Wahlen im April 
1979 angehören sollten. Diese Übergangsregierung schaffte es aber weder, die Unterstützung 
der schwarzen Mehrheitsbevölkerung zu erlangen, noch einen Waffenstillstand mit der 
Patriotischen Front herzustellen – ganz im Gegenteil begannen sich die Privatmilizen der drei 
schwarzen Mitglieder der Übergangsregierung gegenseitig zu bekämpfen
403
, wobei die 
Bürgerkriegswirren durch den wachsenden Antagonismus von Mugabe und Nkomo, der auch 
zunehmend mit Waffengewalt seinen Ausdruck fand, noch gesteigert wurden.  
Die Wahlen wurden 1979 schließlich vom beliebten Bischof Muzorewa gewonnen, was aber 
nichts daran änderte, dass die Patriotische Front den Guerillakrieg weiterführte, was 
wiederum damit begründet wurde, dass „die tatsächliche Macht in der Polizei, bei den 
Streitkräften, in der Justiz und anderen mehr (…) bei den bisher maßgebenden Personen 
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verbleiben (werde, P.O.) und der Umstand, dass Ministerpräsident Muzorewa ein 
mehrheitliches schwarzes Kabinett führen werde, (daran, P.O.) nichts ändere“404.  
Da schließlich die Verfahrenheit der Situation immer offensichtlicher wurde, lud 
Großbritannien für September 1979, als der Guerillakrieg in Rhodesien immer schlimmere 
Ausmaße annahm, zu einer Rhodesienkonferenz unter Beteiligung aller Stakeholder (also der 
Übergangsregierung und der Patriotischen Front) in London ein. Dort wurde beschlossen, 
dass in Salisbury ein britischer Gouverneur (Lord Soames) die Regierung übernehmen sollte, 
der dann endlich unter den Prämissen einer neuen Verfassung (mit reduzierten 
Minderheitenrechten für die Weißen) freie und faire Wahlen abhalten sollte. Die patriotische 
Front stimmte daraufhin einem Waffenstillstand zu, und die Handelssanktionen gegen 
Rhodesien wurden nach der Amtsübernahme durch Lord Soames aufgehoben. Bei den 
allgemein als verhältnismäßig fair angesehenen Wahlen am 4. März 1980 setzte sich dann für 
die meisten Beobachter überraschenderweise Robert Mugabe durch und durfte mehr als die 
Hälfte der Sitze im Parlament beanspruchen, was zwar zu einer leichten Enttäuschung in 
Lusaka geführt haben musste, da Kaunda immer hauptsächlich Nkomo unterstützt hatte, aber 
nichtsdestotrotz überwog in Zambia die Erleichterung über das Ende des Bürgerkriegs und die 
erwartete Normalisierung der außen- und sicherheitspolitischen Zustände
405
. Diese trat in 
weiterer Folge ein, und eine Phase der stabilen, freundschaftlichen Beziehungen zwischen den 
ehemals befeindeten Nachbarn konnte eingeläutet werden. Dieser Umstand soll aber 
keineswegs über die spätere katastrophale wirtschaftliche Entwicklung Zimbabwes unter den 
Ägiden Robert Mugabes hinwegtäuschen, die bis heute noch das so vielversprechend 
gestartete Land plagen. 
Abschließend sollte vielleicht festgehalten werden, dass die ursprüngliche Intention von 
Kenneth Kaunda, dass der ehemalige Hegemon Großbritannien wieder das Heft in die Hand 
nehmen müsse, um endlich einen geregelten Übergang von weißer Siedlerherrschaft zu 
indigener Herrschaft zu garantieren, letztlich tatsächlich in der Person von Lord Soames 
Früchte getragen hat. Dies wirft vor allem die Frage auf, warum es so lange gedauert hat und 
so viel Blutvergießen nötig war, bis sich London endlich durchringen konnte, sich der 
verfahrenen Situation in Salisbury anzunehmen, wobei eine endgültige Klärung dieser Fragen 
nicht mehr in den hier untersuchten Rahmen fällt.  
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Angesichts der dargestellten Fakten wird vor allem deutlich, dass der primäre Faktor in der 
zambischen Außenpolitik die Frage des südafrikanischen Staatsrassismus war, die sogar, wie 
unten noch weiter ausgeführt, den ansonsten alles anderen überformenden Ost-West-
Antagonismus überlagerte. Insofern zeigt sich hier eine starke strukturelle Parallele zur 
österreichischen Außenpolitik der Neutralität, als dass man sich weder in Wien noch in 
Lusaka in eines der beiden geopolitischen Lager einverleiben lies, sondern einen eigenen, 
weitgehend selbstbestimmten außenpolitischen Kurs fuhr. 
 
7.2.2. Die zambische Konfliktkonstellation im Ost-West-Antagonismus 
 
Neben der Feststellung , dass vor allem die Apartheid die entscheidende Determinante in der 
zambischen Außenpolitik spielte ist für eine politische Analyse, deren Fokus sich in den 
1970ern befindet natürlich die Frage relevant, wie sich der globale Kalte Krieg auf Zambia 
auswirkte, und die entsprechende Perzeption in Wien war bzw. was man davon in Wien 
überhaupt wusste. 
In seinem Kampf gegen das Smith-Regime ging Kaunda stellenweise sogar so weit dass er 
drohte, seine Äquidistanz zwischen den großen internationalen Machtblöcken aufzugeben und 
die Hilfe Kubas und der Sowjetunion anzufordern, sollte sich Großbritannien nicht bereit 
erklären, Smith zu stürzen.
406
 
Auch wenn diese radikale Position niemals in die Tat umgesetzt wurde, so betonte man in 
Lusaka immer wieder, nicht auf den Westen als Unterstützer fixiert zu sein, sondern auch den 
Ostblock oder China als möglichen Bündnispartner ins Auge gefasst zu haben
407
, wobei das 
Interesse angeblich durchaus auf Gegenseitigkeit beruht haben soll, wie Amtsvermerke aus 
den Akten den österreichischen Außenministeriums andeuten
408
, es wird sogar so weit 
gegangen zu konstatieren, dass Zambia im „politischen Gewässer der VR-China angelangt“ 
sei
409
, und auch eine zambisch-sowjetische Zusammenarbeit wird wiederholt vermeldet.
410
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Dabei waren in diesem Kontext bestimmte außenpolitische Aktionen nicht gerade dienlich, 
eine enge Beziehung mit dem Westen zu schaffen: So überlegte Kaunda öffentlich einige 
Zeit, ob er nicht aus dem britischen Commonwealth austreten sollte
411
, zudem akzeptierte 
Lusaka ein Angebot für chinesische Wirtschaftshilfe.
412
 Auch war seine zeitweise 
Hinwendung zu einer „progressiven“, also tendenziell staatssozialistischen Wirtschaftspolitik 
(wie etwa weiter oben im Kontext der Verstaatlichung des Kupferbergbaus ausgeführt) nicht 
gerade vertrauensfördernd im Westen, wie der österreichische Botschafter Reisch einmal 
ausführte: „Die grundlegende politische Bedeutung des Regierungswechsels (1975, P.O.) 
dürfte auf der Linie eines zunehmenden revolutionären Progressismus Sambias nach 
tansanischem Vorbild gelegen sein: ‚revolutionäre‟ Ausrichtung der Außenpolitik, ‚härtere 
Linie‟ gegenüber Rhodesien und Südafrika, fortschreitende Einschränkungen des privaten 
Unternehmertums, Vergesellschaftung von Produktion und Verteilung, Volksjustiz, 
Unterbindung privater Geschäftstätigkeit der Politiker“.413 
Dieser sinophile Einschlag in der zambischen Außenpolitik war allerdings nicht nur eine 
kurze Laune, um den momentanen regionalpolitischen Gegebenheiten entsprechen zu können, 
sondern er sollte sich noch über mehrere Jahre hinziehen, wobei nicht nur Zambia als 
dankbarer Empfänger chinesischer Hilfe auftrat, sondern vielmehr auch die Volksrepublik 
aktiv Schritte setzte, um in Afrika noch stärker Fuß fassen zu können, wie der österreichische 
Botschafter Leiner aus Peking 1974 anlässlich eines einwöchigen Besuchs Kaundas schrieb:  
 
„Der Besuch Dr. Kaundas ist die logische Fortsetzung der schon im Vorjahr forcierten 
chinesischen Politik, in Afrika als einem Kontinent der dritten Welt und der 
Entwicklungsländer, noch mehr Fuß zu fassen und die Beziehungen zu den 
afrikanischen Staaten in einer Weise auszubauen, die es der Volksrepublik ermöglichen 
würden, dort sozusagen als ‚Primus inter pares’ aufzutreten und den Einfluss des 
‚Erzfeindes’ Sowjetunion zu verdrängen. Dass die heurige Besuchsreihe mit Zambia 
begann, dem Tansania auf dem Fuße folgt, ist hiebei nicht von ungefähr, denn Zambia 
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und Tansania können von den Chinesen mit Recht wohl als Modellfall der chinesisch-
afrikanischen Zusammenarbeit angesehen werden“.414  
 
Dabei, so analysiert Leiner, spreche der derzeitige Trend stark für eine Ausweitung des 
chinesischen Einflusses in Afrika, da einerseits die Sowjetunion aufgrund von politischen 
Ungeschicklichkeiten zunehmend an Boden bei den schwarzafrikanischen Führern verliere, 
und zudem habe die chinesische Regierung vor, die zeitweilig gestoppte Unterstützung für die 
diversen afrikanischen Unabhängigkeitsbewegungen (inklusive Waffenlieferungen) wieder 
aufzunehmen, um die Gunst der Stunde noch weiter voranzutreiben.
415
 Dabei soll Kaunda 
selbst den Wunsch deponiert haben, die zambische Luftwaffe mit hochmodernen chinesischen 
Kampfflugzeugen vom Typ MIG 19 aufrüsten zu dürfen, was von chinesischer Seite aber mit 
dem Hinweis, dass Zambia als Staat der Dritten Welt andere militärische Bedürfnisse als 
Düsenjets habe, abgewiegelt wurde. Dennoch sei aber „hinsichtlich der Unterstützung der 
Untergrundbewegungen in Rhodesien (…) Hilfe an Waffen und Material sowie an 
Expertenwissen zugesagt worden“.416 
 
Dabei schien nach den Beobachtungen des österreichischen Botschafters in Nairobi, Georg 
Reisch, vor allem Kaundas damaliger Außenminister und Vizepräsident, Simon Kapwepwe, 
ein Träger und Förderer des sino- und sowjetophilen Kurses gewesen zu sein, da er aufgrund 
seiner wiederholten Reisen in den Ostblock politisch deutlich weiter links als Kaunda stehe. 
Kapwepwe solle zudem innenpolitisch eine „prochinesische“ Linie vertreten, was Reisch so 
erklärt, dass Kapwepwe punkto Wirtschaftspolitik und Kulturrevolution einen an Peking 




Diese Orientierung an „skandinavischen Vorbildern“, also eine Politik der Äquidistanz 
zwischen den Blöcken mit einem leichten prowestlichen Einschlag, wird von Kaunda in den 
kommenden Jahren allerdings immer wieder etwas schwammig interpretiert, als er selbst 
einerseits etwa auf einer Indienreise davor warnt, dass der Kommunismus in Südafrika Fuß 
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fassen könnte, wenn nicht die rassistischen Regimes in der Region entfernt würden,
418
 er aber 
andererseits 1980 auf eine Verurteilung der sowjetischen Invasion in Afghanistan verzichtet, 
weil wie Botschafter Franz Palla analysierte, „man sich im Falle einer südafrikanischen 
militärischen Intervention nicht die Möglichkeit einer direkten militärischen Unterstützung 
abschneiden“ will419. 
1979 fällt Zambia international mit einer massiven sowjetischen Waffenlieferung auf (der 
Westen hatte den Verkauf militärischer Hardware abgelehnt), wobei neben den 
Waffensystemen auch sowjetische „Berater“ eingekauft wurden. Botschafter Palla analysierte 
diesen Vorgang so: 
 
„Es ist zu befürchten, dass mittelfristig gesehen die Waffenkäufe und die begleitenden 
Experten in Zambia auch innenpolitische Konsequenzen haben könnten. (…) In der 
Einheitspartei gibt es zahlreiche, in den Oststaaten ausgebildete Kader, welche deren 
Umwandlung in eine Partei streng marxistisch-leninistischer Observanz zumindest 
kaum verhindern würden (…) Eine „Gleichschaltung“ Zambias mit (Angola und 
Mosambik, P.O.) in innen- und außenpolitischer Hinsicht dürfte ein sowjetisches 
Wunschziel sein. (…) Präsident Kaunda ist wohl nicht gewillt, sich in die Arme 
Moskaus zu werfen und seine bisherige Schaukelpolitik zwischen Ost und West 
aufzugeben. Es muss jedoch bezweifelt werden, ob er sich der Gefahren einer massiven 
Entsendung östlicher Experten völlig bewusst ist“420 
 
Insgesamt befanden sich 1982 immerhin 170 östliche Militärberater in Zambia: 70 
sowjetische, 20 chinesische, 30 ostdeutsche und 50 nordkoreanische
421
. 
Auch in den folgenden Jahren fiel die Dichte östlicher Staatsbesucher in Lusaka immer 
wieder auf, und auch die anti-kapitalistische Rhetorik Kaundas verebbte trotz westlicher 
Entwicklungshilfe nicht. Dennoch, so analysierte der österreichische Botschafter trocken, war 
Kaunda Realist genug, seine scheinbare Sowjetophilie nicht allzu sehr als Distanzierung zum 
Westen auslegbar zu machen: „Dass Kaunda immer noch weiß, auf welcher Seite sein Brot 
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gebuttert ist bezeugt, dass er (den Zambia besuchenden Sekretär des ZK der KPČ, P.O.) Bilak 
seinem Stellvertreter überließ und in die Golfstaaten abreiste“422. 
Dieses wiederholte Lavieren macht vor allem deutlich, dass Kaunda weniger an der 
internationalen Politik im Sinne der globalen Bipolarität interessiert war, sondern sein 
Hauptaugenmerk immer den Implikationen der regionalen Konfliktkonstellation gegolten hat 
– eine in den 1960er und 1970er Jahren nicht überall anzutreffende Attitüde. 
 
7.3. Österreich und Zambia im Kräftefeld der internationalen Politik 
 
In den beiden vorigen Unterkapiteln ist vor allem eines klar geworden: Österreich und 
Zambia standen sich vor allem in Sachen Anti-Apartheitspolitik und Blockfreiheit sehr nahe. 
Auch Peter Jankowitsch betonte diese Faktoren in einer Analyse der damaligen Beziehungen 
zur Dritten Welt: „Auch keineswegs ideologischen Motiven war es zuzuschreiben, wenn 
Österreich in diesen Jahren – ebenso wie andere westeuropäische Demokratien – 
Befreiungsbewegungen der Dritten Welt unterstütze, ebenso wie Maßnahmen gegen 
Apartheid-Regime im südlichen Afrika, vor allem jenes in Südafrika selbst: Viel eindeutigere 
Motive waren hier das klare Bekenntnis einer europäischen Demokratie für Menschenrechte 
und Grundfreiheiten oder das Recht auf nationale Selbstbestimmung“.423  
Deutliches Signal dafür war unter anderem die Neudefinition der österreichischen Beziehung 
zur Gruppe der 77, der Blockfreien Staaten, wo Österreich ab 1970 einen Gaststatus 
bekleidete, während man sich in Wien bis dahin seine „Handlungsfreiheit gegenüber jeder Art 
von Gruppenbildung (…) bewahren“ wollte, erst recht gegenüber von Kreisky als 
„neutralistisch“ bezeichneten Staaten.424  
Diese ähnliche Ausrichtung der Außenpolitik, die auch bei diversen Anlässen immer wieder 
wortreich betont wurde, war neben den – immerhin ambitioniert dargestellten – 
Entwicklungshilfemaßnahmen und den labilen wirtschaftlichen Beziehungen wohl der 
hauptsächliche Träger der freundschaftlichen Beziehungen zwischen Lusaka und Wien. In 
diesem Sinne könnte man die These aufstellen, dass ohne die UDI in Rhodesien und den 
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südafrikanischen Staatsrassismus Zambia und die umliegenden Gebiete weiterhin blinde 
Flecken auf der österreichischen außenpolitischen Landkarte geblieben wären, zu denen sie ja 
nach dem Ende der Kreisky-Ära ja auch bald wieder wurden. Insoferne kann man sagen, dass 
die Faktorenkombination Bipolarität (die eine Europäisierung der österreichischen 
Außenpolitik verhinderte) und Staatsrassismus die tragenden Kräfte in der internationalen 




8. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 
 
Auf den letzten Seiten wurde nun versucht, mit einem strukturierten Ansatz die bilateralen 
Beziehungen zwischen Österreich und Zambia zu beleuchten, wobei die Regierungszeit von 
Bruno Kreisky (1970-1983) als zeitlicher Rahmen diente.  
Dieser zeitliche Rahmen ist zwar nicht nur, aber zum größten Teil mit der Person Bruno 
Kreiskys zu erklären. Er war zwar damals nicht der einzige Entscheidungsträger in der 
österreichischen Bundesregierung, dominierte diese aber mithilfe seiner einzigartigen 
innenpolitischen Stellung und einer ihm eigenen, unübersehbaren Präsenz. Zudem war es 
speziell im außenpolitischen Sektor die aktive Neutralitätspolitik, der er über seine gesamte 
Regierungsperiode seinen Stempel aufdrückte, und in diesem Feld auch das Primat des 
Außenministers relativierte. Durch Kreisky wurden einige Initiativen gestartet, die „neuen“, 
also sich gerade dekolonisierenden Staaten als gleichwertige internationale Partner zu 
betrachten, ohne in die diversen Strömungen des Neokolonialismus zu verfallen, wie sie von 
exponierteren Staaten öfters verkörpert wurden. 
Welche Schlussfolgerungen können nun nach der Betrachtung der Beziehungen getroffen 
werden? Österreich war Zambia gegenüber stets ein ernsthafter Ansprechpartner in Fragen der 
internationalen Politik, und die Zusammenarbeit im Rahmen der internationalen 
Organisationen (allen voran die UNO) war durchwegs von hervorragender Kooperation
425
 
geprägt. Dennoch war es, und das fiel vor allem in den Anfangstagen der Sanktionen gegen 
Rhodesien sehr stark auf, nicht immer ganz einfach, Ideologie bzw. Idealismus gegen 
wirtschaftliche Interessen durchzusetzen: Man war in Wien zwar rhetorisch massiv gegen die 
                                                 
425 
Interview mit Botschafter a.D. Dr. Peter Jankowitsch, geführt von Philipp Otto am 27.Mai 2010 in Wien 
Die bilateralen Beziehungen zwischen Österreich und Zambia OTTO, Philipp 
 
153 
Unterdrückung und Ausbeutung der schwarzen Bevölkerung im südlichen Afrika, ließ aber 
andererseits im Zuge der internationalen Wirtschaftssanktionen gegen das rassistische Regime 
in Rhodesien einen besonderen Umsetzungseifer vermissen, was eine gewisse Diskrepanz 
zwischen dem Wunsch nach einer ideologisch fundierten Außenpolitik und der Realität einer 
nach Marktgesetzen funktionierenden Weltwirtschaft offenbarte, der sich auch Österreich 
nicht widersetzen konnte. Andererseits waren es wieder auch wirtschaftliche Interessen, die 
die Intensivierung der Beziehungen Mitte der 1970er zumindest erleichterten, und in der 
Botschaftsgründung in Lusaka ihren vorläufigen Höhepunkt fanden – auch wenn diese 
Intensivierung ein wenig zu spät angegangen wurde, also zu einem Zeitpunkt, an dem das 
Interesse an Zambia bald darauf wieder zurückgehen sollte. 
Generell kann aus der Analyse des wirtschaftlichen Sektors der Schluss gezogen werden, dass 
Zambia viele der Chancen, die sich ihm im Zuge der Dekolonisierung und aufgrund seiner 
natürlichen Dispositionen auftaten, unzureichend genützt hatte. Die geopolitisch ungünstige 
Lage trug zwar einen gewichtigen Teil zu den wirtschaftlichen Schwierigkeiten Zambias bei, 
doch auch eine ganze Reihe von hausgemachten Faktoren löste die späteren (und bis heute 
spürbaren) ökonomischen und fiskalischen Probleme aus. 
Der österreichische Impetus, immer unter den ersten Staaten zu sein, die bei der 
Unabhängigwerdung bilaterale Beziehungen aufnehmen, war auch im zambischen Fall 
vorhanden, was zunächst vielversprechende Beziehungen in Aussicht stellte. Dennoch ließ 
man in Wien die Zügel diesbezüglich ein gutes Jahrzehnt lang sehr stark schleifen, und trotz 
der guten Voraussetzungen wie einer ähnlichen geopolitischen Lage und einigen scheinbaren 
Ähnlichkeiten in der dominierenden Staatsideologie, ganz zu schweigen von der guten 
Kooperation im Rahmen der internationalen Organisationen kam es nur sehr langsam zu einer 
Verbreiterung der Beziehungsbasis zwischen Wien und Lusaka. Erst rund um 1973, als sich 
die Lage Zambias im Kontext der Rhodesienkrise massiv verschlechterte und Österreich 
zudem in der entsprechenden UNO-Mission vertreten war, kam es zu einer vertieften 
Beschäftigung Wiens mit Lusaka. In den frühen 70er Jahren trugen zudem gesteigerte 
Hoffnungen auf dem wirtschaftlichen Sektor (Zambia sowohl als Absatzmarkt als auch als 
Rohstoffquelle), die bereits länger laufenden Entwicklungshilfen und – in den Worten 
Kenneth Kaundas – die ideologische Nähe der beiden Staaten dazu bei, Zambia endlich als 
lohnenswerten Partner anzusehen, wobei der geopolitische Imperativ des Statements gegen 
den Staatsrassismus und der Solidarität mit den schwarzafrikanischen Völkern 
nichtsdestotrotz den weitaus größten Ausschlag gegeben haben dürfte. 
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Österreich war ein verhältnismäßig (d.h. für österreichische Verhältnisse) großzügiger 
Entwicklungshilfegeber, und – solange es die regionalpolitischen Umstände zuließen – ein 
zwar nicht besonders wichtiger, aber dennoch steter Handelspartner.  
Die österreichische Bevölkerung wurde nicht gerade mit Informationen über Zambia 
überschüttet, und was das Wenige angeht, was publiziert wurde, so zeichnete vieles davon ein 
sehr negatives Bild von einem Terroristen unterstützenden, rassistischen Verbrecherregime in 
Lusaka, das mit Vorliebe hart verdiente österreichische Steuermillionen verprasse.  
Im Lichte dieser Fakten scheint es, dass die Beziehungen zwischen Wien und Lusaka über 
weite Strecken hauptsächlich von der persönlichen Beziehung zwischen Kreisky und Kaunda 
getragen wurden, bzw. von deren ähnlichem Verständnis der Realitäten des internationalen 
politischen Systems. In den beginnenden 1980er Jahren stellte sich schon bald eine 
weitgehende Ernüchterung ein, die Beziehungen schienen einzuschlafen. 
Ganz diesem Trend entspricht es auch, dass schon bald nach dem Rückzug Kreiskys aus dem 
politischen Leben die Botschaft in Lusaka (offiziell aus Kostengründen) geschlossen und das 
Entwicklungshilfeengagement Österreichs deutlich zurückgefahren wurde. 
Dass allerdings die Beziehungen zwischen dem Neutralen Österreich und dem Blockfreien 
Zambia von den Kräften und Strömungen der internationalen Politik im Kontext des Kalten 
Krieges beeinflusst wurden, darüber lässt sich im Lichte der obigen Untersuchung zwar nicht 
streiten, aber die alles überformende Konfliktformation, die die Beziehungsstruktur 
determinierte, war natürlich der Nord-Süd-Konflikt, und hier in seiner speziellen Ausprägung 
der Gegnerschaft zwischen Frontline-Staaten und Staatsrassismus war. 
 
Österreich und Zambia waren also tatsächlich, wie Präsident Kaunda so treffend ausführte, 
Freunde auf dem internationalen Parkett, wobei vor allem die missliche Lage Zambias und die 
sich so bietende gute Gelegenheit, zu einer international brennenden Frage eine gute und 
prestigeträchtige Position zu beziehen in Wien als Motivatoren bezüglich einer 
Aufrechterhaltung der Freundschaft angesehen wurden. Dass diese Freundschaft anfangs mit 
vielversprechenden Wirtschaftskontakten gewürzt wurde, scheint zwar registriert worden zu 
sein, wurde aber – eigentlich überraschenderweise – nicht zum Hauptmotiv der Beziehungen 
gemacht, da immer vor allem der geo- bzw. regionalpolitische Aspekt die Oberhand hatte. Mit 
dem Wegfall der großen Rhodesienfrage und den sich intensivierenden Problemen der 
zambischen Wirtschaft kam es zu einem Erlahmen der Beziehungen, und mit den 
innenpolitischen Umwälzungen in Österreich nach dem Rückzug Kreiskys, womit die aktive 
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Neutralitätspolitik schon bald endete war auch das große Engagement für den „Freund“ 
Zambia bald wieder vorbei – Schade eigentlich, denn Zambia hätte in den 80ern und danach 
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Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit den bilateralen Beziehungen zwischen Österreich 
und Zambia, wobei die sogenannte Kreisky-Ära (1970-1983) als zeitlicher Fokus gewählt 
wurde, da in diesem Zeitraum die Beziehungen massiv an Fahrt aufnahmen, ihren Höhepunkt 
erlebten und sehr bald nach Beendigung der Regierungszeit Kreiskys weitgehend aus Eis 
gelegt wurden.  
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass Zambia zwar ein Schwerpunktland der 
österreichischen Entwicklungshilfe war, allerdings hatte dieses Engagement vor allem 
geopolitische Implikationen, da man in Wien vor allem das gute Standing als 
Apartheitsgegner im Auge hatte, und weniger an Zambia selbst interessiert war – mit 
Ausnahme des dort lagernden Kupfers, dessen Import den Großteil der wirtschaftlichen 
Beziehungen der beiden Staaten ausmachte. Die engsten Beziehungen ergaben sich somit im 
Rahmen der Vereinten Nationen, des Nord-Süd-Dialogs und im Kontext der südafrikanischen 
Apartheid, und in abgeschwächter Form bei den Wirtschafts- und 
Entwicklungshilfebeziehungen. Im öffentlichen österreichischen Bewusstsein oder in der 
österreichischen Presse spielte Zambia so gut wie keine Rolle, und auch die 
Entwicklungshilfe nahm – trotz des Schwerpunktstatus Zambias – nur bescheidene Ausmaße 
an. Die verspätet vollzogene Eröffnung einer Botschaft in Lusaka wurde bald nach Kreiskys 
Rückzug aus der Politik zurückgenommen, und das Interesse der österreichischen 
Außenpolitik wendete sich verstärkt Zimbabwe bzw. Südafrika zu. 
In Summe passen die bilateralen Beziehungen Österreichs zu Zambia in die generelle 
Schablone der österreichischen Außenpolitik, wonach die Unterstützung der Position Zambias 
hauptsächlich erfolgte, um international als Apartheidsgegner reüssieren zu können und mit 
dem politischen Mainstream nicht anzuecken, wobei immer darauf geachtet wurde, die 
politischen Imperative nicht allzu sehr in die Quere der wirtschaftlichen Bedürfnisse kommen 
zu lassen, wobei sich die österreichische Außenpolitik immer wieder als willfähriger 
Erfüllungsgehilfe des österreichischen Außenhandels gesehen hat. Entwicklungshilfe wurde 
hauptsächlich verbal und erst in zweiter Linie materiell geleistet, wobei das grosso modo dem 
Stimmungsbild in der österreichischen Bevölkerung entsprochen hat.  
 
 




This paper focusses on the bilateral relations between Austria and Zambia in the timespan 
from 1970 – 1983, which is usually called the Kreisky-Era (the time of Bruno Kreisky as 
chancellor). The reason for this is found in the fact, that in this era the relations between the 
two states were growing tremendously, reaching their peak and going through a massive 
decline right after the demise of chancellor Kreisky.   
Zambia was an important country for Austrian development aid, but this engagement 
originated less from a specific interest in Zambia itself, but from geopolitical implications: 
Austria was rather trying to score points with the global community by supporting the Anti-
Apartheid-front, rather than being interested in Zambia itself – except for the copper deposits 
found there, resulting in the fact, that Austrian import of copper made up the lion‟s share of 
the external trade relations of the two states.  
The driving factors were coming from the collaboration in the context of the United Nations, 
the North-South dialogue and in the confrontation against South African Apartheid, and to a 
lesser extend from the relations in the field of economics and development aid. As far as the 
Austrian public opinion was concerned, Zambia was a negligible factor, and even 
development aid played – despite the status of Zambia as a development aid focus for Austria 
– not an overwhelmingly important role. The delayed opening of an embassy in Lusaka was 
soon undone after the end of Kreisky‟s chancellorship, and the general interest soon shifted 
further south to Zimbabwe or South Africa. 
In general, Austria‟s foreign policy tried to go along the international mainstream in following 
an anti-Apartheid standing, which constituted the background for the support of Zambia, 
while there was a consensus not to let ideology or politics get in the way of economic 
interests, whereas Austrian foreign policy often worked as an aid for the business world.  
Development aid was delivered foremost in a rhetorical sense, which was very much in 
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